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Ob wirklich alles Mist wäre, 
fragt sich Pino, der Rathauska-
ter, bei der Rede unseres Bun-
despräsidenten zum Natio- 
nalfeiertag. Oder verkommt 
der 3. Oktober zum National-
jammertag? Aber schon Bun-
deskanzler Helmut Kohl wuss-
te, dass die Deutschen „auf 
sehr unsympathische Wei-
se Weltmeister im Jammern“ 
sind.  Seite 15

Wie üblich findet zusammen mit der KOMMUNALE die Landes- 
versammlung des Bayerischen Gemeindetags statt.
ht tps://www.bay-gemeindetag.de/media/25786/pro -
gramm-flyer-kommunale_2023.pdf
Kostenfreie Tickets mit Code KOM23BAYGZ  Kommen Sie mit 
Kolleginnen und Kollegen zum GZ-Stand 9-159.

Wahlnacht im Bayerischen Landtag. Im Bild v.l.: Florian von Brunn, 
SPD, Katharina Schulze, Grüne, Ministerpräsident Dr. Markus Sö-
der, CSU, die beiden BR-Moderatoren Achim Wendler und Birgit 
Kappel, stv. Ministerpräsident Hubert Aiwanger, FW und für die 
AfD Katrin Ebner-Steiner. Bildarchiv Bayerischer Landtag, Foto: Rolf Poss

Präsidium des Deutschen Landkreistags:

Vertrauen nicht 
verspielen

Der Zuzug von Geflüchteten sowie die beabsichtigten Re-
formen der Krankenhausstrukturen und des Rettungs-
dienstes standen im Mittelpunkt der jüngsten Präsidiums-
sitzung des Deutschen Landkreistags im Westerwaldkreis. 
Wie DLT-Präsident Reinhard Sager betonte, „können die 
Landkreise allein die reine Unterbringung Geflüchteter 
kaum mehr bewältigen. An Integration ist erst recht nicht 
mehr zu denken.“

In vielen Landkreisen wür-
den Notunterkünfte wie Zelte 
und Turnhallen genutzt, sämtli-
che verfügbaren leerstehenden 
Heime oder Hotels seien ange-
mietet worden, so der DLT-Prä-
sident. „Das wird gesellschaftlich 
zu einem immer größeren Pro- 
blem. Die Akzeptanz bei Bürge-
rinnen und Bürgern lässt sich 
nicht sichern, wenn die Bundes-
regierung nicht endlich konse-
quent die Zuwanderung deutlich 
begrenzt und besser ordnet.“

Weiterverteilung nur bei 
Bleibeperspektive

Wichtig sei darüber hinaus, 
dass die Bundesländer nur Men-
schen auf die Kommunen wei-
terverteilen, die eine Bleibeper-
spektive haben. Vor Ort wachse 
das Unverständnis, weil es nicht 
ausreichend Kapazitäten gibt. 
„Eine aussichtsreiche Integrati-
on mit Kita- und Schulplätzen, 
Sprachkursen, Weiterbildung, 
Qualifizierung und Aufnahme 
einer Erwerbsarbeit ist in einer 
derart prekären Gesamtsituati-
on nicht möglich. Auf diese Wei-
se türmen sich riesige Integrati-
onsnotwendigkeiten auf, die nur 
schwerlich bewältigt werden 
können. Wir schaffen an dieser 
Stelle riesige Zukunftslasten.“

Europäischer Ansatz

Jetzt müsse es darum gehen, 
auf der EU-Ebene einen ent-
scheidenden Schritt weiterzu-
kommen, fuhr Sager fort: „Wir 
brauchen einen generellen eu-
ropäischen Ansatz, um den Zu-
zug zu steuern. Deutschland 
darf deshalb nicht wie aktu-
ell weiter auf der Bremse ste-
hen, wir brauchen den Asylkom-
promiss. Dazu müssen sich das 
EU-Parlament, die europäischen 
Regierungen und die EU-Kom-
mission rasch einigen.“

National müsse zudem ein 
wirksamer Grenzschutz gewähr- 

leistet werden. „Es ist richtig 
und lange überfällig, an den 
Grenzen zu Tschechien und Po-
len auch stationäre Kontrol-
len durchzuführen. Auch müs-
sen wir die Personen zurück-
führen, die keinen Anspruch 
auf Asyl haben. Dazu braucht es 
auch eine Ausweitung der Liste 
sicherer Herkunftsstaaten ein-
schließlich der Maghreb-Staa-
ten und der Türkei.“

Rückführung

Vor diesem Hintergrund sei es 
zu begrüßen, dass die Bundes-
innenministerin Vorschläge zur 
Verbesserung der Rückführung 
gemacht und dabei auch Ände-
rungswünsche der Kreisauslän-
derbehörden aufgegriffen habe. 
„Die Verlängerung der Höchst- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Pflegetag in Berlin:

Bausteine für eine  
krisenfeste Versorgung

Übertragung von Heilkundetätigkeiten, bessere Bildung 
und Arbeitsbedingungen sowie politische Mitbestim-
mung fordert der Deutsche Pflegerat e.V. für die Pflege. 
Eine aktuelle forsa-Umfrage zum Thema Pflege im Auf-
trag des Bosch Health Campus stützt die Positionen, wie 
Präsidentin Christine Vogler beim Deutschen Pflegetag in 
Berlin deutlich machte: „Seit vielen Jahren richten wir uns 
wieder und wieder mit Forderungen an die Bundesregie-
rung und zeigen den Handlungsbedarf auf, um die Pflege 
zukunftssicher zu machen. Und diese Forderungen sind 
begründet – durch nationale und internationale Studien, 
durch Beispiele aus anderen Ländern und mit sorgenvol-
lem Blick auf die demografische Situation.“

Vor über 3.500 Teilnehmern 
forderte Vogler, das Potenzial 
der beruflich Pflegenden zu nut-
zen, um die Pflege- und Gesund-
heitsversorgung zu sichern. Dies 
sei der wesentliche Baustein für 
eine nachhaltige und krisenfes-
te Versorgung. „Die Fachkräfte-
sicherung in der Pflege ist der 
Schlüssel für den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft und damit 
für unsere Demokratie. Die ge-
sellschaftliche Haltung zum The-
ma Pflege muss sich entschei-
dend ändern.“

Bessere Rahmenbedingungen

Wichtige Punkte blieben wei-
terhin die Bezahlung sowie bes-
sere Arbeitsbedingungen für 
die Pflegekräfte. Vogler plä-
dierte für eine Anhebung des 
Einstiegsgehalts von 4.000 bis 
4.500 Euro für Fachkräfte. In der 

Bevölkerung befürworten laut 
forsa-Umfrage 91 Prozent eine 
bessere Bezahlung des Pflege-
personals und 79 Prozent eine 
Festlegung verbindlicher Perso-
nalbemessungsgrenzen. 

Berufsrückkehrer gewinnen

„Durch eine solche Verbes-
serung der Arbeitsbedingun-
gen lassen sich Berufsrückkeh-
rer gewinnen und Teilzeitbe-
schäftige überzeugen, ihre Stun-
denzahl auszuweiten“, zeigte 
sich die Präsidentin überzeugt. 
Auch Pflegefachpersonen aus 
dem Ausland müssten verstärkt 
in den Blick genommen werden. 
Sie benötigten eine nachhalti-
ge Begleitung und weniger bü-
rokratische Hürden im Anerken-
nungsverfahren.

Die Ergebnisse der forsa-Um-
frage zeigten zudem, dass die 

Bevölkerung – zumindest bis-
lang – Zweifel an einer gelunge-
nen Umsetzung dieser Aspek-
te hat: 92 Prozent der Befrag-
ten vertrauen nicht darauf, dass 
die Politik in Zukunft eine quali-
tativ hochwertige und bezahlba-
re pflegerische Versorgung für 
alle Bürger sicherstellt. Nur sie-
ben Prozent stimmen der Aussa-
ge zu, dass die Politik für die Auf-
gaben der pflegerischen Versor-
gung vorbereitet ist 

Befugnisse ausweiten

Außerdem schlug Vogler vor, 
die Befugnisse für Pflegefach-
kräfte auszuweiten, um ihren 
Beruf etwa bei der pflegeri-
schen Diagnostik, Therapie und 
Betreuung souverän ausüben 
zu können. Die Übertragung 
von Heilkundetätigkeiten sei 
dabei unerlässlich und in ande-
ren Ländern schon lange selbst-
verständlich. „Wir müssen mo-
derne und versorgungsrelevan-
te neue Berufsbilder wie die 
Community Health Nurse oder 
die Schulgesundheitspflege ein-
führen. So schaffen wir Per- 
spektiven, mit denen wir Pfle-
gefachpersonen im Beruf und in 
Deutschland halten können.“

Darüber hinaus brauche es 
durchlässige und bundesweit 
gültige Pflegebildungsstruktu- 
ren. Es komme auf gute Bil- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Landtags- und Bezirkswahlen in Bayern:

Mehrheit für  
bürgerliche Koalition

Die bayerischen Bürger haben ihrem Wunsch nach poli-
tischer Kontinuität auch bei den Landtagswahlen 2023 
deutlich Ausdruck verliehen. Die CSU ist mit 37 Pro-
zent der Stimmen unangefochten die stärkste Kraft. Je-
doch hat sie ihr schlechtestes Ergebnis seit 1950 erzielt 
(2018: 37,2 Prozent). Wie schon vor fünf Jahren strebt 
die Christlich Soziale Union erneut eine Koalition mit 
den Freien Wählern an, die ihr Ergebnis von 11,6 Prozent 
auf nun 15,8 Prozent deutlich verbessern konnten und 
damit zweitstärkste Kraft sind. 

Auf dem dritten Platz rangiert 
die AfD mit 14,6 Prozent (2018: 
10,2 Prozent) und liegt damit 
knapp vor den Grünen mit 14,4 
Prozent (17,6 Prozent). Die SPD 
landete bei 8,4 Prozent (9,7 Pro-
zent). Den Einzug in das Maxi-
milianeum nicht mehr geschafft 
hat hingegen die FDP mit einem 
Stimmenanteil von 3,0 Prozent 
(5,1 Prozent). Die Wahlbeteili-
gung lag bei 73,3 Prozent. 

Plus für die einen,  
Federn-lassen für die anderen

Auch bei den Bezirkswah-
len holte die CSU nach den der-
zeit vorliegenden (Zwischen)-Er-
gebnissen die meisten Stim-
men, musste aber in Niederbay-
ern und der Oberpfalz Einbußen 
hinnehmen. Kräftig zu legten 
Freie Wähler und AfD, während 
SPD und Grüne teils erheblich 
Federn lassen mussten.    

In Oberbayern votierten für 
die CSU 34,5 Prozent der Wäh-
ler – ein Plus von 3,4 Prozent-
punkten im Vergleich zu 2018. 
Die Freien Wähler gewannen 
7 Prozentpunkte hinzu und ka-
men auf 19 Prozent. Drittstärks-
te Kraft wurden die Grünen mit 
14,2 Prozent (minus 7,2 Punk-
te) vor der AfD mit 12,7 Pro-
zent (plus 4,2 Punkte). Die SPD 
vereinte 7,3 Prozent der Stim-
men auf sich (minus 2,3 Punkte). 
Die Wahlbeteiligung lag bei 75,3 
Prozent.

Aiwanger-Bonus  
in Niederbayern

In Niederbayern kam die CSU 
auf 34,9 Prozent der Stimmen 
– ein Minus von 4,1 Prozent ge-

genüber 2018. Die Freien Wäh-
ler wurden mit 23,8 Prozent 
zweitstärkste Kraft (plus 7,4 Pro-
zent), gefolgt von der AfD mit 
18,5 Prozent (plus 5,6 Prozent). 
Die Grünen kamen auf 6,8 Pro-
zent (2018: 9,7 Prozent). Die SPD 
landete bei 6,5 Prozent – ein Mi-
nus von 1,5 Prozent gegenüber 
2018. Wahlbeteiligung: 73,3 
Prozent.

Große Unterschiede  
in einzelnen Regionen

In der Oberpfalz verlor die 
CSU mit 36,8 Prozent geringfü-
gig gegenüber 2018 (37,5 Pro-
zent). Das zweitbeste Ergebnis 
erreichten die Freien Wähler 
mit 20,7 Prozent (plus 3,1 Punk-
te). Die AfD landete bei 17,3 Pro-
zent (plus 5,3 Punkte) und da-
mit deutlich vor den Grünen (9,0 

Prozent – minus 2,6 Punkte). Die 
SPD büßte 1,9 Punkte ein und 
erreichte 7,4 Prozent. Wahlbe-
teiligung: 74,6 Prozent.

Treueste CSU-Wähler  
in Unterfranken

In Mittelfranken vereinte die 
CSU 34,4 Prozent der Stimmen 
auf sich und gewann damit 1,4 
Punkte hinzu. Mit einem Zuwachs 
von 5,7 Punkten gegenüber 2018 
erzielten die Freien Wähler 16,4 
Prozent der Stimmen. Die Grü-
nen erreichten 14,4 Prozent (mi-
nus 3,7 Punkte) und lagen damit 
hauchdünn vor der AfD mit 14,3 
Prozent (plus 4,5 Punkte). Für die 
SPD votierten 10,4 Prozent (2018: 
13,2 Prozent). Wahlbeteiligung: 
74,5 Prozent.

Mit 40,3 Prozent erzielte die 
CSU in Unterfranken um 2,7 Pro-

zentpunkte mehr als 2018. Die 
AfD kam auf 15,3 Prozent (plus 
5,7 Punkte), für die Freien Wäh-
ler stimmten 13,8 Prozent (plus 
1,3 Punkte), während die Grü-
nen 12,8 Prozent – ein Minus 
von 3,1 Punkten – verbuchten. 
10 Prozent der Stimmen erreich-
te schließlich die SPD (minus 0,4 
Punkte). Wahlbeteiligung: 74,3 
Prozent.

Endergebnisse  
bei den Bezirksregierungen

Die Ergebnisse der Bezirks-
wahlen aus Oberfranken und 
Schwaben lagen bei Redaktions-
schluss noch nicht vor und wer-
den in der GZ-Ausgabe 20 ver-
öffentlicht. Weitere Informatio-
nen und Aktualisierungen sind 
den Internetseiten der Bezirks-
regierungen zu entnehmen.  DK
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Robert Stiglmayr 
94167 Tettenweis 

am 19.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Landrat Josef Niedermaier  

83646 Bad Tölz  
am 14.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Ziegler 

97483 Eltmann  
am 17.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Gerhard Poschinger  
94157 Perlesreut  

am 19.10.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Christian Blatt 

85253 Erdweg  
am 17.10.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stephan Schlier 

83043 Bad Aibling  
am 14.10.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage 
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Jubiläum 25 Jahre Tag der Regionen:

Rekordzahlen zum Jubiläum
Erstmalig mit rund 1.200 Aktionen und 16 Schirmherrschaften aus dem Bundesministerium 

und 15 Landesministerien wirbt der Tag der Regionen für die Stärken von Regionalität
Feuchtwangen/Borgentreich. Was für ein Jubiläum! Seit 1999 en-
gagieren sich in ganz Deutschland Menschen zum Tag der Regio-
nen und präsentieren ihre regionalen Köstlichkeiten, Fertigkeiten 
und Besonderheiten.

In diesem Jahr mit rund 1.200 
Veranstaltungen mit mehr Ak-
tionen als bisher in der 25-jäh-
rigen Geschichte. 25 Jahre – 
in denen der Tag der Regio-
nen viel erreicht hat: Verständ-
nis um und Aufmerksamkeit für 
Regionalität sowohl in der Ge-
sellschaft als auch bei den poli-
tischen Entscheidungsträgern. 
Sie spiegeln sich in Kooperati-
onen und Zusammenarbeit mit 
vielen anderen Organisatio-
nen und der Unterstützung auf 
ministerieller Ebene durch 16 
Schirmherrschaften wider. Den-
noch ist die Arbeit des Tags der 
Regionen heute wichtiger denn 
je. Denn die Regiobranche ächzt 
und braucht dringend Rücken-
wind. Landwirtschaft und Le-
bensmittelhandwerk befinden 
sich in tiefen Krisen – der Tag 
der Regionen kann dort Ver-
trauen für regionale und trans-
parente Kreisläufe stiften, wo 
sie hingehören – in die Mitte der 
Gesellschaft. 

Regionalität schafft Identität 

Produzentinnen und Produ-
zenten regionaler Produkte ste-
cken in einer Zwickmühle: Auf 
der einen Seite sollen sie dem 
Wunsch nach hochwertigen re-
gionalen Lebensmitteln gerecht 
werden, auf der anderen Seite 
müssen sie steigende Produk-
tions- und Lohnkosten abfedern 
und sehen sich außerdem nach 
wie vor der Marktmacht des Le-
bensmitteleinzelhandels und 
überbordender Bürokratie aus-
geliefert. Es ist die Leidenschaft 
und das Wissen, dass es um 
mehr geht, als nur um regional 
produzieren und einkaufen, die 
täglich motiviert. Es geht um gu-
te und verfügbare Lebensmittel, 
es geht um Landschaftspflege, 
die es auch für den Tourismus 
braucht, es geht um Umwelt- 
und Naturschutz, es geht um re-
gionale Arbeitsplätze – und um 
Vieles mehr 

Cem Özdemir, Bundesminis-

ter für Ernährung und Land-
wirtschaft, ist Bundes-Schirm-
herr für den Tag der Regionen. 
Er betont in seinem Grußwort: 
„In der Kraft unserer ländlichen 
Räume liegt unsere Zukunft: 
Mittelständische Industrien und 
Handwerk, regionale Wirtschaft 
und angewandte Wissenschaft, 
Erneuerbare Energien und nach-
wachsende Rohstoffe, Wasser 
und Wälder, Ackerböden und 
Artenvielfalt. Hier entscheidet 
sich, ob wir auf neuen Wegen 
und mit guten Ideen unseren 
Wohlstand bewahren.“

Keimzellen des Wohlstands

Dessen ist sich auch der schles-
wig-holsteinische Landwirt-
schaftsminister Werner Schwarz 
bewusst: „Die regionale Wert-
schöpfung ist der Schlüssel, 
um die ländlichen Räume auch 
in Zukunft attraktiv zu gestal-
ten.“ Thorsten Glauber, baye- 
rischer Staatsminister für Um-
welt- und Verbraucherschutz 
konstatiert, „dass Regionen die 
Keimzellen unseres Wohlstan-
des und der Startpunkt zahllo-
ser Innovationen sind“. Er führt 
weiter über die Regionen aus: 
„In ihnen liegt auch der Schlüs-
sel für die gewaltigen Aufgaben, 
vor denen wir im Umwelt- und 
Klimaschutz stehen.“

Ähnlich beschreibt es auch Dr. 
Till Backhaus, Minister für Klima-
schutz, Landwirtschaft, ländliche 
Räume und Umwelt in Mecklen-
burg-Vorpommern: „Regionale 
Wirtschaftskreisläufe werden ge- 
rade in Zeiten des Klimawandels 
immer wichtiger, sie sind der 
Schlüssel für die Lösung vieler Pro-
bleme.“ Thomas Schmidt, säch- 
sischer Staatsminister für Re-
gionalentwicklung, bekräftigt: 

„Vor allem die klein- und mittel-
ständischen Unternehmen aus 
Handwerk, Tourismus oder auch 
der Lebensmittelbranche bilden 
das Fundament unserer boden-
ständigen Wirtschaft.

Lebensmittel aus der Heimat

Für Petra Berg, saarländische 
Ministerin für Umwelt, Klima, 
Mobilität, Agrar- und Verbrau-
cherschutz, bedeutet Regiona-
lität: Wohnortnahe Jobs, Ver-
sorgung vor Ort und Lebensmit-
tel aus der Heimat. Für Katrin 
Eder, Klimaschutzministerin aus 
Rheinland-Pfalz, bedeutet Regi-
onalität die zukunftsfähige Ge-
staltung unserer Heimat. 

Axel Vogel, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und Klima-
schutz des Landes Brandenburg, 
bestätigt dies: „Wir müssen re-
den über Resilienz, wir müs-
sen uns Gedanken darüber ma-
chen, dass die Lieferketten, die 
sich über Jahre hinweg aufge-
baut haben und immer stärker 
vernetzt sind, eben auch beson-
ders verletzlich sind.“

Neu denken und handeln

„Wenn wir auf Dauer die Pro-
dukte unserer Heimat genießen 
wollen, müssen wir neu denken 
und entsprechend handeln.“, 
weiß auch Silke Gorißen, Mi-
nisterin für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Dr. Felor 
Badenberg, Senatorin für Justiz 
und Verbraucherschutz, weist 
darauf hin, dass es beim Han-
deln nicht alleine gehe, sondern 
zusammen gearbeitet werden 
müsse: „Die Herausforderungen 
unserer Zeit kennen keine Lan-
desgrenzen und lassen sich auch 
nicht getrennt lösen.“

Zum diesjährigen Motto des 
Tag der Regionen „…wurzeln in 
einer globalisierten Welt“ steht 

für Miriam Staudte, Ministerin 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz des Lan-
des Niedersachsen fest, dass je-
der gefragt ist, um die Wurzeln 
zu bewahren. 

Dem schließt sich auch Priska 
Hinz, Ministerin für Umwelt, Kli-
maschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz des Landes 
Hessen, an: „Schließlich lässt 
sich die Bedeutung von regiona-
ler Lebensmittelerzeugung und 
-vermarktung gar nicht hoch 
genug einschätzen, aus ökolo-
gischer und aus ökonomischer 
Sicht.“ Auch Peter Hauk, ba-
den-württembergischer Minis-
ter für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz, 
ruft dazu auf, aktiv am Tag der 
Regionen teilzunehmen.

Bernhard Stengele, Minister 
für Umwelt, Energie und Na-
turschutz des Landes Thürin-
gen, bekräftigt: „Jede und Jeder 
von uns kann Teil dieser attrak-
tiven kleineren Kreisläufe sein, 
daran erinnern die vielfältigen 
Aktionen zum Tag der Regio-
nen.“„Dank dieser wunderba-
ren Initiative lassen sich Hand-
werk, Kultur und all die ande-
ren wertvollen Besonderhei-
ten unserer Heimat entdecken“ 
konstatiert auch Prof. Dr. Armin 
Willingmann, Minister für Wis-
senschaft, Energie, Klimaschutz 
und Umwelt des Landes Sach-
sen-Anhalt, und gratuliert zum 
25-jährigen Jubiläum.

Fundament belastbarer 
Daseinsvorsorge

Der Tag der Regionen steht 
für die Wertschätzung all der re-
gionalen Leistungen, die wir ge-
nießen, weiß Dr. Melanie Oertel, 
Projektleiterin des Tag der Regi-
onen. „Der Regionalgedanke ist 
die Sicherheitsarchitektur in ei-
ner globalisierten Welt – Nach-
versorgungsregionen sind die 
Elemente dieser Sicherheitsar-
chitektur, die die Basis einer le-
bendigen Stadt-Land-Beziehung 
sowie das Fundament belastba-
rer Daseinsvorsorge sein kann“, 
ist sich Heiner Sindel, seit 25 
Jahren Sprecher des Tag der Re-
gionen sicher.  r

Klausurtagung des SGK-Bundesvorstands:

Positionen zur  
Krankenhausstrukturreform

Der Vorstand der Bundes-SGK hat anlässlich seiner Klausurtagung 
in Braunschweig ein Positionspapier mit Anforderungen an eine 
Krankenhausstrukturreform aus kommunaler Sicht beschlossen. 
Grundsätzlich wird das Vorhaben von Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach zur geplanten Krankenhausreform begrüßt. In 
enger Abstimmung mit Experten aus Wissenschaft und Praxis so-
wie Vertretern der Länder sei ein entsprechendes Eckpunktepa-
pier vorgelegt worden, das als Grundlage für das Gesetzgebungs-
vorhaben dienen soll.

Vor diesem Hintergrund stellt 
die Bundes-SGK folgende Forde-
rungen:
1. Die vollständige Umsetzung 
dieser Reform wird Jahre dau-
ern. Mit Blick auf die aktuelle 
Lage, in denen sich die Kranken-
häuser befinden, ist es daher er-
forderlich, dass noch in diesem 
Jahr eine wirksame Lösung ge-
funden wird, die die stark ge-
stiegenen Personal- und Sach-
kosten zeitnah kompensieren 
kann.
2. Die in der Reform vorgese-
henen Vorhaltepauschalen sind 
ausdrücklich zu begrüßen. Die 
Krankenhäuser können so Ihrem 
Versorgungsauftrag gegenüber 
den Patientinnen und Patienten 
besser nachkommen. Jedoch 
darf das bisherige Finanzvolu-
men nicht nur von den Fall- zu 
den Vorhaltepauschalen ver-
schoben werden. Es muss lang-
fristig und dauerhaft mehr Geld 
ins Gesundheitssystem fließen.
3. Um die geplante Qualitäts-
steigerung für Patientinnen und 
Patienten zu gewährleisten, soll-
te eine konsequente Umsetzung 
der Reformansätze durch deut-
liche Begrenzung der Leistungs-

erbringung der Krankenhäuser 
bezogen auf die Leistungsgrup-
pen erfolgen.
4. Maximalversorger müssen in 
die Lage versetzt werden, ihre 
Schwerpunkte bedienen zu kön-
nen 
5. Eine neue Krankenhausstruk-
tur muss den langfristigen Be-
stand der Kliniken zum Ziel ha-
ben. Nach der Krankenhausre-
form muss gewährleistet sein, 
dass die dann bestehenden 
Krankenhäuser in ihrer Struk-
tur ertüchtigt werden. Bund 
und vor allem die Länder müs-
sen sich dabei ihrer Verpflich-
tung zur auskömmlichen Finan-
zierung der Betriebs- und Inves-
titionskosten bewusstwerden 
und entsprechend handeln.
6. Die im Rahmen der Kranken-
hausreform geplante „Entbüro-
kratisierung“ ist ausdrücklich zu 
begrüßen und dringend erfor-
derlich. Mit der Krankenhaus-
reform sollen Qualitätskriteri-
en (Anforderungen) an die Kran-
kenhäuser festgelegt werden, 
die sie erfüllen müssen, um Leis-
tungen zu erbringen. Damit wird 
die Qualität der medizinischen 
Versorgung gestärkt und auch 

aufwändige Überprüfungen 
sind perspektivisch verzichtbar. 
Denn während heute durch ei-
nen hohen Aufwand jede einzel-
ne Leistung im Krankenhaus do-
kumentiert werden muss, soll 
zukünftig durch die Strukturprü-
fungen der Qualitätsvorgaben 
der Leistungsgruppen auf kom-
plexe Einzeldokumentationen 
verzichtet werden.
7. Zur Gewinnung von Fachkräf-
ten und zur Vermeidung von Be-
rufswechseln und -abbrüchen 
muss die Attraktivität der Ar-
beitsplätze im Gesundheitswe-
sen gesteigert werden  Vor al-
lem die Länder müssen die Aus-
bildungskapazitäten erhöhen, 
um mehr Fachpersonal zu ge-
winnen 
8. Die Bundes SGK fordert neue 
Ansätze integrierter Versor-
gungsformen, wie lokale Ge-
sundheitszentren und Gesund-
heitskioske, zügig umzusetzen 
und deren Finanzierung sicher-
zustellen. Einrichtungen, die pa-
tientenorientierte und sektoren-
übergreifende Versorgungsan-
sätze verfolgen, indem sie auf 
lokaler Ebene niedrigschwelli-
ge Angebote der medizinischen 
und pflegerischen Primärver-
sorgung, Prävention und Ge-
sundheitsförderung mit sozia-
ler Betreuung vernetzen, kön-
nen einen wichtigen Beitrag zur 
Gesundheitsversorgung in länd-
lichen und sozial benachteiligten 
städtischen Regionen leisten.

Auf der Agenda der Klausurta-

gung stand auch eine Diskussion 
mit dem Bundesminister für Ar-
beit und Soziales Hubertus Heil 
zum Thema „Aktive Förderleis-
tungen für alle unter 25-Jähri-
gen“. Fakt ist, dass die Pläne der 
Bundesregierung, dass künftig 
aktive Förderleistungen für al-
le unter 25-Jährigen einheitlich 
aus dem Dritten Buch Sozialge-
setzbuch durch die Agentur für 
Arbeit erbracht werden sollen, 
vom Tisch sind. 

Zuständigkeit der Jobcenter

Wie Dr. Thorsten Kornblum, 
Vorsitzender der Bundes-SGK 
und Oberbürgermeister der 
Stadt Braunschweig, betonte, 
„begrüßen wir ausdrücklich, dass 
Bundesminister Heil auf die Kritik 
aus den Kommunalen Spitzenver-
bänden, Gewerkschaften und vor 
allem den betroffenen Jobcen-
tern eingegangen ist und trotz 
der schwierigen Haushaltslage ei-
nen Weg gefunden hat, dass die 
Betreuung der unter 25-Jährigen 
nun weiterhin in der Zuständig-
keit der Jobcenter verbleibt“.

Der Zuständigkeitswechsel 
hätte die Unterstützung der ca. 
700.000 betroffenen Jugendli-
chen bei der Ausbildungssuche 
und der Arbeitsvermittlung aus 
einer Hand aufgelöst, es wären 
neue Schnittstellen zwischen 
Jobcenter und Arbeitsagentur 
geschaffen und die Abläufe zu 
Lasten der Jugendlichen ver-
kompliziert worden. „Jugendli-
che brauchen bewährte und er-
folgreiche aufsuchende Hilfen 
aus einer Hand“, stellte Korn-
blum fest.  DK

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Social Media für Kommunen
16. November 2023, 10:00 – 12:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sinnvoll zu nut-
zen? Wovon hängt es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agie-
ren? Der Vortrag öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nut-
zung und der sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r

Krisenprävention
12. Dezember 2023, 14:00 – 16:30 Uhr

Keine Kommune kommt ohne Krisen aus. Krisen müssen aber 
nicht in Katastrophen führen. Wie sind Krisen aufgebaut und was 
kann man im Vorfeld tun, um sich bestmöglich vorzubereiten? Das 
Seminar zeigt Modelle und Vorgehensweisen und lässt Lösungen 
aufscheinen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r

Bayerns Familienministerin Ulrike Scharf: 

Wir wollen Fachkräfte gewinnen 
und Betreuungsplätze schaffen

„Mir ist der stetig wachsende Bedarf an qualifiziertem pädago-
gischem Personal und an Betreuungsplätzen für unsere Kinder 
bewusst. Wir handeln entschlossen, um Fachkräfte zu gewinnen 
und mit der hohen Qualität in unseren Kindertageseinrichtungen 
zu verbinden“, betonte Bayerns Familienministerin Ulrike Scharf 
zur aktuellen Kita-Studie des Instituts der Deutschen Wirtschaft. 

Die Ergebnisse zum Betreu-
ungsbedarf decken sich mit der 
von Scharf in Auftrag gegebe-
nen Studie des Staatsinstituts 
für Frühpädagogik und Medien-
kompetenz. „Mit unseren Maß-
nahmen zur Fachkräftegewin-
nung und zum Platzausbau ha-
ben wir die Segel richtig gesetzt! 
Der Freistaat beschreitet damit 
kraftvoll neue Wege mit der Ver-
knüpfung aus Bewährtem und 
Innovationen. Bayerns Famili-
en können auf eine verlässliche 
Kinderbetreuung vertrauen  Bis 
zum Ende des Jahrzehnts schaf-
fen wir ausreichend Betreuungs-
plätze für unsere Kinder und 
stellen eine hochwertige päda-
gogische Betreuung durch qua-
lifiziertes Personal in unseren 
Kitas sicher. Ich will noch mehr 
Menschen für den sinnstiften-

den Beruf in einer Kita begeis-
tern. Die Beschäftigten arbeiten 
dort täglich mit viel Herzblut, 
Engagement und pädagogischer 
Fachkenntnis zum Wohle un-
serer Kinder  Mit unserem ‚Ge-
samtkonzept für die berufliche 
Weiterbildung‘ bieten wir wei-
tere Qualifikationswege für den 
Quer- und Neueinstieg ergän-
zend zur klassischen Erzieher- 
und Kinderpflegeausbildung. Ein 
Arbeitsplatz in der Kita ist beruf-
liche Perspektive mit Zukunft.“

Die Ministerin erklärte dass 
es ihr wichtig sei, die Pädagogin-
nen und Pädagogen bestmög-
lich zu unterstützen. Ab 2024 
wird die Zahl der staatlich ge-
förderten Teamkräfte von rund 
6.000 auf rund 12.000 verdop-
pelt. Mit Hilfe des Personalbo-
nus solle gezielt das pädagogi-
sche Personal entlastet werden.

„Mit Hilfe der im Herbst 2022 
auf den Weg gebrachten zusätz-
lichen Fördererleichterungen 
bei der ‚Mini-Kita‘, der Großta-
gespflege sowie zur Schaffung 
von Einstiegsgruppen haben 
Kommunen die Chance unkom-
pliziert neue Betreuungsplätze 
zu schaffen. An der hohen Qua-
lität im Regelbetrieb ändern die-
se Maßnahmen nichts“, berich-
tete die Ministerin weiter 

Die Gewinnung von Fachkräf-
ten und Schaffung von Betreu-
ungsplätzen bedürfe der ge-
meinsamen Kraftanstrengung 
von Kommunen und freien Trä-
gern, die sich wiederum der Un-
terstützung durch den Freistaat 
gewiss sein dürfen. Es brau-
che aber einen Schulterschluss. 
„Nur gemeinsam können wir 
den familien-, sozial- und inte-
grationspolitischen Herausfor-
derungen unserer Zeit gerecht 
werden“, so Scharf.

In den 10.600 Kitas in Bay-
ern arbeiten mittlerweile über 
114.000 Beschäftigte: Die Zahl 
der in Kitas tätigen Fach- und 
Ergänzungskräfte ist von rund 
63.900 Kräften im Jahr 2011 auf 
rund 114.000 im Jahr 2022 ge-
stiegen. In der laufenden Legisla-
turperiode wurden über 80.000 
Betreuungsplätze – 73.500 neue 
Kita-Plätze für unter Sechsjäh-
rige und rund 9.000 Hortplätze 
für Kinder im Grundschulalter – 
auf den Weg gebracht. Zusätz-
lich zu dem neuen „Gesamtkon-
zept für die berufliche Weiterbil-
dung“ wurde die Ausbildung der 
Erzieherinnen und Erzieher zum 
Schuljahr 2021/2022 moderni-
siert und von fünf auf vier bzw. 
drei Jahre verkürzt.  r

https://gemeindezeitung.webex.com/weblink/register/r17e1a56275b838f11b07b1b8c0bc0f3a
https://gemeindezeitung.webex.com/weblink/register/rf29dd374cdccd9f69cc685bc739b9688
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seit Monaten ist es eines 
der dominantesten Themen in 
den bayerischen Kommunen, 
seit Monaten weisen Kommu-
nalpolitiker aller Parteien dar- 
auf hin, seit Monaten wirkt 
die Bundesregierung hilflos. 
Die Migrationskrise ist mit 
voller Wucht zurück und Ber-
lin schaut tatenlos zu, statt zu 
handeln und das zu Lasten der 
Menschen vor Ort. 

Die bayerischen Kommunen 
waren und sind bereit zu hel-
fen, bei der Unterbringung der Flüchtlinge, der 
Versorgung der Familien und der erfolgreichen 
Integration vor Ort. Doch seit Monaten sind die 
Unterbringungs- und Versorgungskapazitäten 
in den Landkreisen ausgeschöpft. Die Notunter-
künfte sind überfüllt, die ausgezahlten Sozialleis-
tungen sind im Vergleich zu anderen Ländern 

sehr hoch, und die Kindergärten und Schulen an 
der Kapazitätsgrenze. An eine geordnete Inte- 
gration vor Ort ist kaum mehr zu denken. 

Die bayerischen Kommunen haben aktuell 
wieder einmal mehr gezeigt, dass sie wahre Kri-
senmanager sind. Doch sie können, trotz aller lo-
kaler Bemühungen, die Migrationskrise nicht vor 

Ort lösen. Es braucht klare Ent-
scheidungen und verstärkte Un-
terstützung aus Berlin und Euro-
pa. Dazu gehört eine geregelte 
Migrationspolitik, die den illega-
len Zuzug stoppt und den Men-
schen hilft, die unsere Hilfe wirk-
lich benötigen. 

Es braucht mehr finanzielle 
Mittel für die Integration statt 
einer geplanten Integrations-
mittelkürzung der Bundesregie-
rung und es braucht ernsthaften 
Handlungswillen. Ein Flüchtlings-
gipfel nach dem anderen bleibt 
ergebnislos und die Appelle der 
Kommunalen Spitzenverbände 

werden nicht gehört. Die Handlungsunfähigkeit 
der Bundesregierung in der Flüchtlingsfrage ist 
offensichtlich und geht zu Lasten der Kommunen 
und der Hilfsbereitschaft vor Ort. Davon profitie-
ren aktuell nur die politischen Ränder. Die Bür-
gerinnen und Bürger erwarten gerade in Krisen-
zeiten und bei ihren Brennpunktthemen einen 
starken und durchsetzungsfähigen Staat. 

Für die KPV ist klar: Wir brauchen einen kla-
ren Kurs bei der Asyl- und Flüchtlingsfrage und 
einen gemeinsamen Kraftakt von Freistaat, Bun-
desregierung und Europa um das Ruder bei der 
Migration noch herumzureißen und ein geord-
netes und gesteuertes System zu etablieren. 
Wir als KPV stehen hier fest an der Seite unse-
rer bayerischen Kommunen und den Positionen 
der Kommunalen Spitzenverbände. Die Kommu-
nen dürfen nicht zum Ausfallbürgen für die Unei-
nigkeit in Berlin und Brüssel werden. 

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Erfolgreiche  
Flüchtlingspolitik 

braucht klare Regeln

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Kanzler-Machtwort in der EU-Asylblockade: 

Hoffnung bei  
Bayerns Landräten

Nach einem Machtwort von Bundeskanzler Olaf Scholz blo-
ckiert Deutschland nicht länger einen dringend notwendi-
gen Asylkompromiss auf europäischer Ebene. Diese Nachricht 
kommt auch in den Reihen der bayerischen Landrätinnen und 
Landräte gut an.

Der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Landrat Tho-
mas Karmasin, Fürstenfeldbruck, dazu: „Ich bin erleichtert, dass 
der Bundeskanzler der unsäglichen Haltung der Bundesregie-
rung bei der Reform des europäischen Asylsystems ein Ende ge-
setzt hat. Mit seinem Machtwort erkennt er die Brisanz der La-
ge der Kommunen an und zeigt, dass es ein Weiter wie bisher 
nicht geben kann. Dafür sind wir dankbar.“

„Das Gemeinsame Europäische Asylsystem (GEAS) ist ein 
wichtiger Schritt zur Begrenzung der illegalen Migration nach 
Europa und zur Entlastung der Kommunen, auch wenn es bis 
zum Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens der EU noch dau-
ern wird“, so der Präsident weiter.

„Wir sind erstmals seit Monaten optimistisch, dass der Bun-
deskanzler die Asylkrise nun auch auf Bundesebene zur Chef-
sache macht und das Handlungszepter in die Hand nimmt. 
Während die Maßnahmen der EU mittelfristig Wirkung entfal-
ten werden, sind die Landkreise aufgrund der heiklen Situati-
on dringend auf kurzfristige Unterstützung angewiesen, die auf-
grund der Zuständigkeiten vor allem durch den Bund kommen 
muss“, so Karmasin.

„Asylbewerber ohne ernsthafte Bleibeperspektive dürfen 
grundsätzlich nicht in der Fläche verteilt werden. Sie müssen bis 
zu ihrer Anerkennung in vom Bund bereitgestellten Unterkünf-
ten untergebracht werden. Zudem muss anstelle von Geldleis-
tungen ein Bezahlkarten-System für Sachleistungen für Asylbe-
werber, die sich im Verfahren befinden bis zu ihrer rechtskräfti-
gen Anerkennung, eingeführt werden. Auch müssen Leistungen 
an Bedingungen geknüpft sein. Wer von unseren Sozialleistun-
gen profitieren will, muss etwas für die Gesellschaft tun. Da-
zu zählt auch eine Beschäftigung“, so der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags.  r

BKPV-Geschäftsbericht 2022:

Von Lieferengpässen 
bis Bodenaushub

Aktuelle Fragen aus der Prüfungs- und Beratungstätigkeit bilden 
den Schwerpunkt des Geschäftsberichts 2022 des Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverbands, München. Neben einem Orga-
nisationsmodell und Musterstellenplan für kreisangehörige Ge-
meinden mit 20.000 Einwohnern, dem elektronischen Signatur- 
und Anordnungsworkflow, und dem Umgang mit Forderungen 
von Vertragspartnern nach § 313 BGB anlässlich Corona-Pande-
mie und Ukraine-Krieg stehen die Themen „Umgang mit Preisstei-
gerungen und Lieferengpässen bei Baumaterialien“, „Hinweise 
und Empfehlungen zum sachgerechten Umgang mit (kontami-
niertem) Bodenaushub“, „Neue Verfügungen zur Umsatzsteuer-
barkeit interkommunaler Zusammenarbeit“ und „Reformbedarf 
beim Kapitalertragsteuerabzug?“ auf der Agenda.

In seinem Geschäftsbericht 
stellt der BKPV zunächst ein Or-
ganisationsmodell für eine Mus-
terkommune mit ca. 20.000 
Einwohnern vor, das den Rah-
men für eine Aufbauorganisati-
on nach organisatorischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten aufzeigt. Ziel des Modells 
ist es, den Mitgliedern eine Ba-
sis für die Entwicklung einer „ef-
fizienten“ Organisationsstruktur 
anzubieten. Grundsätzlich wird 
eine viergliedrige Verwaltung 
empfohlen. Unterhalb des ers-
ten Bürgermeisters sollten die 
Fachbereiche Zentrale Steue-
rung und Dienste, Bürgerdienst-
leistungen und Ordnungswesen, 
Finanzen, sowie Planen und Bau-
en, Umwelt- und Klimaschutz ge-
bildet werden. Die Fachbereiche 
1, 2 und 4 seien weiter in Sach-
gebiete zu untergliedern.

Örtliche Bedürfnisse 
berücksichtigen

Die vom rechtlichen Rah-
men vorgegebene und im Spiel-
raum der kommunalen Selbst-
verwaltung gewünschte Aus-
richtung sowie das daraus ab-
geleitete Produktportfolio mit 
den damit verbundenen Auswir-
kungen auf Personal und Steue-
rung müssen nach Angaben des 
Prüfungsverbands auf die ört-
lichen Bedürfnisse zugeschnit-
ten und die Organisationsstruk-
tur jeweils entsprechend ange-
passt werden (sog. Customizing). 
Für die Musterkommune wird 
neben der Aufbauorganisation 
ein typisches Aufgabenportfolio 
dargestellt. Dieses wurde nach 

organisatorischen Grundsätzen 
auf einzelne Musterstellen ver-
teilt. Anschließend wurden die-
se nach den tariflichen Eingrup-
pierungsvorschriften bewertet. 
Damit wurde ein fiktiver Stellen-
planvorschlag erarbeitet. Ziel der 
Musterstellenpläne ist es, Hin-
weise zur Bewertung typischer 
Aufgaben und Funktionen nach 
den aktuellen Eingruppierungs-
regelungen des TVöD zu geben.

Tipps aus der Beratungspraxis

Mit einem weiteren Beitrag 
gibt der BKPV Hinweise aus sei-
ner Beratungspraxis zu den Er-
lassen und Rundschreiben der 
zuständigen Ministerien auf 
Bundes- und Landesebene bzw. 
den darauf abstellenden Emp-
fehlungen für bayerische kom-
munale Auftraggeber zum Um-
gang mit Preissteigerungen und 
Lieferengpässen bei Bau- und 
Betriebsstoffen als Folge insbe-
sondere des Ukraine-Krieges.

Für bestimmte Produktgrup-
pen wie etwa Stahl, Alumini-
um, Kupfer, Erdöl- und Zement-
produkte, Holz oder gusseiser-
ne Rohre, wurden im Rahmen 
der Empfehlungen Sonderrege-
lungen eingeführt, u.a. zur An-
wendbarkeit der Stoffpreisgleit-
klausel bei neuen und laufen-
den Vergabeverfahren. In die-
sem Zusammenhang verweisen 
der Freistaat Bayern und die 
Bayerischen Kommunalen Spit-
zenverbände auf die vom Staat-
lichen Bauamt Bamberg entwi-
ckelte Excel-basierte Arbeits- 
und Berechnungshilfe. Das StMI 
empfiehlt den bayerischen kom-

munalen Auftraggebern die An-
wendung dieser im Internet frei 
erhältlichen Arbeitshilfe. Vom 
StMB wird allen Baubeteilig-
ten, auch beauftragten Dritten 
(z.B. Architektur- oder Ingeni-
eurbüros), die Anwendung der 
Arbeitshilfe auch aus Gründen 
der Vereinheitlichung nahege-
legt. Der Umgang mit der Stoff-
preisgleitklausel insbesondere 
im Rahmen der Ausschreibung 
und Vergabe sowie die Abrech-
nung von Bauleistungen gehört 
laut BKPV grundsätzlich zu den 
Grundleistungen der beauftrag-
ten Büros.

Möglichst hochwertige 
Verwertung

Mit Blick auf den sachgerech-
ten Umgang mit (kontaminier-
tem) Bodenaushub heißt es: 
„Der bei den kommunalen Bau-
vorhaben anfallende Bodenaus-
hub ist rechtlich oftmals als Ab-
fall einzustufen. Dies gilt unab-
hängig davon, ob der Boden mit 
Schadstoffen belastet ist oder 
nicht. Entscheidend ist viel-
mehr, ob sich der Bauherr sei-
ner entledigen will oder muss  
Die Vermeidung von abzufah-
rendem Bodenaushub sollte da-
her sowohl bei der Planung als 
auch bei der Ausführung stets 
oberste Priorität haben  Ist es 
nicht möglich, Bodenaushub zu 
vermeiden oder diesen an Ort 
und Stelle wiederzuverwen-
den, muss dieser als Abfall einer 
möglichst hochwertigen Ver-
wertung zugeführt werden.“

Der derzeit in den weit über-
wiegenden Fällen praktizierten 
Praxis der Verfüllung des Bo-
denmaterials in Gruben, Brü-
chen oder Tagebauen stehe eine 
Vielzahl an alternativen Verwer-
tungswegen gegenüber. Diese 
seien in der Regel nicht nur öko-
logisch sinnvoller, sondern auch 
wirtschaftlich günstiger, weil 
der Bodenaushub hier meist ei-
nen ansonsten aufwändig zu ge-
winnenden Primärbaustoff er-
setzen kann.

Wirtschaftliche Verwertung

Die Beseitigung von Boden-
aushub auf einer Deponie oder 
Sonderabfallbehandlungsanla-
ge komme grundsätzlich erst 
dann in Frage, wenn eine Ver-
wertung technisch nicht möglich 
oder wirtschaftlich nicht zumut-
bar ist. Sie sollte stets die Ultima 
Ratio bleiben. „Vielfach fehlt es 
wegen mangelnder Fachkunde 
des Bauherrn und der Planungs-
büros sowie des fehlenden In-
teresses der beauftragten Bau-
firmen an einer wirtschaftliche-
ren Lösung an der Ermittlung 
und Nutzung vorhandener Mög-
lichkeiten zur Vermeidung und 
hochwertigen Verwertung des 
Bodenaushubs.“

Auch die politischen Gremi-
en interessierten sich häufig 
eher für rein ästhetische Fra-
gen, z.B. welche Farbe die Fas-
sade des neuen Kindergartens 
haben sollte, als für das Thema, 
wie mit dem erforderlichen Bo-
denaushub umzugehen ist, stellt 
der Prüfungsverband fest. Nicht 
bewusst sei dabei häufig, dass 
die Erdarbeiten einen wesentli-
chen finanziellen Anteil auch bei 
Neubau-Hochbaumaßnahmen 
haben und hier bei ungenau-
er Planung und ungeschicktem 
Vorgehen erhebliche Kostenri-
siken schlummern. „Öffentliche 
Auftraggeber sollten das Thema 
Bodenaushub auch aus Umwelt-
schutz-Gesichtspunkten stärker 
als bisher im Fokus haben“, rät 
der BKPV 

Gezieltes Bodenmanagement

Kommunen sähen sich häufig 
mit unvorhergesehenen Kosten-
steigerungen bei der Entsorgung 
von Bodenaushub konfrontiert. 
„Unsere Erfahrungen aus der 
Prüfungs- und Beratungspra-
xis zeigen, dass durch ein ge-
zieltes Bodenmanagement mit 

konkreten Maßnahmen zur Aus-
hubvermeidung in Kombinati-
on mit hinreichenden Lagerflä-
chen zur Beprobung das Kosten-
risiko deutlich reduziert und ein 
sachgerechter Umgang mit Bo-
denaushub sichergestellt wer-
den kann.“ Die Einrichtung eines 
dauerhaften eigenen Lagerplat-
zes, auf dem der bei Baumaß-
nahmen (nicht zu vermeidende) 
angefallene Bauaushub gelagert 
und beprobt werden kann, wer-
de teilweise bereits erfolgreich 
praktiziert und könnte ein Zu-
kunftsmodell sein, um nachhal-
tig, wirtschaftlich und umwelt-
bewusst mit Bodenaushub um-
zugehen. „Größere Kommunen 
könnten einen solchen Lager-
platz allein betreiben, anzuden-
ken wären aber auch der ge-
meinsame Betrieb und die Nut-
zung eines solchen Lagerplatzes 
durch mehrere Kommunen.“

Steuerfalle  
Kapitalertragsteuer

Stichwort Kapitalertragsteu-
erabzug: Die Regelung in § 27 
Abs. 5 Satz 2 KStG „Nicht in 
das Nennkapital geleistete Ein-
lagen“ geht laut BKPV über die 
sinnvolle Zielsetzung hinaus. Sie 
könne schlimmstenfalls wie eine 
Steuerfalle wirken. Eine Modifi-
zierung wäre angezeigt.

Kritisch wäre etwa, wenn bei 
einer Betriebsprüfung ein Verlust 
erhöht werden soll und damit 
im Ergebnis eine zu niedrige Be-
scheinigung vorläge. Eine solche 
Verlusterhöhung könnte zum Bei-
spiel dadurch zustande kommen, 
dass erfolgswirksam gebuchte 
Zahlungen des Gesellschafters/
Hoheitsbereichs von der Betriebs- 
prüfung als Zuführung in die Ka-
pitalrücklage und damit erfolgs-
neutral gewertet würden. 

Gesetzgeberischer 
Reformbedarf

Die Besteuerung von Ver-
lustbetrieben in Form von Ka-
pitalertragsteuer könne sich 
letztlich negativ auf die Leis-
tungsfähigkeit der Betriebe 
und damit ihrer Leistungen 
für die Bürgerinnen und Bür-
ger auswirken. „Wir sehen hier 
gesetzgeberischen Reformbe-
darf“, macht der Prüfungsver-
band deutlich.  DK

Klinikbeschäftigte  
befragten Spitzenpolitiker

BKG-Wahlkampf-Forum zeigte Handlungsbedarfe  
der Landespolitik für die Zeit nach der Wahl auf

Ende September 2023 kamen bayerische Spitzenpolitikerinnen 
und -politiker im Münchner Presseclub zusammen, um über die 
Krankenhausversorgung im Freistaat zu diskutieren. Mit dabei 
beim „BKG-Wahlkampf-Forum“ waren der Staatsminister für Ge-
sundheit und Pflege, MdL Klaus Holetschek (CSU), der Landes-
vorsitzende der Bayern SPD und Spitzenkandidat, MdL Florian 
von Brunn sowie die gesundheitspolitischen Sprecher der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen, MdL Christina Haubrich, der Faktion 
der Freien Wähler, Generalsekretärin MdL Susann Enders sowie 
der FDP-Fraktion, MdL Dr. Dominik Spitzer.

Unter dem Motto „Klinikbe-
schäftigte fragen – Spitzenpoliti-
ker:innen antworten“ waren die 
Mitarbeitenden aus den bayeri-
schen Krankenhäusern aufgeru-
fen, vorab Fragen für die Diskus-
sion einzureichen. Moderiert 
wurde die Diskussionsrunde von 
BKG-Geschäftsführer Roland 
Engehausen und der stellvertre-
tenden BKG-Geschäftsführerin 
Christina Leinhos.

Krankenhausmilliarde 
gefordert

Gleich zu Beginn der Diskus-
sionsrunde wurde kontrovers 
über die Frage der Krankenhaus-
finanzierung diskutiert. Einigkeit 
herrschte darüber, dass die In-
vestitionskosten des Freistaats 
für die Kliniken mindestens auf 
eine „Krankenhausmilliarde“ 
pro Jahr anzuheben seien. Die-
sen Punkt betonen von Brunn, 
Haubrich und Holetschek mit 
Hinweis auf die Wahlprogram-
me. Enders betont mit Hinweis 
auf einen künftigen Koalitions-
vertrag: „Die Krankenhausmilli-
arde muss kommen.“

Appell an den Bund

Eine lebhafte Debatte ent-
spann sich dagegen über die Re-
finanzierung der laufenden Be-
triebskosten der Krankenhäu-
ser, wofür der Bund verantwort-
lich ist. Die hohe Inflationslücke 
bei den Betriebskosten wird bis-
her nur über zeitlich befriste-
te Hilfsfonds teilweise ausgegli-
chen, doch die Kostenexplosi-
on bleibt dauerhaft bestehen. 
Die BKG stellt fest, dass es un-
weigerlich zu Insolvenzen füh-

ren wird, wenn diese Finanzie-
rungslücke nicht verlässlich aus-
geglichen wird. Von Brunn und 
Haubrich verwiesen auf die be-
reits geflossenen Hilfsgelder 
des Bundes, auch in der Coro-
na-Pandemie. Holetschek ver-
wies dagegen auf den akuten 
Handlungsbedarf, um die Kran-
kenhäuser jetzt zu sichern, und 
appellierte an den Bund, den 
Krankenhäusern nun rasch un-
ter die Arme zu greifen.

Krankenhausreform

Zur Krankenhausreform be-
tonen Haubrich und von Brunn, 
dass diese Reform geeignet sei, 
die strukturellen Probleme der 
Krankenhäuser zu lösen und be-
klagten das Schlechtreden der 
Eckpunkte zur Krankenhausre-
form. Haubrich: „Die Reform 
ist notwendig. Klar ist, dass es 
so, wie es ist, nicht weitergehen 
kann.“ Von Brunn ergänzt: „Ich 
bin ein Fan davon, einen Trans-
formationsfonds einzurichten, 
um die Krankenhäuser bei der 
Reform zu unterstützen.“ Dr. 
Spitzer forderte zudem das bay-
erische Gesundheitsministeri-
um auf, eine stärkere Rolle in der 
Krankenhausplanung einzuneh-
men. Holetschek betont, Bay-
ern hätte den Eckpunkten zur 
Krankenhausreform noch nicht 
zustimmen können, weil die Fi-
nanzierungsfrage weiter völlig 
ungelöst sei und keine Auswir-
kungsanalyse vorliege, Enders 
sprach sich dafür aus, ambulant, 
stationär, Rettungsdienste und 
Pflege an einen Tisch zu bringen, 
um die flächendeckende Versor-
gung sicherzustellen.

 (Fortsetzung auf Seite 4)
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dungsmöglichkeiten für alle an, 
die im Bereich Pflege professi-
onell tätig sind – von der Pfle-
gefachassistenz bis zur Profes-
sur. „Der Föderalismus wirkt 
hier wie eine Bremse. Es führt 
kein Weg daran vorbei, Weiter-
bildungsangebote und Studien-
gänge an Hochschulen auszu-
bauen“, erläuterte die Präsiden-
tin des Deutschen Pflegerats.

Überdies muss aus ihrer Sicht 
die Pflege mehr an den poli-
tischen Entscheidungsprozes-
sen beteiligt werden. „Nicht 
Politiker oder Ärzte, nur beruf-
lich Pflegende kennen den Ar-
beitsalltag in der Praxis. Sie wis-
sen deswegen, welche Maß-
nahmen wirklich helfen, um die 
professionelle Pflege voranzu-
bringen.“ Aus diesem Grund sei-
en Selbstverwaltungsstrukturen 
im Bund und in allen Ländern in 
Form von Pflegekammern ein 
wichtiger Schritt, den die Politik 
gehen müsse.

Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach plant, die Ar-
beit von Pflegekräften mit zu-
sätzlichen Kompetenzen auf-
zuwerten. Dies werde den Be-
ruf deutlich attraktiver machen. 
Deutschland nutze das fachliche 
Potenzial der Pflege in Deutsch-
land viel zu wenig, betonte Lau-
terbach. Deshalb arbeite sein 
Ministerium an einer Gesetzes- 
änderung, die den Pflegekräften 
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dauer des Ausreisegewahrsams, 
die verbesserten Möglichkeiten 
zur Durchsuchung und zur Aus-
wertung von Datenträgern sowie 
die gesetzliche Vorgabe eines 
dringenden Ausweisungsinter-
esses bei Mitgliedern kriminel-
ler Clans können dazu beitragen, 
dass Ausreisepflichtige schnel-
ler abgeschoben werden können 
und der Aufenthalt von straffäl-
ligen Drittstaatsangehörigen ein-
facher beendet werden kann.“ 
Auch würden die angestrebten 
Verbesserungen zum Datenaus-
tausch zur Entlastung der Aus-
länderbehörden beitragen, stell-
te der DLT-Chef fest.

Reformen mit Augenmaß

Der Deutsche Landkreistag 
sprach sich auch dafür aus, die 
beabsichtigten Reformen der 
Krankenhausstrukturen und des 
Rettungsdienstes mit Augen-
maß zu betreiben. Reinhard Sa-
ger zufolge „lehnen wir die ge-
plante Krankenhausstrukturre-
form in ihrer derzeitigen Form 
ab. Auch wenn eine Reform 
der Krankenhauslandschaft in 
Deutschland geboten ist, so ist 
zunächst bei der Überversor-
gung in Ballungsräumen anzu-
setzen. Für den notwendigen 
Anpassungsprozess vor allem in 
ländlichen Räumen braucht es 
geeignete gesetzliche Rahmen-
bedingungen, die vor allem auf 
die Erreichbarkeit für die Bevöl-
kerung achten. Daran fehlt es 
derzeit.“ Darüber hinaus dürfe 
es nicht zu einer Zentralisierung 
der Kompetenzen im Rettungs-
dienst kommen.

Der Bund muss handeln

Bei der Finanzierung der Kran-
kenhäuser sei dringendes Han-
deln des Bundes geboten: „Die 
hohe Inflation und die Perso-
nalkostensteigerungen werden 
nicht im Geringsten gedeckt. 
Die Schließung von Standorten 
darf von der Bundespolitik nicht 
hingenommen werden. Darauf 
haben die Krankenhäuser voll-
kommen zu Recht in der vergan-

genen Woche auf ihrem bun-
desweiten Protesttag aufmerk-
sam gemacht.“

Mit Blick auf die Versorgungs-
strukturen wies der Präsident 
darauf hin, „dass wir in den 
ländlichen Räumen mit Gesund-
heitsdienstleistungen ohnehin 
schlechter aufgestellt sind als in 
den Großstädten. Daher sollten 
Reformansätze sehr behutsam 
sein und müssen die Bedürfnis-
se der dort lebenden Menschen 
berücksichtigen.“

Steigende Kosten  
des Rettungsdienstes

Dies gelte auch für die Regie-
rungskommission, die die klein-
teiligen Strukturen des Ret-
tungsdienstes kritisiert und im-
plizit für einen Teil der Pro- 
bleme verantwortlich gemacht 
hat: „Dass die Kosten des Ret-
tungsdienstes in den vergange-
nen Jahren deutlich angestiegen 
sind, liegt am geänderten Ver-
halten der Menschen, der Al-
terung und an der gesunkenen 
Gesundheitskompetenz der Be-
völkerung. Die Strukturen des 
Rettungsdienstes haben damit 
nichts zu tun.“ Man dürfe des-
halb kein Porzellan zerschlagen, 
indem man an der falschen Stel-
le ansetze, erklärte Sager.

Scharfe Kritik an 
Kindergrundsicherung

Auf scharfe Kritik stößt beim 
Deutschen Landkreistag auch 
der Beschluss des Bundeskabi-
netts zur Kindergrundsicherung, 
führe dieser doch zu einer Über-
forderung der Familien, zu neuer 
Bürokratie und zu Doppelstruk-
turen. Zudem würden die Mög-
lichkeiten einer Verwaltungs-
digitalisierung in derart kurzer 
Zeit massiv überschätzt. Wie 
Sager darlegte, „macht uns das 
Vorhaben ratlos“. Es führe zu 
einem vollkommen übereilten 
und chaotischen Bürokratieauf-
bau. „Wir setzen daher auf den 
Bundesrat und unterstützen die 
Länder dabei, diesem Vorhaben 
so nicht zuzustimmen.“

Die Reform sei in weiten Tei-
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Konsens herrschte darüber, dass 
die Arbeitsbedingungen für die 
Pflege verbessert werden müss-
ten durch verlässliche Dienst-
pläne, Entbürokratisierung und 
günstigen Wohnraum. Um den 
Bürokratieabbau in den Klini-
ken voranzubringen, warb Ho-
letschek dafür, das bayerische 
Modellprojekt gemeinsam von 
Medizinischen Dienst, AOK, BKG 
und 16 Krankenhäuser unter 
Moderation des Gesundheits-
ministeriums als Blaupause für 
den Bund zu nehmen.

Klinikinsolvenzen verhindern

Um die Notaufnahmen der 
Kliniken zu entlasten, sei u. a. ei-
ne stärkere digitale Steuerung 
der Patienten notwendig, die-
se müsse jedoch auch durch 
geschultes Fachpersonal erfol-
gen. Von einer Gebühr in den 
Notaufnahmen hält Holetschek 
nichts. Dem Thema Klimaschutz 
im Gesundheitswesen wollen 
insbesondere Bündnis 90/Die 
Grünen künftig einen höhe-
ren Stellenwert zukommen 
lassen, doch auch die CSU be-
tonte im Wahlkampfforum die 
besondere Notwendigkeit, 

len nicht nachvollziehbar, wei-
se Widersprüche auf und sei un-
ausgegoren: „Vor allem konfron-
tiert sie die betroffenen Familien 
mit mehr Bürokratie als bislang. 
Das liegt daran, dass ohne Not 
versucht wird, das bewährte 
System der Jobcenter zu umge-
hen und Teile von deren Leis-
tungen über die Familienkas-
sen auszuzahlen. Zugleich aber 
bleiben die Jobcenter paral- 
lel zuständig. Das wird ein Ver-
waltungs-Desaster.“

Auch seien die Strukturen der 
Familienkassen mit ihren ledig-
lich gut 100 Standorten nicht in 
der Lage, die Familien flächen-
deckend zu beraten und zu un-
terstützen. Demgegenüber ver-
fügten die Jobcenter über weit 
mehr als 1.000 Standorte, seien 
also näher an den Menschen als 
es die Familienkassen je sein kön-
nen. „Auch nicht, wenn 300 wei-
tere Standorte aufgebaut wer-
den, wie es der Gesetzentwurf 
vorsieht. Hunderte Millionen Euro 
für mehr Bürokratie passen eben-
so wenig zu den Ankündigungen 
des Bundeskanzlers zum Deutsch-
land-Pakt. Dort heißt es, der Bund 
wolle Verwaltungsvereinfachung 
und Bürokratieabbau.“

Neues Bürokratiemonster

Zudem glaubt Sager nicht dar- 
an, dass es gelingt, eine solche 
neue Leistung in der kurzen ver-
bleibenden Zeit automatisiert 
und digital an den Start zu brin-
gen. „Das ist unrealistisch, weil 
die Kindergrundsicherung ein 
Maximum an Datenabrufen und 
Austauschen zwischen verschie-
denen Behörden erfordert und 
dabei einen sehr hohen Grad an 
Komplexität aufweist. Ich fürch-
te, mit der Kindergrundsicherung 
wird etwas versprochen, das 
nicht zu halten ist: Die Betroffe-
nen sind über die geringen Leis-
tungssteigerungen enttäuscht, 
wir über neue Doppelstruktu-
ren und den Aufwuchs von Bü-
rokratie. So schafft es die Kinder-
grundsicherung, es niemandem 
Recht zu machen, gerade nicht 
den Kindern“, unterstrich der 
DLT-Präsident abschließend.  DK

Vertrauen nicht verspielen ...

Klimaschutz und Gesundheit 
stärker zusammen zu denken.

Die erste Vorsitzende der Baye- 
rischen Krankenhausgesellschaft, 
Landrätin Tamara Bischof, fasste 
die Diskussion zusammen: „Alle 
Parteien wollen Klinikinsolven-
zen in Bayern verhindern, aber 
die parteipolitische Brille macht 
uns auch nach der Diskussion 
weiterhin Sorgen. Für uns bleibt 
klar, dass der Bund nach den ge-
setzlichen Regelungen für die 
ausreichende Betriebskosten-
finanzierung zuständig ist, um 
Insolvenzen zu verhindern. Da-
für benötigen wir die Unterstüt-
zung aller Parteien in Bayern. 
Umso mehr ist aus BKG-Sicht er-
freulich, dass es eine große po-
litische Einigkeit über die Not-
wendigkeit einer Krankenhaus-
milliarde aus den Mitteln des 
Freistaates für auskömmliche In-
vestitionen und besseren Klima-
schutz gibt. Auch die grundsätz-
liche Wertschätzung aller Partei-
en für die Mitarbeitenden in un-
seren Krankenhäusern werten 
wir als positives Zeichen und er-
warten, dass nach der Wahl die 
entsprechenden Taten folgen.“
YouTube-Kanal der BKG: 
https://www.youtube.com/
watch?v=1z96i35_waU r

Klinikbeschäftigte befragten ...

mehr Entscheidungsspielraum 
bei ihrer Arbeit geben soll 

In Deutschland arbeiten rund 
1,7 Millionen Menschen als Pfle-
gekräfte in Krankenhäusern und 
Altenheimen. Rund fünf Millio-
nen Menschen sind pflegebe-
dürftig, die große Mehrheit wird 
von Angehörigen versorgt. In 
den vergangenen beiden Jahren 
blieben rund 30.000 Stellen in 
der Pflege unbesetzt. In gut zehn 
Jahren werden dem Institut der 
Deutschen Wirtschaft zufolge 
130.000 bis 150.000 mehr Pfle-
gekräfte gebraucht als heute.

Bayerns Gesundheits- und Pfle-
geminister Klaus Holetschek warb 
in Berlin für eine digitale bayeri-
sche Pflegebörse: „Die Suche 
nach einem Pflegeplatz muss so 
einfach wie möglich sein. Unsere 
Antwort auf diese Herausforde-
rung ist digital. Wir bündeln Pfle-
ge-, Versorgungs- und Beratungs-
angebote auf einer Plattform und 
machen sie niederschwellig zu-
gänglich. Dafür richten wir ab An-
fang 2024 eine Online-Pflegebör-
se ein, die alle Informationen für 
den ganzen Freistaat leicht zu-
gänglich zusammenfasst.“ Op-
timale Pflegeangebote daheim 
oder stationär mit nur wenigen 
Klicks sei das Ziel.

Strategie „Gute Pflege.  
Daheim in Bayern“

Holetschek zufolge soll das An-
gebot für die Bürger kostenlos 
bleiben. Damit schaffe der Frei-
staat ein bundesweit einmali-
ges Angebot für eine passgenaue 
Suche in einem ganzen Bundes-
land. Wir unterstützen das Pro-
jekt in den ersten sechs Jahren 
mit insgesamt 293.000 Euro.“ 
Umsetzungspartner ist die Firma 
Recare Deutschland GmbH aus 
Berlin. Die Pflegebörse ist Teil 
der bayerischen Strategie „Gute 
Pflege. Daheim in Bayern“.

Der Minister nutzte den Deut-
schen Pflegetag auch für Ge-
spräche mit Branchenvertre-
tern. Dabei warb er für seinen 
Vorschlag eines bundesweiten 
„Paktes für die Pflege“. Dieser 
solle ein breites Konzept für Re-
formen entwerfen, mit denen 
der Pflegeberuf attraktiver wird 
und die pflegerische Versorgung 
verbessert werden kann. Dabei 
könnten kreative Wege, wie et-
wa steuerfreie Gehaltsbestand-
teile das Gehalt verbessern. Hin-
zu kämen vor allem attraktive 
Arbeitsbedingungen, die über 
verlässliche Arbeitszeiten durch 
die Finanzierung von Sprin-
gerkonzepten möglich wären. 
„Ebenso sollten wir als Gesell-
schaft mehr für pflegende Ange-
hörige tun, zum Beispiel Lohner-
satzleistung für pflegende Ange-
hörige einführen“, forderte Ho-
letschek abschließend.  DK

Bayern startet die 
Mission Kernfusion 

Ministerpräsident Dr. Markus Söder und  
Wissenschaftsminister Markus Blume stellen Masterplan vor
GARCHING/MÜNCHEN. Bayern geht beim Thema Energieerzeu-
gung neue Wege: Ministerpräsident Dr. Markus Söder und Wis-
senschaftsminister Markus Blume starteten am Max-Planck-Ins-
titut für Plasmaphysik (IPP) in Garching die Mission Kernfusion. 
Der Freistaat intensiviert die Fusionsforschung mit dem Ziel, eine 
neue, CO2-neutrale, vom Zugang zu Rohstoffen weitgehend un-
abhängige und allzeit verfügbare Energiequelle zu erschließen. 
Hochradioaktive Abfälle fallen dabei nicht an.

Derzeit werden bereits die 
physikalischen Grundlagen für 
ein Fusionskraftwerk erforscht, 
dass – ähnlich wie die Sonne – 
Energie aus der Verschmelzung 
von leichten Atomkernen ge-
winnen soll  Bayern beherbergt 
schon heute mit dem IPP eines 
der weltweit führenden Zen- 
tren der Fusionsforschung. Die-
se hervorragende Ausgangs-

position soll in einen techno-
logischen und wirtschaftlichen 
Wettbewerbsvorteil zum Nut-
zen der Bürgerinnen und Bürger 
umgesetzt werden.

Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder: „Bayern startet die Mis-
sion Kernfusion. Wir wollen Pio-
nier bei der Energieversorgung 
der Zukunft sein. Das Ziel ist sau-
berer, sicherer und CO2-freier 

Strom  Bayern baut die Erneuer-
baren Energien so stark aus wie 
kein anderes Bundesland, aber 
wir brauchen auch neue For-
men der Grundlastfähigkeit. Nur 
Technik und Innovation bringen 
uns in der Zukunft voran. 

Unser Masterplan Kernfusion: 
Zum ersten Mal wird Kernfusion 
in Bayern an neuen Lehrstühlen 
studierbar. Zudem errichten wir 
das „Bavarian Fusion Cluster“ 
und vernetzen Wissenschaft 
und Unternehmen in einer Ex-
pertenkommission. Am Ende 
soll ein Kernfusions-Kraftwerk 
entstehen. Wir geben dazu aus 
Bayern heraus einen Impuls mit 
vielen Partnern als Motor für 
Deutschland und Europa.“

Bayern ist vorne dabei

Wissenschaftsminister Mar-
kus Blume: „Der Bund steigt aus 
der Kernenergie aus, wir steigen 
in die Kernfusion ein! Wir star-
ten das Rennen um die Missi-
on Kernfusion – und Bayern ist 
vorne dabei! Die Kernfusion hat 
das Potenzial, die Welt zu verän-
dern. Bayern macht sich auf, ei-
nen jahrzehntelangen Traum ei-
ner nachhaltigen, sicheren und 
unendlichen Energieversorgung 
wahr werden zu lassen. Und die-
ser Traum ist in greifbarer Nähe 
– keine Frage von Jahrzehnten!“ 
Blume weiter: „Energiesouverä-
nität ist moderne Freiheit und 
staatliche Stabilität. Bayern 
setzt daher einen klaren Kon- 
trast zur derzeitigen Energiepo-
litik der Bundesregierung. Wir 
appellieren an die Bundesregie-
rung, Kernfusion als nationale 
Mission zu betrachten. Wir rei-
chen die Hand zu einer gemein-

samen nationalen Strategie.“

Kernfusionsgipfel

Im Anschluss an einen „Kern- 
fusionsgipfel“ mit rund 15 re-
nommierten Vertreterinnen und 
Vertretern aus der Forschung 
und der jungen Start-up-Szene 
stellten Söder und Blume Bay-
erns „Masterplan zur Förderung 
der Kernfusion und neuartiger 
Kerntechnologien“ vor. 

Die wissenschaftliche Direkto-
rin des Max-Planck-Instituts für 
Plasmaphysik, Professorin Dr. Si-
bylle Günter, führte dabei in die 
wissenschaftlichen Grundlagen 
ein: „Die Fusionsforschung ist 
so weit, dass es sich lohnt, den 
Schritt in die Anwendung zu ge-
hen. Wir müssen jetzt die Rah-
menbedingungen schaffen, da-
mit Forschung und Industrie ge-
meinsam ein Fusionskraftwerk 
entwickeln können.“

Technologieoffener Ansatz

Der Masterplan beinhaltet 
fünf Maßnahmen, die auf vor-
handenen Kompetenzen in Bay-
ern aufbauen und mit einschlä-
gigen Expertinnen und Experten 
im Vorfeld erörtert wurden. Da-
bei verfolgt Bayern einen techno-
logieoffenen Ansatz. Ziel ist ein 
technologie-kompetitives bayeri-
sches Ökosystem zur Kernfusion.
1. Bayern gründet einen Think- 
tank der Kernfusionsforschung 
in Deutschland und richtet eine 
Expertenkommission Kernfusi-
on ein mit rund einem Dutzend 
der führenden Expertinnen und 
Experten aus Wissenschaft und 
Wirtschaft, die die verschie-
denen technologischen Ansät-
ze der Fusionsforschung reprä-
sentieren. Sie ist das Vorläufer-
gremium für den zu errichten-
den Bavarian Fusion Cluster und 
erstellt ein Konzept zu seinem 
Aufbau. Zudem entwickelt sie 
Empfehlungen zum Aufbau und 
zur Stärkung fusionsrelevanter 
Kompetenzen an bayerischen 
Hochschulen und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen 
und unterstützt die Staatsregie-
rung durch ihre Empfehlungen 
bei der Auswahl der Hochschu-
len zur Einrichtung von Profes-
suren und Nachwuchsforscher-
gruppen.

Gleichzeitig erarbeitet sie 
Empfehlungen zur grundlegen-
den Gestaltung eines missions-
getriebenen Forschungs- und 
Infrastrukturprogramms zur 
weiteren Stärkung der Magnet- 
und Laserfusion und entwickelt 
Leitlinien für innovative Mecha-
nismen zur Forschungskoopera-
tion mit Start-ups und Industrie- 

unternehmen im Bereich aller 
Ansätze der Kernfusion. Hinzu 
kommen Eckpunkte für ein ent-
sprechendes Förderprogramm.
2. Bayern errichtet ein Bava-
rian Fusion Cluster als ein Fu-
sions-Ökosystem von Wissen-
schaft und Wirtschaft. Einge-
bunden werden alle an der 
Forschung und Technologieent-
wicklung beteiligten Hochschu-
len, außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, Indust-
rieunternehmen und Start-ups. 
Ziel ist, über eine Austausch- und 
Vernetzungsplattform Bayern 
technologieübergreifend zu ei-
nem wissenschaftlichen Hotspot 
der Kernfusionsforschung zu ma-
chen und im europäischen Kon-
text und in internationaler Ko-
operation ein Demonstrations-
kraftwerk in Bayern zu bauen. 
3. Bayern startet eine Ausbil-
dungsoffensive an den Hoch-
schulen und richtet neue Lehr-
stühle, neue Studiengänge in 
fusionsrelevanten Forschungs-
feldern sowie bis zu 20 Nach-
wuchsforschergruppen ein. Die 
Auswahl der Forschungsfelder, 

Denominationen und Heimat- 
hochschulen sowie die Beset-
zung erfolgen mit Unterstüt-
zung der Expertenkommission.
4. Bayern legt ein bayerisches 
Fusionsförderprogramm auf – 
technologieoffen, wettbewerb-
lich, meilensteinorientiert. Ziel 
ist der Ausbau des IPP-Netz-
werks, die Finanzierung von öf-
fentlich-privaten Partnerschaf-
ten sowie die Förderung von in-
novativen Start-ups.
5. Bayern ergreift die Initiative 
für eine nationale Gesamtstra-
tegie für Kernfusion. Für einen 
weltweit relevanten, in Teilbe-
reichen auch führenden Ent-
wicklungsbeitrag Deutschlands 
ist eine Bündelung der Kompe-
tenzen von der Grundlagenfor-
schung bis zur Technologieent-
wicklung in allen Teilbereichen 
der Kernfusion erforderlich. 
Auch internationale strategische 
Kooperationen können erfor-
derlich werden. Gefragt ist da-
her eine kohärente Gesamtstra-
tegie, die die unterschiedlichen 
Initiativen abstimmt und in den 
Grundzügen koordiniert.  r

Bausteine für eine ...

V.l.: Roland Weigert, Prof. Dr. Sibylle Günter, Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder und Wissenschaftsminister Markus Blume im 
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik Bild: StMWK

https://www.youtube.com/watch?v=1z96i35_waU
https://www.youtube.com/watch?v=1z96i35_waU
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Innovative Fachverfahren
AKDB-Mitarbeitende wie Monja entwickeln heute 
die Fachverfahren von morgen: webbasiert, KI-ge-
stützt und mit individualisierbaren Dashboards 
versehen. Für komplett digitale Workfl ows. Damit 
Sie für Ihre Bürger rundum digital aufgestellt sind.  
www.akdb.de/loesungswelt

Rundum digital 

Baugipfel im Kanzleramt:

Maßnahmen gegen 
die Wohnkrise

Auf dem Baugipfel im Berliner Kanzleramt haben Bundeskanz-
ler Olaf Scholz und Bundesbauministerin Klara Geywitz Maß-
nahmen zur Entlastung der Bauwirtschaft präsentiert. Wie aus  
einem 14 Punkte umfassenden Papier hervorgeht, sei die Schaf-
fung von bezahlbarem Wohnraum „eine der drängendsten  
sozialen Fragen unserer Zeit“.

Konkret soll der Energiespar-
standard EH40 für Neubauten 
gekippt werden, der ab 2025 
hätte gelten sollen. Das Vorha-
ben, auf EU-Ebene eine Sanie-
rungspflicht einzuführen, soll 
nicht weiterverfolgt werden. Bei 
entsprechenden Verhandlungen 
will sich die Ampel zwar „für an-
spruchsvolle Sanierungsquoten  
für den gesamten Gebäudebe-
stand“ einsetzen, nicht aber für 

verpflichtende Sanierungen. Zu-
dem soll es bei Bauvorhaben 
Steuervorteile durch besonde-
re Abschreibungsregeln, die 
sogenannte Afa, geben. Geplant 
ist auch, den „Klimabonus“, der 
Hauseigentümer beim Tausch al-
ter, fossiler gegen neue, klima- 
freundliche Heizungen fördert, 
zu erhöhen und auch auf Woh-
nungsunternehmen und Ver- 
mieter auszuweiten.

Den Ländern soll eine flexible-
re Gestaltung der Grunderwerb-
steuer ermöglicht werden. Im 
Zeitraum von 2022 bis 2027 sol-
len ihnen „Programmtitel in Hö-
he von insgesamt 18,15 Milliar-
den Euro für den sozialen Woh-
nungsbau zur Verfügung“ ge-
stellt werden. In Städten und 
Kommunen mit angespannten 
Wohnungsmärkten ist vorge-
sehen, den Bau bezahlbaren 
Wohnraums zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. KfW-För-
derprogramme sollen attrakti-
ver ausgestaltet und erweitert 
werden.

Stärkere Förderung 
von Wohneigentum

Stärker und für mehr Famili-
en will die Ampelregierung den 
Erwerb von Wohneigentum för-
dern. Die Kredithöchstbeträge 
werden demnach um 30.000 
Euro und die Höchstgrenze beim 
zu versteuernden Einkommen 
von 60.000 Euro auf 90.000 Eu-
ro angehoben. Das noch junge 
Programm „Wohneigentum für 
Familien“ war vor allem wegen 
der bisherigen Einkommens-
grenze kaum genutzt worden.

Geplant ist zudem, die an-
gepeilte, sogenannte Wohn-
gemeinnützigkeit im kommen-
den Jahr zu starten. Dabei sollen 
Vermieter, die dauerhaft bezahl-
baren Wohnraum zur Verfügung 
stellen, steuerlich begünstigt 
und gefördert werden.

Als „kleine Schritte in die rich-
tige Richtung, die aber noch viel 

Luft nach oben lassen“, kom-
mentierte Bayerns Bauminis-
ter Christian Bernreiter die Er-
gebnisse des Berliner Baugip-
fels: „Das Papier klingt in Ansät-
zen ganz brauchbar und enthält 
auch einige Ansätze, die wir 
schon länger fordern. Wenn 
man aber genauer hinschaut, 
offenbart sich ein halbherziger 
Ansatz. Die sehnlichst erwar-
tete degressive Abschreibung 
von Wohnraum ist zeitlich wie-
der nur begrenzt. Bayern for-
dert seit Jahren eine dauerhaf-
te degressive Abschreibung. Au-
ßerdem brauchen wir gerade 
für Ballungsräume eine Sonder-
abschreibung auch auf Grund-
stückskosten. Ich vermisse au-
ßerdem Sonderabschreibungen 
für selbstbezogenes Eigentum, 
eine deutliche Aufstockung der 
KfW-Mittel und einen Ersatz für 
den entfallenen Paragraf 13b 
des Baugesetzbuches, der be-
sonders für kleine Gemeinden 
im ländlichen Raum wichtig ist. 
Es ist mehr als fraglich, ob die 14 
Punkte ausreichen, um bei der 
verfehlten Baupolitik der Am-
pelregierung das Ruder herum-
zureißen. Die gesetzgeberischen 
Maßnahmen müssen auf jeden 
Fall schnellstens umgesetzt wer-
den, um Wirkung zu entfalten.“

Viel Luft nach oben 

Schon im Vorfeld des Baugip-
fels hatten Branchenverbände 
deutliche Kritik an der Baupo-
litik des Bundes geäußert. Teil-
weise waren sie dem Treffen im 
Kanzleramt ferngeblieben. „Die 
ganze Branche ist massiv ent-
täuscht vom Bund. Sie sind noch 
immer von den von heute auf 
morgen gestrichenen KfW-För-
derprogrammen zu Beginn der 
Ampelkoalition verunsichert, 
während ihnen gleichzeitig das 

Heizungsgesetz die Luft zum At-
men nimmt. So schafft man kein 
Vertrauen bei den Häuslebau-
ern und keinen Aufwind in der 
Branche“, kritisiert der Minister.

Der Bund soll sich laut Bern-
reiter lieber ein Vorbild an Ba- 
yern nehmen: „Mit dem Wohn-
bau-Booster Bayern und unse-
rem neuen Baukonjunkturpro-
gramm steuert der Freistaat ge-
zielt gegen den Abwärtstrend 
der Branche.“

Bayern steuert  
gegen den Abwärtstrend

Zum Beispiel vergünstigt der 
Freistaat mit dem Bayern-Dar-
lehen die Zinsen bei der Schaf-
fung von Wohneigentum um 
drei Prozent-Punkte und hat 
die Einkommensgrenzen in der 
Wohnraumförderung um rund 
25 Prozent angehoben, so dass 
nun rund 60 Prozent der baye-
rischen Bevölkerung von einer 
Förderung profitieren können. 
Falls das Eigenkapital nicht aus-
reicht, gibt es auch Staatsbürg-
schaften für Nachrangdarlehen. 
„Solche Maßnahmen hätte ich 
mir heute auch vom Bund ge-
wünscht“, verdeutlicht Bernrei-
ter. „Mit solch kraftlosem Agie- 
ren wie heute wieder gezeigt ist 
es kein Wunder, dass der Bund 
jedes Jahr weiter hinter sein 
selbstgestecktes Wohnbauziel 
zurückfällt.“

Dass es auch anders geht, zeig-
ten die drei staatlichen Woh-
nungsbaugesellschaften des Frei- 
staats. Trotz der aktuell schlech-
ten Rahmenbedingungen wer-
de allein die BayernHeim bis En-
de des Jahres 6.800 Wohnungen 
in Bestand, Bau oder Planung 
haben. Gemeinsam mit der Sta-
dibau und dem Siedlungswerk 
Nürnberg werden es Bernrei-
ter zufolge bis Ende des Jah-

res 25.800 Wohnungen sein.
Aus Sicht des Sprechers für In-

frastruktur, Bauwesen und Mo-
bilität der CSU im Bundestag, 
Michael Kießling, MdB, „ist das 
Maßnahmenpaket zur Belebung 
der Bauwirtschaft eine herbe 
Enttäuschung. Trotz der drama-
tischen Lage auf dem Bau prä-
sentiert die Bundesregierung 
fast keine kurzfristigen Maßnah-
men zur Entlastung. Zwar kün-
digt die Bauministerin Geywitz 
Gesetzesänderungen, einen Be-
schleunigungspakt sowie mög-
liche Eigentumsförderungen für 
das kommende Jahr an, jedoch 
schaffen Ankündigungen keine 
Investitionen. Denn all diese For-
derungen müssen erst abge-
stimmt und dann auch gesetz-
geberisch auf den Weg gebracht 
werden. Zudem greift das vorge-
legte Maßnahmenpaket zu kurz – 
denn weiterhin versucht die Bun-
desregierung durch Kreditpro-
gramme den Wohnungsbau an-
zukurbeln, anstatt mit direkten 
Zuschüssen die Eigenkapitalbasis 
von Familien zu unterstützen.“

Somit bleibe der Baugipfel 
weit hinter den Forderungen zu-
rück und komme zudem viel zu 
spät, denn die negativen wirt-
schaftlichen und sozialen Aus-
wirkungen seien seit zwei Jah-
ren bekannt, teilte Kießling mit. 
„Dazu passt auch, dass bereits 
im Vorfeld zwei der wichtigsten 
Branchenverbände die Reißlei-
ne gezogen haben und den Bau-
gipfel im Kanzleramt boykottie-
ren. Das ist nicht nur ein Zei-
chen des Vertrauensverlustes, 
sondern vor allem das Ergebnis 
purer Ignoranz der Bundesre-
gierung. Anstatt Bauen jetzt zur 
Chefsache zu machen und sich 
wirklich gegen die Krise zu stem-
men, werfen der Kanzler und 
seine Bauministerin erneut mit 
Nebelkerzen um sich!“ DK

Bayerischer Landtag:

Neues Besucherfoyer empfängt 
Gäste mit Beamer-Show

Nach rund zwei Jahren Bauzeit hat Landtagspräsidentin Ilse 
Aigner das neue Besucherfoyer im Bayerischen Landtag eröffnet. 
Erstmals in der Geschichte des Bayerischen Landtags werden die 
jährlich rund 60.000 Gäste nun in einem eigens dafür gestalteten 
Besucherfoyer im Maximilianeum empfangen.

Damit schlägt der Bayerische 
Landtag auch ein neues Kapitel 
in der Öffentlichkeitsarbeit auf, 
denn die Gäste werden mit ei-
ner Beamer-Show auf ihren Be-
such eingestimmt. 

Im April 2021 hatten die Bau-
arbeiten begonnen – nun ist das 
neue Westfoyer des Maximilia-
neums pünktlich vor der Land-
tagswahl fertig gestellt worden. 

Prozesse schaffen, Begeisterung 
wecken und so Demokratie er-
lebbar machen.“

Erstmals werden die Besuche-
rinnen und Besucher nun in ei-
nem repräsentativen Rahmen, 
dem modernen Foyer mitten 
im historischen Bau von 1874, 
empfangen, der auch den aktu-
ellen Anforderungen an die Si-
cherheit entspricht. Einbauten 
aus Eichenholz kombiniert mit 
brüniertem Messing beherber-
gen alle notwendigen Räume 
wie Pforte, Toiletten und Gar-
derobe für den Besuch von rund 
300 Gästen zeitgleich. 

Dem historischen Ambiente 
wird mit weißen Wänden und 
grauem Natursteinboden Raum 
gegeben. In einem Halbrund wer-
den die Besucherinnen und Be-
sucher mit moderner Multime-
diatechnik anhand von neun  
Beamern mit verschiedenen Fil-
men und Projektionen emotional 
und informativ auf ihren Besuch 
im Parlament eingestimmt.

Aigner dankte bei der Eröff-
nung insbesondere dem Pla-
nungs-, Steuerungs- und Bau-
team. Trotz der ak tuel len 
Schwierigkeiten in der Baubran-
che ist das Besucherfoyer wie 
geplant pünktlich zur Landtags-
wahl fertig. Auch der Kostenrah-
men von rund 10 Millionen Eu-
ro wurde eingehalten. Nach Ab-
schluss der energetisch-tech-
nischen Generalsanierung im 
Maximilianeum wird es auch 
barrierefrei erreichbar sein. Die 
Projektleitung hatte das Staat-
liche Bauamt München 2 inne. 
Frank & Friker Architekten und 
BMC Baumanagement führ-
ten das komplexe Projekt ge-
meinsam mit zahlreichen wei-
teren Fachplanern durch. Die  
Beamerpräsentationen gestal- 
tet Fantomas Design. r

Ilse Aigner bei der Begrüßung.
 Bild: ch

Im Beisein des Landtagspräsidi-
ums, zahlreicher Abgeordneter 
und der am Bau beteiligten Per-
sonen eröffnete Landtagspräsi-
dentin Ilse Aigner das Besucher-
foyer im Bayerischen Landtag. 

Aigner: „Endlich können wir 
unsere Gäste würdig begrüßen: 
Der Bayerische Landtag schafft 
einen neuen Zugang zum Maxi-
milianeum und damit zum Ort 
der politischen Debatte und 
Entscheidung in Bayern. Mo-
dern, offen und sicher – so emp-
fangen wir die Bürgerinnen und 
Bürger und wollen bei ihrem Be-
such Verständnis für politische 

Preis für baureifes Land in Bayern
Nach jüngsten Ergebnissen der Statistik der Kaufwerte für Bauland 
melden die bayerischen Geschäftsstellen der Gutachterausschüs-
se für Grundstückswerte im Verlauf des Jahres 2022 den Verkauf von 
11.024 baureifen Grundstücken in Bayern. Damit wechseln im Frei-
staat Grundstücke im Wert von 4,15 Milliarden Euro ihre Eigentümerin 
bzw. ihren Eigentümer. Im Durchschnitt beläuft sich der Preis für bau-
reifes Land je Quadratmeter in Bayern im Jahr 2022 auf 430 Euro.

Wie das Bayerische Landesamt 
für Statistik weiter mitteilt, beste-
hen zwischen den einzelnen Re-
gierungsbezirken große Preisun-
terschiede. So ist baureifes Land 
in Oberbayern mit durchschnitt-
lich 1.343 Euro am teuersten. 
Wird die Stadt München nicht 
berücksichtigt, liegt der Quadrat-
meterpreis für Oberbayern um 
mehr als die Hälfte niedriger bei 

632 Euro. In Mittelfranken müs-
sen im Schnitt 318 Euro für den 
Quadratmeter bezahlt werden. In 
Schwaben (265 Euro) und Nieder-
bayern (189 Euro) ist der Quad- 
ratmeterpreis deutlich geringer. 
Am niedrigsten sind die Werte 
für den Quadratmeter baureifes 
Land in der Oberpfalz (149 Euro), 
in Unterfranken (147 Euro) und in 
Oberfranken (109 Euro). r

https://www.akdb.de/loesungen/loesungswelt/
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Stadt Geretsried:

Richtfest bei 
Quartiersentwicklung OPUS.G

Drei Jahre nach Erteilung der Baugenehmigung für das neue Quar-
tier in Geretsried feiert die Krämmel Unternehmensgruppe ei-
nen großen Meilenstein: das Richtfest von Bauabschnitt 1 (Silva), 
mit dem traditionell der Rohbau abgeschlossen und der Beginn 
der Ausbauarbeiten eingeläutet wird. Die Krämmel Unterneh-
mensgruppe bedankte sich mit diesem Fest bei ihren Handwer-
kern und Projektbeteiligten. Zu ihnen zählen die Stadt Geretsried, 
der Stadtrat und alle involvierten baurechtlichen Gremien, Planer, 
Sachverständige und Berater sowie auch die BayernHeim GmbH. 

Die staatliche Wohnungsbau-
gesellschaft BayernHeim GmbH  
hat knapp 200 Wohnungen in 
dem Quartier erworben und 
trägt damit in erheblichem Maße 
zur Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum in der Region bei.

Mit OPUS.G wird ein vielfälti-
ges Quartier aus unterschiedlich 
großen Eigentums- und Miet-
wohnungen sowie Gewerbe-
flächen entstehen. Der Mix aus 
einkommensorientiert geför-
dertem und frei finanziertem 
Mietwohnungsbau sowie Eigen-
tumswohnungen bietet Wohn-
raum für unterschiedliche Ziel-
gruppen. Bei allen Wohnformen 
haben die Geretsrieder Bürger 
ein Erstzugriffsrecht.

Korbinian Krämmel, Bauun-
ternehmer in 3. Generation, er-
öffnete das Richtfest mit den 
Worten: „Der Abschluss der 

Rohbauarbeiten für den ersten 
Bauabschnitt Silva belegt die er-
folgreiche Zusammenarbeit zwi-
schen Freistaat, Landkreis, Stadt 
und Bauwirtschaft zur Schaffung 
des dringend benötigten Wohn-
raums für die gesamte Region. 
Dies ist ein großer Erfolg aller 
Beteiligten.“

BayernHeim als 
kompetenter Partner

Auch Bayerns Bauminister 
Christian Bernreiter zeigte sich 
in seiner Ansprache erfreut, 
dass in Geretsried neuer Wohn-
raum entsteht: „Unsere staatli-
che Wohnungsbaugesellschaft 
BayernHeim hat sich als kom-
petenter Partner für geförder-
ten Wohnungsbau etabliert und 
arbeitet mit großem Einsatz an 
der Realisierung von Projekten. 

Im neuen Wohnquartier betei-
ligt sie sich mit zwei in sich ver-
setzten Wohngebäuden mit 198 
Wohnungen. 158 Wohnungen 
sind einkommensorientiert ge-
fördert und stehen damit dau-
erhaft für Singles, Paare und Fa-
milien mit niedrigen und mittle-
ren Einkommen zur Verfügung. 
Das bedeutet eine weitere Ent-
lastung für den angespannten 
Mietmarkt im Großraum Mün-
chen! Bayernweit wird die Bay-
ernHeim bis Ende des Jahres 
6.800 Wohnungen im Bestand, 
Bau, Planung und Entwicklung 
haben, davon schon rund 2.000 
im Bau.“

Den Erfolg der Zusammenar-
beit betont auch Michael Mül-
ler, Erster Bürgermeister der 
Stadt Geretsried: „OPUS.G ist 
ein Projekt mit einer großen 
Strahlkraft nach außen und ei-
ner starken Wirkung nach in-
nen: Das Vorhaben schafft ei-
nerseits dringend benötigten 
Wohnraum für verschiedene 
Einkommensgruppen, bei dem 
durch das Geretsrieder Modell 
auch unsere eigene Bevölkerung 
zum Zug kommt. Andererseits 
zeigt es weit über unsere Stadt-
grenzen hinaus, was durch star-

ke Partnerschaften zwischen Öf-
fentlicher Hand und Privatwirt-
schaft möglich ist. Ich bedanke 
mich ausdrücklich für die Bereit-
schaft der Krämmel Unterneh-
mensgruppe dieses Vorzeige-
projekt in unserer Stadt zu ver-
wirklichen.“

75 Jahre 
Tradition und Fortschritt 

„Ich bin stolz, nun nicht nur 
auf die Pläne, sondern tatsäch-
lich auf die realisierten Gebäude 
blicken zu können und darauf, 
dass wir als Familienunterneh-
men ein solches Leuchtturm-
projekt verwirklichen können“, 
so Korbinian Krämmel. Mit Blick 
auf die aktuellen Herausforde-
rungen der Immobilienbranche 
keine Selbstverständlichkeit. 
Die Krämmel Unternehmens-
gruppe hat ein solides Funda-
ment, das sie sich seit mehr als 
75 Jahren erarbeitet hat. „Wir 
sind ein Familienunternehmen 
mit langjähriger Tradition und 
Erfahrung. Der Mut und die Fä-
higkeit, sich regelmäßig auch an 
ein veränderndes Umfeld anzu-
passen und sich stetig weiterzu-
entwickeln, ist Teil unserer Un-
ternehmens-DNA“, erläutert der 
geschäftsführende Gesellschaf-
ter des Bauunternehmens. So 
sei auch OPUS.G mit Blick auf die 
Zukunft geplant worden. „Wir 
sind seit unserer Gründung eng 
mit Geretsried verbunden und 
möchten mit dem Quartier auch 
ein Stück zurückgeben.“ Die Un-
ternehmerfamilie ist überzeugt 
von ihrem Konzept und dem 
Quartier. Daher wird Krämmel 
den dritten Bauabschnitt Viva 
mit über 150 Wohnungen, einem 
Haus für Kinder und 140 Serviced 
Apartments selbst im Bestand 
behalten und vermieten. 

DGNB-Zertifizierung in Gold 
für nachhaltiges 
Quartierskonzept 

OPUS.G wurde entwickelt für 
Generationen, mit dem Bewusst-
sein für Klima, Natur und Um-
welt. 770 Wohnungen, 140 Ser-
viced Apartments, ein Haus für 
Kinder, moderne Gewerbeflä-
chen, ein für das Umland außer-
gewöhnliches Mobilitätskonzept,  
ein nachhaltiges Energiekon-
zept, das zu 80 Prozent rege-
nerative Energiequellen nutzt 
und hochwertige Freianlagen 
entstehen auf dem fast fünf Hek-
tar großen Areal, zentrums- und 
dennoch naturnah in Geretsried 
(Oberbayern). Insbesondere die 
Gestaltung der Freianlagen wur-
de mit Blick auf die Anforderun-
gen der Zukunft geplant. Die groß-
zügige Begrünung von Dächern, 
Fassaden und Plätzen in Kom-
bination mit einem Schwamm-
stadtkonzept zahlt auf den Kli-
maschutz ein. Zur Einsparung von 
Energie und Ressourcen wird in 
OPUS.G auf ein intelligentes Re-
genwassermanagement und die 
Nutzung von Sonnenenergie ge-
setzt. Die geplanten Maßnahmen 
leisten einen aktiven Beitrag für 
eine verbesserte Luft- und Le-
bensqualität. 

Nicht umsonst wurde das 
Konzept durch die Zertifizie-
rungsstelle der Deutschen Ge-
sellschaft für Nachhaltiges Bau-
en (DGNB) mit dem DGNB-Zer-
tifikat in Gold für nachhaltige 
Stadtquartiere ausgezeichnet.

Angelehnt an „opus“, latei-
nisch für „das Werk“, „die Hand-
arbeit“, „die Kunst“ oder auch 
„die Mühe“, steht der Name 
„OPUS.G“ für vier Qualitäts-
bausteine: Urban Wohnen im 
Grünen, Nachhaltigkeit, Ge-
meinschaft und Mobilität. Circa 
1.800 Menschen werden später 
in dem neuen Quartier, das sich 
zur Neuen Mitte hin öffnet und 
gleichzeitig unmittelbar an ein-
malige Naturräume angrenzt, 
Platz zum Wohnen, Leben und 
Ankommen finden und dabei 
von den Vorteilen modernster 
Wohnraum- und Quartiersent-
wicklung profitieren. r

V.l.: Klaus Josef Lutz, Präsident der Vollversammlung der IHK für 
München und Oberbayern; Korbinian Krämmel, Geschäftsführen-
der Gesellschafter Krämmel Unternehmensgruppe; Michael Mül-
ler, erster Bürgermeister der Stadt Geretsried; Josef Niedermaier, 
Landrat Bad Tölz-Wolfratshausen; Christian Bernreiter, Staatsmi-
nister für Wohnen, Bau und Verkehr; Reinhold Krämmel, Aufsichts-
ratsvorsitzender Krämmel Unternehmensgruppe; Ralph Büche-
le, Geschäftsführer BayernHeim GmbH; Marinus Krämmel, Ge-
schäftsführender Gesellschafter Krämmel Unternehmensgruppe.  
 Bild: Matthias Fend

Mieten-Explosion:

Staat muss tiefer 
in die Tasche greifen

Zum ersten Mal werden die Job-Center in diesem Jahr mehr als 20 
Milliarden Euro für die Kosten der Unterkunft ausgeben. Das teilt 
die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt mit. Die IG BAU 
beruft sich dabei auf eine Berechnung, die die Gewerkschaft beim 
Pestel-Institut (Hannover) in Auftrag gegeben hat. 

Demnach haben die Job-Cen-
ter von Januar bis Mai dieses Jah-
res bundesweit im Schnitt bereits 
1,69 Milliarden Euro pro Monat 
für die Kosten der Unterkunft aus-
gegeben, um Empfänger von Bür-
gergeld bei der Kaltmiete sowie 
bei den Neben- und Heizkosten zu 
unterstützen. Das sind im Schnitt 
monatlich knapp 250 Millionen 
Euro mehr als im Vergleichszeit-
raum des Vorjahres – ein Plus von 
gut 17 Prozent.

„Eine Viertelmilliarde Euro pro 
Monat mehr als noch vor einem 
Jahr – das ist Geld, das Bund und 
Kommunen über die Job-Center 
für die Kosten der Unterkunft vor 
allem deswegen zusätzlich ausge-
ben müssen, weil die Mieten ra-
sant nach oben gegangen sind. 
Die gestiegenen Mietpreise sind 
eine enorme Mehrbelastung für 
den Steuerzahler. Der Staat zahlt 
die Mieten-Explosion kräftig mit“, 
sagt der Bundesvorsitzende der IG 
BAU, Robert Feiger. Bei den Kosten 
der Unterkunft, die der Staat über-
nehme, handele es sich um Mie-
ten für Wohnungen mit einfachem 
Standard. Die Kaltmiete sei hier im 
Bundesdurchschnitt von 5,43 Eu-
ro pro Quadratmeter (im Januar 
2015) auf 7,75 Euro (im Mai 2023) 
enorm angestiegen – ein Plus von 
43 Prozent. Das hat die Datenana-
lyse des Pestel-Instituts ergeben.

Der Mangel an Wohnraum 
zwinge den Staat „bei den Sozial-
ausgaben immer tiefer in die Ta-
sche zu greifen“, so Feiger. Hier 
räche sich eine über Jahrzehnte 
„falsch gelaufene Wohnungsbau-
politik“: „Es fehlen mehrere Mil-
lionen bezahlbare Wohnungen. 
Und die Zahl der Sozialwohnun-
gen geht seit Jahrzehnten zurück. 
Beim Wohnen gerät Deutschland 
mehr und mehr in eine soziale 
Schieflage. In der Wohnungsnot 
steckt sozialer Sprengstoff. Bund 
und Länder haben hier versagt. 
Sie unterstützen lieber Vermie-
ter, die ihre Mieten immer wei-
ter nach oben schrauben, anstatt 
das Übel an der Wurzel zu pa-
cken: Der Staat investiert nur ef-
fektiv, wenn er Geld in die Woh-
nungsbauförderung steckt. Aber 
garantiert nicht, wenn er immer 
größere Summen für immer hö-
here Mieten auf die Konten von 
Vermietern überweist“, sagt Ro-
bert Feiger.

Der IG BAU-Chef fordert Bund 
und Länder auf, dem bezahlba-
ren und sozialen Wohnen Vor-
rang einzuräumen. Wer im Nied-
riglohnsektor arbeite, brauche ei-
ne Sozialwohnung. Ebenso, wer 
als Kriegsflüchtling oder Asylsu-

chender nach Deutschland kom-
me. „Es gab im ersten Halbjahr 
dieses Jahres eine Nettozuwan-
derung von 347.000 Menschen. 
Der Bedarf an Sozialwohnungen 
steigt Tag für Tag. Deutschland 
rutscht damit mehr und mehr in 
ein Wohn-Desaster. Gleichzeitig 
steckt der Wohnungsbau in der 
Krise: Bei den Baugenehmigun-
gen gab es im ersten Halbjahr ein 
Minus von 27 Prozent gegenüber 
dem Vergleichszeitraum des Vor-
jahres. Es geht also weiter bergab. 
Bund und Länder müssen deshalb 
jetzt in den Krisenmodus schal-
ten: Ein ‚Milliarden-Booster‘ für 
das bezahlbare und soziale Woh-
nen ist dringend notwendig“, for-
dert Feiger.

Fördergelder aufstocken

Der Staat müsse seine För- 
dergelder für den Wohnungsbau 
bis 2025 massiv aufstocken: „Al-
lein für den sozialen Wohnungs-
bau sind 50 Milliarden Euro bis 
zum Ende dieser Legislaturperi-
ode notwendig – als Sonderver-
mögen. Nur so kann es gelingen, 
die 100.000 Sozialwohnungen pro 
Jahr zu bauen, die sich die Am-
pel-Koalition vorgenommen hat“, 
erklärt Feiger. Kommunale, ge-
nossenschaftliche und kirchliche 
Wohnungsunternehmen bräuch-
ten Zuschüsse, um bezahlbare 
Wohnungen und Sozialwohnun-
gen zu bauen. Denn sie könnten 
steuerliche Abschreibungen, wie 
von der Bundesregierung auf dem 
Wohnungsbau-Gipfel im Kanzler-
amt in der vergangenen Woche 
zugesagt, nicht nutzen.

„Allein mit den 20 Milliarden 
Euro, die die Job-Center in die-
sem Jahr sehr sicher für die Kos-
ten der Unterkunft ausgeben wer-
den, ließe sich der Neubau von 
180.000 Sozialwohnungen för-
dern“, so Feiger. Außerdem wäre 
ein staatliches Sonderprogramm 
für das bezahlbare und soziale 
Wohnen eine wichtige Unterstüt-
zung in der Baukrise. „Wenn es 
durch das Wegbrechen von Auf-
trägen im Wohnungsbau zu Kurz-
arbeit oder sogar zu Entlassungen 
kommt, dann sind die Leute weg 
vom Bau. Und die kommen auch 
nicht wieder zurück. Geht der Bau 
erst einmal personell in die Knie, 
dann dauert es Jahrzehnte, bis 
er wieder auf die Beine kommt 
– wenn er es überhaupt schafft“, 
warnt Robert Feiger. Soweit dürfe 
der Staat es auf keinen Fall kom-
men lassen. Immerhin sei der Bau 
auch ein wichtiger Motor für die 
Binnenkonjunktur. r

Stiftungsrat der Bundesstiftung 
Bauakademie tagte in Berlin

Der Stiftungsrat der Bundesstiftung Bauakademie tagte im Sep-
tember in Berlin. Dabei hat er die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
herzlich willkommen geheißen. Die KfW Bankengruppe hat Det-
lev Kalischer, Direktor und Leiter des Geschäftsbereichs Mittel-
stand und private Kunden, als Vertreter in das Gremium gesandt.

Sören Bartol, Parlamentari- 
scher Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wohnen, Stadt- 
entwicklung und Bauwesen, so-
wie Stiftungsratsvorsitzender der 
Bundesstiftung Bauakademie be-
tonte: „Ich freue mich darüber, 
dass mit Herrn Kalischer jetzt 
auch die KfW Bankengruppe Mit-
glied im Stiftungsrat geworden 
ist. Mit Ihrer wertvollen Experti-
se und reichhaltigen Erfahrung ist 
die KfW ein wichtiger Inputgeber, 
der zeigt, wie verantwortungsvoll 
mit Zukunftsinvestitionen umge-
gangen wird. So ist dieser etwas 
andere Blickwinkel auch in Bezug 
auf Chancen für ein nachhaltiges 
Wachstum im Bau- und Immobi-
lienbereich eine wertvolle Berei-
cherung für die Weiterentwick-
lung der Bundesstiftung.“

Detlev Kalischer, Direktor und 
Leiter des Geschäftsbereichs Mit-
telstand und private Kunden der 
KfW Bankengruppe: „Ich freue 

mich auf die Mitarbeit im Stif-
tungsrat der Bundesstiftung Bau-
akademie. Die Aufgaben und das 
Programm der Stiftung sind au-
ßerordentlich unterstützenswert. 
Die KfW vertritt die wichtigsten 
Förderprogramme des Bundes, 
vor allem auch im Baubereich. 
So können wir die Sichtweise der 
Förderbank und ihre Erfahrung in 
die Debatten um Förderungen, 
z.B. für energieeffiziente Gebäu-
de oder für das serielle, modula-
re Bauen, einbringen.“

Zentrale Dialogplattform

Die 13. Stiftungsratssitzung 
der Bundesstiftung Bauakade-
mie fand im Roten Saal auf dem 
Baugrundstück der Bundesstif-
tung statt. Die Errichtung der 
Bundesstiftung Bauakademie 
als gemeinnützige Stiftung bür-
gerlichen Rechts und als Träger- 
organisation für die Wiederer-

richtung und den Betrieb des 
Bauakademiegebäudes wurde 
2018 vom Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages be-
schlossen.

Sie soll als zentrale Dialog-
plattform auf nationaler Ebene 
mit internationaler Ausstrah-
lung agieren und die gesam-
te Wertschöpfungskette Bau 
repräsentieren. Die Bauakade- 
mie soll ein Ort der Reflexion, 
Produktion und Präsentation 
sein. Sie möchte den Praxis-
partnern des Planens und Bau-
ens Innovations- und Trans-
formationswissen zur Ver- 
fügung zu stellen.

Fünf ständige Mitglieder des 
Gremiums kommen aus den 
Fraktionen des Deutschen Bun-
destages. Des Weiteren ist die 
Bundesregierung mit dem Bun-
desministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwe-
sen, dem Bundesministerium 
der Finanzen und mit dem Aus-
wärtigen Amt vertreten. Dar-
über hinaus ist das Land Ber-
lin vertreten und als erstes ko-
optiertes Mitglied nun auch die 
KfW. r

https://bayerngrund.de/
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Grundschule Schauenstein:

Erstes „Purple-Roof“-Dach 
Deutschlands installiert

Wirksame Maßnahmen für eine bessere Steuerung und Nutzung von 
Wasser in Zeiten des Klimawandels sind in aller Munde. Ein inno-
vativer Lösungsansatz dazu ist ab sofort an der Grundschule Schau-
enstein zu sehen: Hier wurde in Zusammenarbeit der Firma Browa-
tech GmbH & Co. KG mit der Hochschule Hof das erste sogenannte  
Purple Roof Deutschlands installiert. Dabei handelt es sich um ein 
neuartiges Gründachkonzept, das die Regenwasserrückhaltung im 
Vergleich zu gewöhnlichen Gründächern deutlich optimiert. 

Die Installation des Daches 
ist eingebettet in ein umfassen-
des Schwammstadt-Projekt der 
Hochschule Hof und dem Kom-
petenznetzwerk Wasser Ener-
gie. Es ist das erste derartige 
Projekt an einer bayerischen 
Schule. Das damit verbundene 
digitale Regenwassermanage-
ment soll Thema im Grundschul- 
unterricht werden.

Welche Relevanz das Thema 
Wassermanagement bei Stark-
regen hat, mussten einige Ge-
meinden im Hofer Land zuletzt 
im Sommer 2021 erfahren als 
der Katastrophenfall ausgerufen 
werden musste. Wenig erstaun-
lich also, dass sich Verantwort-
liche immer mehr mit innovati-
ven Lösungen zur Wasserspei-
cherung befassen. Eine solche 
ziert nun das Dach der Turn-

halle der Grundschule Schau-
enstein und ist somit wohl ei-
ne der ersten, abgeschlosse-
nen Schwammstadt  Baumaß-
nahmen an bayerischen Schulen 
überhaupt. 

Innovation aus  
dem Hofer Land

Umgesetzt wurde die Maß-
nahme mit Hilfe der Firma Bro-
watech aus Langenbach bei Ge-
roldsgrün, welche ein Kernele-
ment der Innovation beisteuert. 
Die von Browatech patentierte 
und nur 5 Millimeter dicke so-
wie ultraleichte „Tech-Draina-
ge“ ist als leistungsfähiges Drai-
nagetextil Teil des sogenannten 
„Purple-Roof-Konzeptes“, das 
in Europa als „Detention-Roof“ 
bekannt ist. Es besteht aus vier 

Schichten: Die „Tech-Drainage“ 
als unterste Schicht ist der soge-
nannte Detentionsleger. Er hat 
die Funktion, eine möglichst ho-
he Wassermenge zu puffern und 
erst zeitverzögert wieder abzu-
geben. Ziel des Konzeptes ist so-
mit, das gespeicherte Wasser 
erst nach und nach abfließen 
zu lassen, sodass Überschwem-
mungen vermieden und bis-
lang notwendige Rückhaltebe-
cken oder ähnliches überflüssig 
oder kleiner werden. Dass die-
se Technik nun in Schauenstein 
eingesetzt werden kann, ist dem 
zukunftsweisenden Denken von 
Architekt Renee Lorenz, dem 
Beratendem Ingenieur Rainer 
Lang sowie Schauensteins Bür-
germeister Florian Schaller zu 
verdanken“, so Geschäftsführer 
Mario Browa. Produziert wird 
die Innovation aus dem Hofer 
Land durch die Firma Semper-
green aus den Niederlanden. 

Maßnahmen gegen Starkregen 
und Trockenperioden

Am Projekt beteiligt ist auch 
die Hochschule Hof: Hauptauf-

V.l.: Prof. Günter Müller-Czygan, Hochschule Hof; Florian Schaller, 
Bürgermeister Stadt Schauenstein; Mario Browa, Fa. Browatech; 
Rainer Lang, Bauleiter. Bild: Hochschule Hof

gabe der Forschenden ist eine 
begleitende Analyse, um proto-
typische Merkmale des Projek-
tes mit den Zielen des derzeit an 
der Hochschule Hof in Koopera-
tion mit dem Kompetenznetz-
werk Wasser Energie laufenden 
Forschungsprojektes SPORE ab-
zugleichen. Bei dem von der Wi-
lo Foundation und mit eigenen 
Hochschulmitteln gefördertem 
SPORE geht es um die Beant-
wortung der Frage, wie Ober-
franken mit dem Klimawandel 
und insbesondere mit den ext-
remen Wetterereignissen Stark- 
regen und Trockenheit umge-
hen sollte und welche Rolle di-
gitale Lösungen dabei spielen. 
„Mögliche Aktionsfelder hier-
bei können einzelne Gebäu-
de sein, ganze Stadtviertel, ei-
ne Ortschaft oder sogar eine 
ganze Region. Die Grundschule 
Schauenstein ist durch den Ein-
satz des Gründachs ein ideales 
Beispiel für das kleinste Aktions-
feld. Schauenstein wird daher 
als Best Practice Bestandteil des 
Handlungsleitfadens, der am En-
de unseres Projektes steht“ so 
Prof. Günter Müller-Czygan, Lei-
ter des Instituts für nachhaltige 
Wassersysteme der Hochschule 
Hof (inwa). 

Weitere Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte 

Ein weiterer zu untersuchen-
der Aspekt ist der Einfluss des 
Gründachs auf das Kanalsys-
tem. „Wir möchten wissen, wie 
viel Regenwasser zurückgehal-
ten werden kann, was dann 
nicht in den Kanal abgelassen 
werden muss. Hier bereitet die 
Hochschule einen weiteren For-
schungsantrag vor, bei dem das 
Beispiel Schauenstein mit unter-
sucht werden soll.“  Zusammen 
mit der Gemeinde Schauenstein 

möchte man anschließend In-
novationspotenziale für neue 
Forschungs- und Entwicklungs-
projekte ableiten. Dabei geht 
es insbesondere um die Frage, 
wie die erforderliche Bewässe-
rung für alle mit Pflanzen ausge-
stattete Bereiche auch in länge-
ren Trockenperioden gesichert 
werden kann. „Hierzu werden 
diverse Messsysteme einge-
setzt, um z.B. die Bodenfeuch-
te zu messen und den Was-
serbedarf zu ermitteln. Regen-
wasser wird in entsprechenden 
Speicherbehältern gesammelt 
und eine sparsame Wasserent-
nahme wird nach den Ergebnis-
sen der Datenanalyse berechnet 
und durchgeführt“, so Prof. Mül-
ler-Czygan. 

Regenwassermanagement 
im Grundschulunterricht

Im SPORE-Vorhaben „Digita-
le Grundschule Schauenstein“ 
wird zudem erstmals eine digi-
tale Steuerungs- und Überwa-
chungslösung eines Regenwas-

sermanagements für eine Schu-
le entwickelt und soll in einem 
weiteren Fördervorhaben kind-
gerecht realisiert werden, so 
dass sie im Sachunterricht der 
Grundschule eingesetzt werden 
kann. „Wir möchten bewusst 
Kinder und Jugendliche für die 
Bedeutung des Themas Wasser 
sensibilisieren und freuen uns 
deshalb sehr, dass es gelungen 
ist, eine so innovative Technik – 
für alle gut sichtbar - an unserer 
Schule zu etablieren“, so Schul-
leiterin Andrea Fickenscher. 

Schauensteins Bürgermeister 
Florian Schaller dazu: „Ich freue 
mich, dass wir in Schauenstein 
Vorreiter einer einfachen und 
innovativen Entwicklung sind. Es 
zeigt sich leider regelmäßig wie-
viel Schaden durch Starkregen 
entstehen kann, wir leisten mit 
unserem Turnhallendach einen 
kleinen Beitrag, der große Wir-
kung hat. Wer die Chance hat, 
ein solches innovatives System 
zu verbauen, sollte dies tun, da 
die Starkregenereignisse immer 
häufiger vorkommen.“ r

Bayerischer Ministerrat:

Bezahlbarer Wohnraum 
dringend gesucht

Bayern fordert den Bund in einer Bundesratsinitiative auf, ein För-
derprogramm aufzulegen, mit dem Kommunen und Träger von 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen bei der Bereitstellung 
von Wohnraum für Beschäftigte in der Pflege unterstützt wer-
den. Denn auf dem angespannten Wohnungsmarkt hätten Pfle-
gekräfte vor allem in Großstädten und Ballungsgebieten oft we-
nig Chancen, eine bezahlbare Wohnung zu finden. Dies gelte im 
Besonderen für Teilzeitbeschäftigte oder aus dem Ausland zuge-
zogene Pflegekräfte, aber auch für Pflegekräfte, die eine Familie 
gründen wollen, verlautete aus dem Bayerischen Ministerrat.

Ein neues Förderprogramm 
für die Schaffung von Wohn-
raum speziell für Pflegeper-
sonal könnte die Situation am 
Wohnungsmarkt für Pflegekräf-
te verbessern und dadurch die 
Attraktivität dieses Berufs auch 
im Vergleich zu anderen Beru-
fen steigern. Die dauerhafte Be-
reitstellung von bezahlbarem 
Wohnraum schaffe auch die er-
forderliche Planungssicherheit 
bei den Pflegekräften, am jewei-
ligen Wohnort bleiben zu kön-
nen. Mit einem Förderanreiz 
für die Schaffung von zielgrup-
penspezifischem, bezahlbarem 
Wohnraum würden nicht nur 
Pflegekräfte wirkungsvoll un-
terstützt. Die Schaffung von be-
darfsgerechtem, bezahlbarem 

Wohnraum trage auch wesent-
lich dazu bei, mehr Menschen 
für eine Tätigkeit in der Pfle-
ge (zurück) zu gewinnen und so 
dem Fachkräftemangel in der 
Pflege entgegenzuwirken.

„Pakt für die Pflege“

Die Bundesregierung wird 
zu einem „Pakt für die Pflege“ 
aufgefordert, der weitere we-
sentliche Instrumente zur Stär-
kung der Attraktivität des Pfle-
geberufs enthält. Dazu zählen 
die Verbesserung der Einkom-
men etwa durch Steuerfreiheit 
von Gehaltsbestandteilen sowie 
verlässliche Arbeits- und Erho-
lungszeiten.

Darüber hinaus drängt der 

Freistaat den Bund auf neue Re-
gelungen bei der Ausweisung 
kleiner Baugebiete. Durch ein 
Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts stünden ganze Einhei-
mischenmodelle in manchen 
Kommunen faktisch vor dem 
Aus. Bauherren und potenzielle 
Mieter sähen sich mit teils jah-
relangen Verzögerungen kon-
frontiert.

Sehr überraschend habe das 
Gericht den §13b des Bauge-
setzbuches für europarechts-
widrig erklärt, da er keinen Um-
weltbericht vorsieht, hieß es. 
Gerade in Bayern sei die Rege-
lung ein kommunalpolitisches 
Erfolgsmodell gewesen. Kon-
kret wurde damit auf die längs-
ten Verfahrensschritte in der 
Bauleitplanung verzichtet, was 
erhebliche Beschleunigungsef-
fekte zur Folge hatte. Die Rege-
lung ermöglichte es gerade klei-
neren und mittleren Gemein-
den in ländlichen Regionen, 
schnell begrenzte Flächen am 
Ortsrand zu überplanen und da-
mit dringend benötigten Wohn-
raum zu schaffen.

Laut Ministerrat kommt das 
Urteil gerade jetzt zur Unzeit 
und verunsichert Kommunen, 
Bauherren, Mieter und Inves-
toren, die oftmals schon ihre 
Wohnbauinvestitionen getätigt 
haben und mit dem Bau begin-
nen wollten. Da die Bayerische 
Staatsregierung sich gleicher-
maßen für den Abbau von Bü-
rokratie und die Schaffung von 
neuem Wohnraum einsetze und 
dabei eng an der Seite der Kom-
munen stehe, beschloss der Mi-
nisterrat eine Bundesratsinitia-
tive, um zügig einen Ersatz für 
die Regelung des §13b BauGB zu 
schaffen. 

Ziel ist es, den Kommunen ein 
bürgernahes und rechtssiche-
res Werkzeug für die Auswei-
sung von Wohnbaugebieten an 
die Hand zu geben, das auf lang-
wierige Verfahren wie doppel-
te Behörden- und Bürgerbetei-
ligung verzichtet. Die Begren-
zung des Plangebiets auf einen 
Hektar überbaubarer Fläche sei 
auch vor dem Hintergrund des 
Flächensparens vertretbar – die 
Regelung solle weiterhin nur an-
wendbar sein, wenn eine weite-
re Innenentwicklung nicht mög-
lich ist. DK 

Bürokratieabbau beim Bau
Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger fordert vom Bund, über-
flüssige Normen und Vorgaben zu streichen, um Bauen wieder preis-
werter zu machen - und damit Aufträge für das Handwerk zu sichern. 
Aiwanger: „Wir müssen mit weniger Vorschriften Kosten senken, da-
mit Bauen wieder bezahlbar wird. Momentan wird zu wenig gebaut, 
mit gravierenden Auswirkungen auf das Handwerk. Die Zahl der Bau-
aufträge geht zurück - und Fachkräfte wandern in andere Branchen ab.“  

Die mittelständische Bauwirt-
schaft gilt als eine Leitökono-
mie für das gesamte bayerische 
Handwerk. Aiwanger: „Die Po-
litik der Bundesregierung scha-
det der Bauwirtschaft. Bürokra-
tie, Zwangsvorgaben und Über-
regulierung nehmen ständig zu, 
da muss dringend umgesteuert 
werden, damit sich wieder mehr 
Bauherren dazu entscheiden, ei-
nen Bauauftrag zu vergeben.“ 

Betroffen seien nicht nur die 
über 96.000 Betriebe des Bau- 
und Ausbauhandwerks, son-
dern auch weitere baunahe Ge-
werke, wie Sanitär-, Heizungs- 
Klimatechnik oder das Elektro-
handwerk. Damit unterstützt 
Aiwanger die Forderung des Prä-
sidenten des Bayerischen Hand-

werkstages Franz Xaver Peteran-
derl nach Bürokratieabbau. Die-
ser hatte in einem Interview ge-
sagt, dass die Baukosten um 15 
bis 20 Prozent fallen könnten, 
wenn es weniger Vorschriften 
gebe. 

Aiwanger: „Wohnraum muss 
erschwinglich sein, gerade auch 
für Familien mit Kindern und Ge-
ringverdiener. Berlin muss jetzt 
handeln, damit der Traum von 
den eigenen vier Wänden nicht 
zum Albtraum wird. Die hohen 
Baukosten stellen nicht nur ein 
wirtschaftliches Problem dar mit 
negativen Folgen fürs Handwerk, 
sondern bergen auch sozialen 
Sprengstoff. Wir müssen wieder 
mehr bauen und weniger doku-
mentieren.“ r

https://www.bayernlb.de/internet/de/blb/resp/kunden_1/oeffentliche_hand_2/einstieg_fuer_oeffentliche_hand/einstieg_6.jsp
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Landkreis Regensburg und Holzforum Regensburger Land:

Verleihung des
Regionalen Holzbaupreises 2023 
Zahlreiche Gäste, darunter Vertreter aus Politik, Bauherren, 
Architekten, Planer und Holzbaufirmen konnte Landrätin Tan-
ja Schweiger kürzlich im Bonifaz-Wimmer-Kinderhaus in Thal-
massing zur Verleihung des Holzbaupreises 2023 begrüßen. 
Bereits zum fünften Mal hatte der Landkreis Regensburg in Ko-
operation mit dem Holzforum Regensburger Land den regiona-
len Wettbewerb ausgelobt. Unter insgesamt 27 Einsendungen 
wählte die sechsköpfige Fachjury drei Preise sowie zwei Aner-
kennungen aus. 

Den ersten Preis teilen sich 
das Bonifaz- Wimmer- Kinder-
haus der Gemeinde Thalmas-
sing sowie Haus A der Herbst-
wiesen Beratzhausen. Den drit-
ten Preis gewann ein Ersatzbau 
für eine ehemalige Scheune in 
Beratzhausen von Nicole Müt-
zel, der unter dem Titel „Woh-
nen im Stadel“ eingereicht wur-
de. Einer der Anerkennungsprei-
se wurde an das Einfamilienhaus 
in Holzrahmenbauweise in He-
mau von Marlies Mirbeth ver-
liehen. Mit dem zweiten Aner-
kennungspreis wurde der neue 
Kreisbauhof des Landkreises Re-
gensburg in Mintraching-Rosen-
hof gewürdigt.

Stärkung der regionalen 
Holzwirtschaft

„Unser Holzbaupreis stärkt 
die regionale Holzwirtschaft und 
zeigt, wie man mit dem heimi-
schen Holz energiesparend und 
klimaschonend bauen kann“, er-
klärte Landrätin Tanja Schweiger 
die Bedeutung des Preises. Ein 
Drittel der Landkreisfläche be-
stünde aus Wald – Waldbewirt-
schaftung und Holzverarbeitung 
seien daher ein erheblicher Wirt-
schaftsfaktor in der Region. Kur-
ze Wege in der Materialbeschaf-
fung und solide Wertschöpfungs-
ketten böten perfekte Bedingun-
gen für modernen, nachhaltigen 
und regionalen Holzbau. Auch 
die Expertise bei der Planung und 
Ausführung sei vorhanden – ei-
ne Vielzahl an erfahrenden Pla-
nern und Holzbauunternehmen 
erleichtere den Bauinteressier-
ten die Entscheidung fürs Bauen 
mit Holz. 

Die Landrätin hob die große 
Vielfalt der 27 Wettbewerbs-
beiträge hervor. Jedes der ein-
gereichten Objekte sei wertvoll 
und nachahmenswert und leis-
te einen Beitrag zur Wertschöp-
fung und zum Klimaschutz in der 
Region. Juror Adrian Blödt, Be-
zirksvorsitzender Oberpfalz im 
Landesinnungsverband des Bay-
erischen Zimmererhandwerks, 
erläuterte die Entscheidungen 
der Jury für die Prämierun-
gen. Die Wettbewerbsbeiträ-
ge präsentierten die Relevanz 
und Vielseitigkeit des moder-

nen Holzbaus als Antwort auf 
zeitgenössische Herausforderun-
gen. Die Jury achtete bei ihrer 
Bewertung auf solche Gesichts-
punkte wie Nachhaltigkeit und 
regionale Wertschöpfung, Inno-
vation und schlüssiges Energie-
konzept.

Anerkennungspreise

Das Einfamilienhaus in Holz-
rahmenbauweise in Hemau 
von Marlies Mirbeth wurde 
nicht nur wegen der stimmigen 
und architektonisch gelunge-
nen Ausführung mit dem Aner-
kennungspreis ausgezeichnet. 
Das Objekt erfülle das Bewer-
tungskriterium der Regionali-
tät in beeindruckender Weise, 
denn sowohl bei der Konstruk- 
tion als auch bei der Innenge-
staltung wurde das Holz aus ei-
gener Forstwirtschaft im Um-
kreis von 500 Metern verwen-
det, so die Jury. Architekt Franz 
Dürr schilderte die gestalteri-
schen Herausforderungen bei 
der Planung des Objekts, das 
sich möglichst gut in die beste-
hende Hofsituation und Umge-
bung integrieren sollte.

Der zweite Anerkennungspreis  
ging an den neuen Kreisbau-
hof des Landkreises Regens-
burg in Mintraching- Rosen-
hof. Adrian Blödt zählte die Be-
sonderheiten des Objektes auf: 
Schon der Einsatz von Holzbau-
stoffen in großem Maßstab ma-
che dieses Projekt bemerkens-
wert. Auch die Neuinterpreta- 
tion des „schützenden Hof“-Ge-
danken bei dem Bau, das aus 
verschiedenen Gebäudeteilen 
für unterschiedlichste Funkti-
onen besteht, sei gestalterisch 
gelungen und ermögliche effi-
ziente Arbeitsabläufe. Die Hy- 
bridbauweise aus Holz, Stahl 
und Beton bleibe sichtbar und 
zeige die Vorteile der Verwen-
dung des jeweiligen Baustoffs 
für unterschiedliche Bereiche. 
Vor allem aber zeige der neue 
Kreisbauhof, dass es möglich ist, 
Holz auch für solche Bauwerke 
einzusetzen, die in der bisheri-
gen Wahrnehmung der minera-
lischen Massivbauweise vorbe-
halten waren. Architekt Joachim 
Gutthann nannte eben dieses 

Miteinander von verschiedenen 
Baustoffen bei einem Funktions-
gebäude wie dem Kreisbauhof 
als Lösung für ein stimmiges ge-
stalterisches Konzept.

Gelungene Symbiose  
aus Tradition  
und moderner Architektur

Den dritten Preis bekam ein 
Ersatzbau für eine ehemalige 
Scheune in Beratzhausen von 
Nicole Mützel. Architekt Florian 
Gebauer bedankte sich bei der 
Bauherrin für ihren Mut, sich 
auf eine innovative Bauweise 
und Außengestaltung einzulas-
sen. Bei dem Gebäude verzich-
tete man auf einen klassischen 
Dachbelag und setzte stattdes-
sen über Fassade und Dachflä-
che eine einheitliche Verklei-
dung aus vorvergrauten Holz-
latten in unterschiedlichen Tie-
fen ein, die die ursprüngliche 
Scheunencharakteristik auf-
greift. Die herausragende relief- 
artige Gebäudehülle zeige die 
Möglichkeiten einer modernen 
Holzarchitektur, so die Jury. Der 
architektonisch und funktional 
gelungene Holzbau mit seiner 
nahezu nahtlosen Angliederung 
an den Bestand sei darüber hin- 
aus beispielhaft für Nachver-
dichtung im ländlichen Raum.

Gebäudekomplex  
Herbstwiesen

 Das Gebäudekomplex Herbst-
wiesen in Beratzhausen ermög-
licht dank der altersgerechten, 
barrierefreien Seniorenwohnun- 
gen ein selbstbestimmtes Woh-
nen im Alter. Die Jury bewertete 
vor allem den Einsatz der Holz-
bauweise für den Geschoßwoh-
nungsbau als vorbildlich und 
vergab dafür einen von zwei ers-
ten Preisen. 

Trotz der einfachen Verfüg-
barkeit von Decken in Massivholz- 
bauweise wurde konsequent auf 
die Leichtbauweise zurückge 
griffen. Dadurch konnten regiona-
le Holzprodukte eingesetzt wer-
den. Dies sei in dieser Gebäude-
klasse derzeit innovativ und da-
mit zukunftsweisend, erklärte 
Adrian Blödt. Auch das Energie-
konzept, welches über ein so-
genanntes Mieterstrom-Modell 
den Bewohnern günstigen Strom 
vom eigenen Dach zur Verfügung 
stellt, sei vorbildlich. Architekt 
Franz Dürr erläuterte sein Ge-
staltungskonzept mit durchdach-
ten Grundrissen und großzügigen 
Balkonen, das den Bewohnern 
den Umzug von einem Haus in ei-
ne Wohnung erleichtern soll.

Multifunktionales 
Kinderhaus 

Der zweite erste Preis ging an 
das Kinderhaus mit Kinderkrip-
pe, Kindergarten, Kinderhort und 
Gemeindebücherei in Thalmas-
sing. Gewürdigt wurden bei die-
sem Vorhaben die gestalterische 
und konstruktive Exzellenz. Das 
multifunktionale Bauwerk set-
ze sich aus einzelnen Häusern zu-
sammen, die gegeneinander ver-
schoben sind. Die sorgfältige Pla-
nung und Umsetzung der Details 
mit konsequentem Holzeinsatz 
sorge für eine hohe Aufenthalts-
qualität und freundliche Aus-
strahlung. Ebenso lobenswert 
seien die gelungene Einfügung 
des Objekts in das Landschafts-
bild und das durchdachte Ener-
giekonzept. Architekt Thomas 

Neumann aus München zeig-
te sich erfreut, wie kreativ und 
achtsam die Kinder und die Kin-
derhausleitung mit dem geplan-
ten Bauwerk im täglichen Betrieb 
umgehen. Thalmassings Bürger-
meister Rafael Parzefall, bekräf-
tigte, dass sich Kinder, Eltern und 
das Personal in dem Holzbau sehr 
wohl fühlen und der Betrieb dank 
der vertrauensvollen Zusammen-
arbeit zwischen der Gemeinde, 
der Pfarrei und Kindergartenlei-
tung vorbildlich ist. Auch habe 
sich das Gesamtkonzept mit der 
Gemeindebücherei gut bewährt.

Der Vorsitzende des Holzfo-
rums Regensburger Land, Johan-
nes Maag, dankte allen Wettbe-
werbsteilnehmern, dem Land-
kreis Regensburg und der Jury 
für ihren Einsatz. Der Holzhaus-
bau habe in den letzten Jahren 

eine große Entwicklung durch-
gemacht. Mehrgeschossige Ge-
bäude, Modul- oder serielle 
Bauweise seien die Schlagwör-
ter für die Zukunft des Neubaus 
auch im ländlichen Raum. „Wir 
haben in unserer Region zahlrei-
che Holzbaufirmen, die sich vom 
traditionellen Handwerk zu mo-
dernen Hightech-Unternehmen 
entwickelt haben, die steigern-
den Anforderungen mit Bravour 
meistern und sich laufend wei-
terentwickeln.“

Die Publikation des Wettbe-
werbs 2023 kann über das Sach-
gebiet Wirtschaft, Regionalent-
wicklung und Tourismus des 
Landkreises Regensburg, Tele-
fon: 0941 4009-469; E-Mail: re-
gionalentwicklung@lra-regens-
burg.de, in Print- oder PDF-For-
mat angefordert werden. r

Geht doch! 
Den Wandel bewusst gestalten

Fachtagung für zukunftsfähige Kommunen im November 2023

„Wandel mit Mehrwert planen“ heißt der Vortrag der Bayeri- 
schen Architektenkammer auf den Fachtagungen für den ländli-
chen Raum, die im Herbst stattfinden. Zusammen mit der Baye-
rischen Verwaltung für Ländliche Entwicklung und dem Bayerischen 
Gemeindetag geht die Bayerische Architektenkammer bewusst  
aufs Land, um dort zu zeigen, dass es nicht nur Probleme, son- 
dern auch gute Lösungen für die Zukunftsentwicklung der Ge-
meinden gibt. Gastgeber sind die drei Schulen der Dorf- und  
Landentwicklung im Kloster Thierhaupten, Kloster Plankstetten 
und Klosterlangheim.

„Wir haben uns entschlos-
sen, diese Tagung nicht zentral 
in einer Stadt zu machen, son-
dern wieder – gemäß unserer 
Idee des Wandels – dezentral 
dorthin zu gehen, wo die Kom-
munen sind, die nach Lösungen 
suchen“, sagt Ariane Jungwirth, 
Vorstandsmitglied der Bayr. Ar-
chitektenkammer.

Natürlich ist es aufwändiger,  
an drei Orten zu drei unter-
schiedlichen Terminen eine Ta-
gung abzuhalten, doch es hat 
auch einen nachvollziehbaren  
Sinn: „Wir wollen jeweils in 
Franken, Niederbayern/Ober-
pfalz und Oberbayern/Schwa-
ben besonders gelungene und 
prämierte Projekte der Orts- 
entwicklung vorstellen“, sagt 
Jungwirth. „Es handelt sich um 
Mut-Mach-Projekte, tolle Lö-
sungen in Architektur, Orts- und 
Umbauplanung, sozialer Pla-
nung und Klimaanpassung. Und 
da ist es einfach sehr viel an-
sprechender, Projekte aus ers-
ter Hand kennenzulernen, die 
in der näheren Umgebung rea-
lisiert wurden, anstatt Projek-
te kennenzulernen, die am an-
deren Ende des Freistaats exis-
tieren.“

Ariane Jungwirth – in der Ba- 
yerischen Architektenkammer 
als Vorstandsmitglied für die 
Bereiche „Raum, Fläche, Bo-
den, Wohnen und Arbeiten“ zu-
ständig, setzt sich für „integrier-
te ganzheitliche Projekte des 
Wandels“ ein. „Unsere Stadtpla-
nung und Raumplanung steht 
im Grunde vor der Herausforde-

rung einen kompletten Umbau 
der Lebens- und Arbeitswelt zu 
realisieren. Wir brauchen, um 
den Klimawandel zu bewälti-
gen, eine Transformation des 
heutigen Lebensstils.“ Dies be-
trifft alle Bereiche gesellschaft-
lichen Lebens, angefangen von 

es inzwischen sehr nützliche 
Analysetools. Damit verbunden 
sind Datenbanken, in die jede 
Kommune ihr wertvolles Wis-
sen speichern und weiterent-
wickeln kann, um für zukünftige 
Planungen verlässliche Grundla-
gen zu haben.

„Nur wenn alle Bereiche des 
dörflichen Lebens be- und ge-
achtet werden, wird es klimare-
sistente Orte, stressfreies Woh-
nen sowie Arbeiten und ein si-
cheres, menschenwürdiges Le- 
ben in allen Alters- und Gesell-
schaftsgruppen geben.“ Davon 
ist Ariane Jungwirth überzeugt. 
„Und der Weg dahin führt si-
cherlich nicht über einen „all-
wissenden Planer“, sondern nur 
über gemeinsames Erarbeiten 
der Ziele und Lösungen mit den 
Einwohnern eines Ortes. Und 
dafür gibt es eben schon her-
vorragende Lösungen, die be-
reits realisiert wurden. Die wol-
len wir bei unseren Tagungen 
vorstellen.“

Theresa Schäfer, die als Ge-
schäftsführerin der SDL Thier-
haupten, am 7. November den 
Auftakt zu den drei Tagungen als 
Gastgeberin gestaltet, fasst zu-
sammen: „Die Tagungen werden 
neugierige und mutige Kommu-
nalpolitiker mit Fachleuten, Be-
ratungsangeboten und Lösun-
gen zusammenbringen. Damit  
wird klar, dass der Wandel in 
ländlichen Regionen bereits in 
vollem Gange ist und dass er 
auch erfolgreich absolviert wer-
den kann.“

Ariane Jungwirth wird zusam-
men mit Andreas Rockinger den 
Part der Architektenkammer in 
Klosterlangheim am 14. Novem-
ber übernehmen. Andreas Ro-
ckinger von der Beratungsstelle 
Energie und Nachhaltigkeit (BEN) 
der Bayerischen Architekten-
kammer wird am 21. November 
im Kloster Plankstetten und am 
7. November im Kloster Thier-
haupten dabei sein. ggb

Ariane Jungwirth. r

der Arbeitssituation, der davon 
größtenteils abhängigen Mobi-
lität, der Integration aller Ge-
nerationen in eine lebendige 
Dorfgemeinschaft und natür-
lich der wirtschaftlichen Ent-
wicklung des ländlichen Raums. 
Das ist eine enorme Aufgabe, 
die nur dann gestemmt gut wer-
den kann, wenn sicheres Wissen 
über die eigene Kommune vor-
handen ist. Deshalb wird zum 
Thema „erweitertes kommu-
nales Flächenmanagement“ die 
neuste Entwicklung in den Ta-
gungen vorgestellt. Hierzu gibt 

Landrätin Tanja Schweiger (Mitte) mit allen Preisträgern des Holzbaupreises 2023 und Bürgermeistern 
der Heimatgemeinden der Preisträger. Bild: Wenzel Neumann
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GAB-Altlastensymposium in Hof:

Rechtliche Aspekte, 
praxisgerechte Lösungen

Mit knapp 300 Teilnehmern war das diesjährige Altlastensympo-
sium der Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern (GAB) sehr 
gut besucht. An zwei Tagen wurden in Hof aktuelle Entwicklun-
gen zu rechtlichen und fachlichen Aspekten der Altlastenbearbei-
tung, hier insbesondere zur Umsetzung der Mantelverordnung, 
präsentiert und Sanierungsmöglichkeiten von PFAS (per- und po-
lyfluorierte Alkylsubstanzen) vorgestellt. Weitere Schwerpunkte 
waren die Themen Rüstungsaltlasten und Kampfmittelräumung 
sowie die Entsorgung. Vorträge zum Thema Klimawandel und Alt-
lasten rundeten das Vortragsprogramm ab.

Neu strukturiert wurde die 
von Winfried Pollmann (Amt 
für Umwelt und Naturschutz 
der Stadt Kempten) vorgestell-
te Neufassung der Bundes-Bo-
denschutz- und Altlastenverord-
nung BBodSchV. So stehen die 
Regelungen für den vorsorgen-
den Bodenschutz nun am An-
fang, gefolgt von den Regelun-
gen für das Auf- und Einbringen 
von Materialien auf oder in den 
Boden. Es folgen die Regelungen 
zur Gefahrenabwehr, für Unter-
suchung, Bewertung und Sanie-
rung von schädlichen Bodenver-
änderungen und Altlasten sowie 
zur Vorerkundung, Probenahme,  
Analyse und gemeinsame Be-
stimmungen.

Bodenschutzverordnung

Neu in der insgesamt ver-
schlankten Verordnung ist Poll-
mann zufolge, dass für Schad-
stoffe, die aus Böden eluiert 
werden können, sich die Bestim-
mungsmethode geändert hat 

und zudem das Thema der na-
türlichen Schadstoffminderung 
explizit aufgenommen wurde. 
Weiterhin seien Prüf-, Vorsor-
ge- und Maßnahmenwerte an 
aktuelle Erkenntnisse angepasst 
und erweitert worden. Für or-
ganische Schadstoffe wurden 
für den Wirkungspfad Boden - 
Grundwasser weitere Prüfwer-
te u. a. für Chlorbenzole, Chlor 
ethen (Vinylchlorid), sechs 
sprengstofftypische Verbindun-
gen und sieben PFAS-Einzelver-
bindungen abgeleitet.

PFAS-Sanierungsverfahren

Dr. Judith Forberg, Bayeri-
sches Landesamt für Umwelt 
in Hof, schilderte den aktuellen 
Stand verschiedener PFAS-Sa-
nierungsverfahren. Sie infor-
mierte über Standardsanie-
rungsverfahren wie z. B. Ab-
dichtung oder Überbauung bei 
PFAS-belasteten Böden bzw. 
Pump-and-Treat-Maßnahmen 
bei der Sanierung des PFAS-be-

lasteten Grundwassers ebenso 
wie über Sanierungsverfahren, 
die bereits auf dem Markt bzw. 
kurz vor Marktreife sind. Dabei 
ging sie bei PFAS-belasteten Bö-
den auf die thermische Desorp-
tion, die Immobilisierung sowie 
die In-situ- wie auch Ex-situ-Bo-
denelution ein.

Für die Aufbereitung PFAS-be-
lasteten Wassers, so die Referen-
tin, würden aktuell eine Vielzahl 
an Verfahren erforscht und ent-
wickelt. Neben der (Weiter-)Ent-
wicklung verschiedener Sorp-
tionsmaterialien (zum Beispiel 
Zeolithe, spezielle Polymere) 
würden destruktive Verfahren, 
wie die Ultraschallbehandlung, 
Plasmabestrahlung oder chemi-
sche Oxidations- und Redukti-
onsverfahren, erprobt. Nach ih-
rer Ansicht wird bei künftigen 
Sanierungen von PFAS das Au-
genmerk zunehmend auf Verfah-
renskombinationen liegen, mit 
dem Ziel einer endgültigen Zer-
störung der PFAS und damit de-
ren dauerhafter Entfernung aus 
der Umwelt.

Über Möglichkeiten und Gren-
zen zur Behandlung ETV-belas-
teter Böden berichtete Dr. Mar-
tin Biersack, Bayerisches Lan-
desamt für Umwelt (LfU). In der 
Vergangenheit kamen im Rah-
men von Sanierungsmaßnah-
men bei Rüstungsaltlasten be-
vorzugt konventionelle Dekon-
taminations- oder Sicherungs-

verfahren zur Anwendung. Als 
mögliche Alternative wurden in  
den vergangenen Jahren Be-
handlungsverfahren Immobili- 
sierung (IM) durch Torf oder 
Kompost und alkalische Hydroly-
se (AH) für rüstungsspezifische 
organische Schadstoffparameter 
eingesetzt. Für beide Verfahren 
liegen mittlerweile auch in Bay-
ern Anwendungsbeispiele vor.

Rüstungsaltlasten

Das LfU hat den aktuell be-
kannten Kenntnisstand hinsicht-
lich der wesentlichen Verfahren 
zur Behandlung von Boden- und 
Grundwasserkontaminationen 
durch sprengstoff- und pulverty-
pische Verbindungen (ETV-Ver-
bindungen) bei Rüstungsaltlas-
ten in einem Grundlagenbericht 
zusammengefasst. Der Bericht 
ist ebenso wie die Ergebnisse 
des LfU-Forschungsprojektes im 
Internetangebot des LfU einge-
stellt.

Darüber hinaus wies Biersack 
darauf hin, dass die Ergebnisse 
eines aktuell abgeschlossenen 
LfU-Projekts die Eignung von 
Kompost als Medium für Sorp-
tions- und Abbauprozesse für Ex-
plosivstofftypische Verbindun-
gen (ETV) bestätigt hätten. Der 
Projektbericht enthalte darüber 
hinaus auch Informationen zur 
Sanierungsplanung, zur Durch-
führung von Vorversuchen im 
Rahmen der Eignungsprü- 
fung sowie verfahrenstechni-
sche Vorgaben für die großtech-
nische Anwendung der Alkali-
schen Hydrolyse und der Immo-
bilisierung mittels Kompost und 
werde dieses Jahr noch veröf-
fentlicht.

Michael Kremer vom Baye-
rischen Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz 
gab einen Überblick zur Umset-

zung der Mantelverordnung. Zu-
nächst ging er auf die Fortschrei-
bung und Weiterentwicklung 
des bayerischen Verfüll-Leit-
fadens ein. Er wies darauf hin, 
dass insbesondere bei allen Ge-
nehmigungen, die im Zeitraum 
16.07.2021 bis 31.07.2023 erteilt 
wurden, ab 1.08.2023 zusätz-
liche Vorgaben beachtet wer-
den müssen. So müsse der Ab-
fallerzeuger künftig vor Verfül-
lung mit Bauschutt prüfen, ob 
eine höherwertige Verwertung 
erreichbar ist. Hervorgehoben 
wurde zudem, dass der Betrei-
ber einer Verfüllung in jedem 
Fall nur Material annehmen dür-
fe, das für seine Verfüllung ge-
eignet ist und dies durch labor- 
analytische Untersuchungen 
nachgewiesen werden muss.

Ersatzbaustoffverordnung

Im Hinblick auf die Ersatzbau-
stoffverordnung (EBV) teilte Kre-
mer mit, dass eine Vielzahl kon-
kreter Vorschläge Bayerns weder 
im Bund noch beim Bundesrat be-
rücksichtigt wurden. Momentan 
werde der Spielraum geprüft, der 
ggf. auf Landesebene für eine pra-
xisgerechte Lösung z. B. im We-
ge der Veröffentlichung bayeri-
scher FAQs genutzt werden könn-
te. Abschließend wies Kremer auf 
die bayerische Arbeitshilfe „Um-
gang mit Bodenmaterial“ mit ei-
ner Reihe anschaulicher Best 
Practice-Beispiele hin. Hier wür-
den insbesondere mögliche Ver-
meidungsmaßnahmen erläutert, 
um zu entsorgenden Bodenaus-
hub („Abfall“) erst gar nicht ent-
stehen zu lassen.

Christopher Zier, LfU, Klima-
zentrum Hof, informierte über 
den Klimawandel in Bayern und 
erwartbare Entwicklungen. Bei 
der Temperatur sei eine eindeu-
tige Zunahme erkennbar. Dabei 

würden die Sommer- und Win-
terhalbjahre wärmer, es gebe 
deutlich weniger Eis- und Frost-
tage, die Frostperioden seien 
kürzer, es gebe mehr Hitzetage 
und Tropennächte sowie länge-
re Trockenperioden. Beim Jah-
resniederschlag sei eine ten-
denzielle Abnahme zu erken-
nen. Die Wintermonate wür-
den niederschlagsreicher, wobei 
es mehr Regen und weniger 
Schnee geben wird. Die Som-
mermonate hingegen würden 
niederschlagsärmer mit der Fol-
ge von mehr Trockenperioden 
und mehr Starkregenereignis-
sen. Wie sehr sich durch die Kli-
maentwicklungen die Klimafol-
gen in Zukunft verstärken und 
weitere Folgen auftreten wer-
den, hänge zentral davon ab, 
wie ambitioniert Klimaschutz 
betrieben wird, so Zier.

Klimawandel 
und Grundwasser

Sein Kollege Dr. Jörg Neumann 
schilderte den Klimawandel im 
Freistaat unter dem Aspekt ‚Aus-
wirkungen auf das Grundwas-
ser‘. Er berichtete, dass die bis-
herigen Beobachtungen in Bay-
ern bereits deutliche Auswir-
kungen des Klimawandels auf 
das Grundwasser zeigen. Ent-
sprechend werde seit rund 20 
Jahren ein Rückgang der Mess-
werte festgestellt, der sich in 
den vergangenen Jahren vieler-
orts nochmals verschärft hät-
te. Verantwortlich für diese Ent-
wicklung sei das Defizit bei der 
Grundwasserneubildung. Dies  
habe bereits jetzt unmittelbare 
Auswirkungen auf das insgesamt 
verfügbare Dargebot und er-
fordere entsprechende Anpas-
sungsmaßnahmen im Hinblick 
auf verschiedene Grundwasser-
nutzungen. DK 

Glauber vergibt 
Bayerischen Ressourceneffizienzpreis 
Umweltminister Thorsten Glauben hat in Bamberg die Unter-
nehmen Maincor Rohrsysteme GmbH & Co. KG, Leipfinger-Bader 
GmbH, Linhardt GmbH & Co. KG und INTERATIO-MediTec GmbH 
mit dem Bayerischen Ressourceneffizienzpreis 2023 ausgezeich-
net. Gewürdigt wurden sie für ihren Einsatz für einen nachhalti-
gen Umgang mit natürlichen Ressourcen. Damit nehmen sie laut 
Glauber eine Vorreiterrolle ein.

Die Schweinfurter Firma 
Maincor Rohrsysteme GmbH & 
Co.KG stellt Kunststoffrohrsys-
teme her. Beworben hat sich 
das Unternehmen mit einem 
neuen Verarbeitungsverfahren, 
durch das auch bei Heizungs- 
und Sanitärrohren anteilig Se-
kundärrohstoffe (25 %) bei der 
Produktion verwendet werden 
können, was bislang nicht mög-
lich war. Recycling wird hier be-
reits beim Produktdesign mit-
gedacht und der CO2-Fußab-
druck reduziert.

Die Firma Leipfinger-Bader 
GmbH aus dem niederbaye-
rischen Buch am Erlbach hat 
2020 eine Recyclinganlage zur 
Wiederverwertung von Ziegel-
bruch in Betrieb genommen. 
Die dabei anfallenden kleinen 
Gesteinskörnungen (< 1 mm) 
werden in einer ressourcen-
schonenden und innovativen 
Ziegelentwicklung als „Kaltzie-
gel“ der Bauwirtschaft zurück-
geführt. Preiswürdig bei die-
sem Herstellungsprozess ist, 
dass eine hochwertige Verwer-

tung und kein Downcycling zu 
Füll- und Befestigungsmaterial 
erfolgt und nebenbei auch die 
Energieeffizienz deutlich ver-
bessert wird.

MonoMaterialTube

Mit dem Projekt MonoMa-
terialTube bewarb sich die Lin-
hardt GmbH & Co. KG aus dem 
niederbayerischen Viechtach. 
Dabei bestehen sowohl die Tu-
be selbst als auch der Ver-
schluss aus Post-Consumer 
recyceltem (PCR) Aluminium. 
Preiswürdig ist dieses Produkt, 
da es den Monomaterialgedan-
ken aufgreift, die Verwendung 
von fossilem Kunststoff vermei-
det und als Alltagsprodukt Sym-
bolcharakter für weitere ähnli-
che Produktideen in der Verpa-
ckungsbranche hat. 

Neuartiges Lavage System

Auf Medizinprodukte der mo-
dernen Zementiertechnik hat 
sich die INTERATIO-MediTec 
GmbH im niederbayerischen 
Steinach spezialisiert. Das Un-
ternehmen bewarb sich mit ei-
nem neuartigen Lavage System, 
das während der Implantation  
eines künstlichen Knie- oder 
Hüftgelenks zur Spülung des 
Knochens zum Einsatz kommt. 
Dabei kann der Antrieb mit ei-
ner hochwertigen Aluminium- 
Außenhülle mehrfach verwen-
det werden und nur die Spül-
sets werden zur Einmalverwen-
dung hergestellt.

Herkömmliche Systeme sind 
als Ganzes ausschließlich für 
die Einmalverwendung vorge- 
sehen. Preiswürdig ist dieses 
Produkt, da es als Vorreiter 
für die Entwicklung weiterer 
zukunftsfähiger Mehrwegtech- 
nologien in der Medizintechnik 
dienen kann, in der es aufgrund 
der erforderlichen Hygienebe- 
dingungen schwieriger ist, 
Mehrwegtechnologien einzu-
setzen, als in anderen Berei-
chen. DK

700 Millionen alte Handys:

Empfehlungen für 
mehr Rückgabe 

und Wiederverwertung
Die Europäische Kommission unterstützt die EU-Staaten mit  
neuen Empfehlungen dabei, die Rückgabequoten von gebrauch-
ten Mobiltelefonen, Tablets, Laptops und deren Ladegeräten zu 
verbessern. EU-Umweltkommissar Virginijus Sinkevicius sagte: 
„In unseren Schubladen liegen mehr als 700 Millionen alte Han-
dys herum - das sind fast zwei für jeden Menschen in der EU.  
Wir können es klarer und einfacher machen, solche Produkte zu-
rückzugeben, zu reparieren und zu recyceln. Die Empfehlungen 
konzentrieren sich auf wirksame Maßnahmen und Anreize, um 
die Sammelquote für Elektrokleingeräte in der EU zu erhöhen und 
ihnen ein zweites Leben zu geben.“

Die Kommissions-Empfehlun-
gen umfassen beispielsweise:-
finanzielle Anreize wie Rabatte, 
Gutscheine, Pfand- und Rück-
nahmesysteme oder Geldprä-
mien; besser bekannte und er-
reichbare Sammelstellen, an 
denen die Menschen Kleinelek-
trogeräte zurückgeben können; 
Bereitstellung von vorfrankier-
ten Umschlägen oder Etiketten 
für die Rückgabe von solchen 
Geräten; Aufbau von Partner-

schaften zwischen Wiederver-
wendungsorganisationen und 
Betreibern von Rücknahmesys-
temen sowie konkret festgeleg-
te Ziele für die Wiederverwen-
dung und die Vorbereitung der 
Wiederverwendung.

Diese Empfehlungen dienen 
den nationalen Behörden bei 
der Umsetzung der EU-Rechts-
vorschriften über Elektro- und  
Elektronik-Altgeräte (sog. WEEE- 
Richtlinie). r

https://lfa.de/website/de/index.php
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Von 5,4 auf 13,5 Millionen in zwei Jahren: 

Kommunen steigern 
nachhaltige Einkäufe

Kommunen in der Metropolregion Nürnberg beschaffen immer 
nachhaltiger. Das Netzwerk aus Fairtrade-Gemeinden und -Städ-
ten wächst kontinuierlich – so auch die nachhaltigen Einkäufe der 
Kommunen. Von 5,4 Millionen Euro im Jahr 2020 ist die Summe 
für faire Arbeitskleidung, Spülmittel oder Bleistifte auf 13,5 Millio-
nen Euro gestiegen. Besonders viel investierten die Städte Coburg, 
Fürth, Nürnberg und Neumarkt i.d.OPf., die auf dem Fair Trade 
Gipfel der Metropolregion in der Stadthalle Fürth geehrt wurden.

Ein lebendiges Netzwerk und 
ein hohes Engagement bei allen 
Beteiligten: Die Europäische Me-
tropolregion Nürnberg gehört zu 
den Fairtrade-Vorzeigeregionen 
in Deutschland. Neben den mitt-
lerweile 83 Fairtrade Towns gibt 
es 100 Fairtrade Schools und 7 
Fairtrade Universities. Gemein-
sam engagieren sie sich für den 
Fairen Handel – unterstützt wer-
den die Aktivitäten von der „Ent-

wicklungsagentur Faire Metro-
polregion Nürnberg“ in der Ge-
schäftsstelle der Europäischen 
Metropolregion Nürnberg, die 
auch zum Fair Trade Gipfel gela-
den hat mit rund 80 Teilnehmen-
den aus Politik, Wirtschaft, Zivil-
gesellschaft und Wissenschaft.

Die Parlamentarische Staatsse-
kretärin der Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, Dr. Bärbel Kof-

ler betonte die Bedeutung der lo-
kalen Ebene: „Kommunen spielen 
eine große Rolle für die globale 
Entwicklung. Wenn Kommunen in 
Deutschland sich für fairen Han-
del und nachhaltige Beschaffung 
entscheiden, hat das Auswirkun-
gen auf die Lebensrealitäten von 
Menschen im Globalen Süden. 
Die teilnehmenden Kommunen 
sind Vorbilder und machen Bürge-
rinnen und Bürgern Mut für kon-
krete Schritte zu mehr Nachhaltig-
keit. Nur gemeinsam mit lokalen 
Akteuren in Deutschland und der 
Welt gelingt die Aufholjagd zur Er-
reichung der nachhaltigen Ent-
wicklungsziele.“

Nach der Begrüßung durch den 
Fürther Landrat Matthias Dießl 
sowie den Ratsvorsitzenden der 
Metropolregion Nürnberg und 
Bamberger Landrat Johann Kalb, 
sprach Prof. Dr. Frank Ebinger, 
Professor für nachhaltigkeitsori-
entiertes Innovations- und Trans-
formationsmanagement an der 
Technischen Hochschule Nürn-
berg, mit der Moderatorin über 
die Rolle der Kommunen in der 
Nachhaltigkeitstransformati-
on. Er stellte ein steigendes Ver-
ständnis der Städte und Kommu-
nen in Sachen fairer Einkauf fest, 
unter anderem durch die Impul-
se seitens der Entwicklungsagen-
tur Faire Metropolregion Nürn-
berg. „Nach Jahren der Aufbau-
arbeit zeigen sich vielfältige Wir- 
kungen - von Nachhaltigkeitsstra-
tegien bis hin zum Einkauf“, be-
tonte Ebinger. 

Workshops

In fünf Workshops gab es bei-
spielsweise Tipps zur Einführung 
nachhaltiger Beschaffungsrichtli- 
nien, einen fairen Stadtspazier-
gang sowie vielzählige Aktions-
ideen für Kommunen, Schulen 
und Hochschulen rund um das 
Thema Fairer Handel. 

Die Entwicklung der Fairen Met-
ropolregion Nürnberg verläuft po-
sitiv: 86 Mitgliedskommunen ha-
ben den gemeinsamen Pakt zur 
nachhaltigen Beschaffung seit 
2019 unterzeichnet. 2020 be-
schafften die Kommunen für 5,4 
Millionen Euro nach Sozial- und 
Umweltstandards, 2021 waren es 
bereits 8,8 Millionen Euro. Das 
nächste Ziel von 10 Millionen Eu-
ro übertrafen sie 2022 bei Wei-
tem: Insgesamt konnten Produkte 
im Wert von über 13,5 Millionen 
Euro nachhaltig beschafft werden. 

Das Initiativkreissprecher-Duo 
der Fairen Metropolregion Nürn-

berg, Dr. Roland Oeser und Bar-
bara Schroeder, zeigte auf, wel-
che Kommunen besonders er-
folgreich abgeschnitten haben. 
Die Stadt Coburg zeichnete sich 
dieses Jahr durch ihr besonders 
hohes Engagement aus, da sie im 
kommunalen Vergleich die höchs-
te Gesamtsumme pro Einwohner 
an nachhaltigen Beschaffungen 
beitragen konnte. Den größten 
Anteil an nachhaltig beschafften 
Produkten machte die IT-Aus-
stattung aus, bei der besonderer 
Wert auf die Reparierbarkeit ge-
legt wurde, sowie 567 neue Stüh-
le aus nachhaltigem Holz.

Gewinnerkommunen

Vorbildlich waren auch die 
Städte Fürth und Nürnberg, die 
großen Wert auf Bio-Essen und 
Kindertagesstätten legten. Die 
Stadt Neumarkt i.d.OPf. erhielt 
einen Sonderpreis in der Kate-
gorie sozialverträgliche Beschaf-
fungen.

„Nachhaltige Entwicklung vor- 
anzutreiben ist eine Mammut-
aufgabe, die nur gemeinsam be-
wältigt werden kann. Deshalb 
sind die in den letzten Jahren ent-
standenen Strukturen in der Me-
tropolregion wie z.B. die Entwick-
lungsagentur, der Fairtrade Gip-
fel und der Beschaffungspakt so 
wichtig. Wir sollten uns aufgrund 
des enormen Mehrwerts für alle 
Mitgliedskommunen darauf kon-
zentrieren, diese Strukturen mit 
Unterstützung des Bundes weiter 
zu entwickeln, denn die Metropol-
region Nürnberg ist schon heute in 
diesem Bereich eine Modellregion 
in Deutschland, deren Erfahrun-
gen weit darüber hinaus genutzt 
werden können und sollten“, sag-
te Thomas Thumann, Neumarkter 
Oberbürgermeister sowie politi-
scher Sprecher des Forums Klima-
schutz und nachhaltige Entwick-
lung in der Metropolregion. 

Das Geheimnis, welche Kom-
munen den Titel im bundesweiten 
Wettbewerb „Hauptstadt des Fai-
ren Handels 2023“ tragen dürfen, 
wurde ebenfalls enthüllt. Die letz-
ten Titel gingen in die Metropol-
region, nach Neumarkt (2019) und 
nach Fürth (2021), nun dürfen sich 
mit Sankt Peter-Ording, Ingelheim 
am Rhein und München erstmals 
drei Hauptstädte als kleine, mitt-
lere und große Kommune mit 
dem Titel schmücken. Organisiert 
wird der Wettbewerb, der mit ins-
gesamt 250.000 Euro dotiert ist, 
von der „Servicestelle Kommunen 
in der Einen Welt“ (SKEW)

In der Metropolregion Nürn-
berg konnten gleich drei Städte  
Platzierungen mit nach Hause 
nehmen: Herrieden den 2. Platz 
in der Kategorie Kleinstadt, Am-
berg einen Sonderpreis für das Bil-
dungsprojekt Zukunftswerkstatt 
und Ebern den Publikumspreis. r

Brände durch Batterien und Akkus gefährden Recyclingwirtschaft:

Verbände fordern 
sofortiges Handeln

Falsch entsorgte Batterien verhindern in zunehmendem Maße 
die Rohstoffsicherung in Deutschland. Das Versagen des derzei-
tigen Systems führt täglich zu verheerenden Bränden in Recycling- 
anlagen, Abfallsammelfahrzeugen und auf Recyclinghöfen, die 
der Rohstoffwirtschaft erhebliche Schäden in Millionenhöhe zu-
fügen. Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf die anstehen-
de Fortentwicklung des ElektroG haben die Spitzenverbände der 
Recycling- und Entsorgungswirtschaft - BDE, BDSV, bvse und VDM 
- geeignete Maßnahmen entwickelt, die sowohl den Bränden in 
Entsorgungsanlagen entgegenwirken als auch die Fortentwick-
lung des ElektroG hin zu einer nachhaltigen und sicheren Kreis-
laufwirtschaft für Elektroaltgeräte und Batterien unterstützen.

Vorrangiges Ziel muss nach Ver-
bandsangaben die Steigerung der 
Sammelqualität sein. Dadurch 
könne die Sicherheit auf den Ent-
sorgungsanlagen erhöht und das 
Brandrisiko verringert werden.

Im Rahmen der anstehenden 
Novellierung des Elektro- und 
Elektronikgerätegesetzes wird die 
Bundesregierung aufgefordert, 
verschiedene Regelungslücken 
umgehend zu schließen und auf 
die Veränderungen angemessen 
zu reagieren. Im Mittelpunkt der 
Forderungen steht die Erfassung 
auf kommunalen Wertstoffhöfen. 
Dieser Bereich macht den weitaus 
größten Teil der E-Schrott-Rück-
nahme aus. Folgende Maßnah-
men haben aus Sicht der Verbän-
de Priorität:

Maßnahmenkatalog

1. Verpflichtende Annahme von 
Elektro(nik)-Altgeräten durch 
Fachpersonal und eine damit ver-
bundene zielgerichtete Sortie-
rung batteriehaltiger Altgeräte 
von batteriefreien Geräten.
2. Erklärung der Batteriefreiheit: 
Die Übergabestellen bestätigen 
mit der Vollmeldung, dass die mit 
Elektroaltgeräten der Sammel-
gruppen 2 (Bildschirmgeräte), 4 
(Großgeräte) und 5 (Kleingeräte) 
befüllten Behälter frei von Batte-
rien und batteriehaltigen Altgerä-
ten sind.
3. Einführung einer Sammelgrup-
pe für batteriehaltige Altgeräte: 
Durch die gemeinschaftliche Er-
fassung von batteriehaltigen Alt-
geräten aus den verschiedenen 
Sammelgruppen in einer neuen, 
separaten Sammelgruppe kann 
die Brandgefahr durch Fehlwürfe 
deutlich reduziert werden. Gleich-
zeitig vereinfacht eine separate 
Sammelgruppe die operative und 
logistische Handhabung durch 
die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger und reduziert den In-
frastrukturaufwand für die Erfas-
sung von Elektroaltgeräten.
4. Leistungsgerechte Finanzie-
rung der kommunalen Erfassungs-
leistung durch die Hersteller: Um 

den organisatorischen Mehrauf-
wand bei den Kommunen auszu-
gleichen und dem Fachkräfte bzw. 
Personalmangel entgegenzutre-
ten, empfehlen die beteiligten 
Recycler- und Entsorgerverbände 
die Schaffung eines finanziellen 
Anreizes durch die entsorgungs-
pflichtigen Hersteller und Inver-
kehrbringer, der Kommunen im-
mer dann zur Verfügung gestellt 
wird, wenn diese nachweislich si-
cherstellen, dass keine batterie-
haltigen Elektroaltgeräte in fal-
sche Kanäle gelangen und die er-
fassten Elektroaltgeräte nach den 
Vorgaben des ElektroG korrekt er-
fasst wurden.
5. Verstärkung der Informations- 
arbeit gegenüber den privaten  
Haushalten. Die Produktverant- 
wortlichen sowie die öffentlich- 
rechtliche Entsorgungsträger sind 
gefordert, weiterhin und verstärkt 
auf die Risiken einer unsachge- 
mäßen Entsorgung hinzuwei-
sen.

Zudem führen die Verbände an, 
dass es jenseits des Regelungsbe-
darfs des ElektroG weitere Maß-
nahmenbündel wie etwa mehr 
Mitwirkung der Hersteller und 
ein Batteriepfand braucht, um 
der unsachgemäßen Entsorgung 
von Altbatterien Einhalt zu gebie-
ten. Bisherige Insellösungen nur 
für bestimmte Batterietypen ver-
hinderten ein besseres Verständ-
nis der Bürger für die ordnungs-
gemäße Entsorgung von Altbatte-
rien und batteriehaltigen Elektro-
geräten.

Die in der EU BattV vorgesehe-
ne Regelung zur Überprüfung der 
Durchführbarkeit sei unbefriedi-
gend, da der Prüfungszeitraum 
bis Ende 2027 viel zu lang ist. Im 
gleichen Zeitraum werde die Zahl 
der Batterien und Akkumulato-
ren stark ansteigen. Bereits heu-
te würden beispielsweise jähr-
lich 80 Millionen Einweg-E-Ziga-
retten in Verkehr gebracht. Aus 
Sicht der Verbände ist ein Gegen-
steuern für eine ordnungsgemäße 
Rückführung oder ein Verbot die-
ser umweltschädlichen Produkte 
kurzfristig notwendig.  DK

Bayerischer Klimaschutzpreis 
für vorbildliche Initiativen

Für herausragende Verdienste um den Klimaschutz hat Umwelt- 
minister Thorsten Glauber in München den Bayerischen Klima-
schutzpreis verliehen. Der Klimaschutzpreis ist mit insgesamt  
15.000 Euro dotiert.

„Tu was! Sinzing“ (Preisgeld 
7.500 Euro) ist ein Aktionsbünd-
nis engagierter Bürgerinnen und 
Bürger aus dem Landkreis Re-
gensburg, die Klimaschutz und 
Klimaanpassung, Umweltbildung 
und soziales Miteinander vor Ort 
verknüpfen und fördern. Mittel-
punkt ihres Vorhabens sind die 
beiden Vielfaltsgärten, die sie 
generationenübergreifend be-
wirtschaften. Im ersten Garten 
steht die Umweltbildung im Mit-
telpunkt. Gemeinsame Garten-
arbeit mit Kindern, Kräuterkunde 
und Experimente beispielswei-
se zum Verrottungsprozess sen-
sibilisieren schon die Jüngsten 
für die Bedeutung von Natur und 
Umwelt. Im zweiten Garten ste-
hen die Zucht und die Optimie-
rung resilienter Sorten im Vor-
dergrund. Aktuell sind 30 Sorten 
in der Entwicklung, die über eine 
Open-Source-Plattform der All-
gemeinheit kostenlos zur Verfü-
gung gestellt werden soll.

Das Projekt A.ckerwert (5.000 
Euro) der Diplom-Ingenieurin Li-
oba Degenfelder aus Weihmichl 
(Landkreis Landshut) vermittelt 
zwischen Flächeneigentümern 
und Landwirtschaft für eine öko-
logischere Bewirtschaftung land-
wirtschaftlicher Flächen. Im Zen-
trum stehen dabei insbesonde-
re die klimaschonende Landwirt-
schaft, die Resilienzsteigerung 
der Landschaft gegen klimati-

sche Veränderungen und fun-
dierte Kommunikationskonzep-
te, um die Transformation zu 
mehr Klimaschutz voranzubrin-
gen. In nur drei Jahren Teilzeit-
arbeit hat Lioba Degenfelder 130 
Eigentümer begleitet und Bera-
tungsarbeit für 760 Hektar ge-
leistet. Dies ist ein Beitrag zum 
Klimaschutz, der durch die Aus-
weitung des Projekts künftig 
auch in weiteren Bezirken mög-
lich sein wird.

Gebrauchte Bauteile erfas-
sen, verkaufen und weiterver-
wenden: Das Pilotprojekt des 
Staatlichen Bauamtes Augsburg 
und der Technischen Hochschu-
le Augsburg „Architektur. Im 
Kreis. So wird ein Gebäude wei-
terverwendet“ (Preisgeld 3.000 
Euro) zeigt, wie zirkuläres Bau-
en umgesetzt werden kann. Ge-
meinsam mit Studenten wurde 
die alte Stadtbücherei in Augs-
burg vermessen und recycelt und 
so zum Lehrstück für die Stadt, die 
Technische Hochschule und die 
Verwaltung. Ziel des Projekts war 
und ist es, die Verschwendung von 
Energie und Ressourcen im Bau-
sektor zu verringern und damit re-
gional und global zum Klimaschutz 
beizutragen. Der Erfolg hat auch 
die letzten Skeptiker überzeugt: 
78 Prozent der rund 400 angebo-
tenen Bauteile wurden verkauft, 
18 Tonnen CO2-Äquivalente ein-
gespart. DK

https://www.tvbayernlive.de/
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Bayerische Umweltindikatoren
Kenngrößen für den Zustand der Umwelt

Um die Umwelt wirksam zu schützen, muss man wissen, wie 
es um sie steht. Die kontinuierliche Auswertung von Umwelt-
daten liefert verlässliche Aussagen. Wie sieht die Umweltsitua-
tion in Bayern aus? Indikatoren, die das Landesamt für Umwelt 
in Bayern (LfU) regelmäßig aktualisiert, geben darüber Auskunft. 
Für die Handlungsfelder „Klima und Energie“, „Natur und Land-
schaft“, „Umwelt und Gesundheit“ sowie „Ressourcen und Effizi-
enz“ führen diese Indikatoren bestehende Daten zusammen. Sie 
stellen anschaulich dar, wie es um die Qualität von Wasser, Boden 
und Luft, den Zustand der Natur oder unseren Umgang mit Roh-
stoffen, Energie und Flächen bestellt ist.

Häufig sind Umweltsachver-
halte schwer zu beschreiben. 
Deshalb bedient man sich der 
Indikatoren als aussagekräftige 

stadien der Pflanzen bemerk-
bar macht. In den 10 Jahren zwi-
schen 2011 und 2021 hat sich 
der Wert, der jeweils über 30 

Quadratkilometer in Prozent 
der Landesfläche dar. Der aktu-
ell gültige Wert von 2015 liegt 
bei 22 Prozent.

Mit den Umweltindikatoren 
werden unterschiedliche politi-
sche Handlungsfelder berührt. 
Indikatoren wie „Siedlungs- und 
Verkehrsfläche“ oder „Öffentli-
cher Personennahverkehr“ be-
treffen die Gestaltung der Infra-
struktur auf Gemeinde-, Land-
kreis- oder Länderebene. An-
dere, wie „Arten auf der Roten 
Liste“ oder „Landwirtschaftsflä-
chen mit hohem Naturwert“, zie-
len auf die Gestaltung der Land-
nutzung und die Ausweisung von 
Schutzgebieten ab. Die Indikato-
ren „Kohlendioxidemissionen“ 
und „Energieverbrauch“ widmen 
sich dem Thema Klima und Ener-
gie. „Ressourceneffizienz“ und 
„Verwertungsquote“ spiegeln 
die Wertschöpfung beim Um-
gang mit Rohstoffen wider.

Der Trend, den die Indikato-
ren abbilden, gibt den Hand-
lungsträgern in Politik und Ge-
sellschaft Anhaltspunkte und Ar-
gumentationshilfen. Beispiels-
weise zeigen die Zunahme der 
ökologischen Landwirtschaft 
in Bayern auf mehr als 13 Pro-
zent der landwirtschaftlich ge-
nutzten Fläche (Wert von 2021) 
oder die Steigerung der Produk-
tivität in Bezug auf die dafür ein-
gesetzte Energie auf 170 Pro-
zent im Vergleich zu 1990 er-
freuliche Erfolge. Ebenso sind 
Bioenergie, Photovoltaik, Was-
serkraft und Windkraft zu wich-
tigen Bausteinen der Energie-
versorgung geworden. Der An-
teil dieser erneuerbaren Energi-
en am Primärenergieverbrauch 
betrug in Bayern 2019 bereits 
20,1 Prozent. Er hat sich damit 
seit 1990 mehr als verfünffacht. 
Handlungsbedarf besteht dage-
gen in den Bereichen Siedlungs- 
und Verkehrsfläche sowie Flä-
chenverbrauch. Auch der Nitrat-
gehalt im Grundwasser liegt un-
verändert hoch.

Maßnahmenpakete  
zur Klimaneutralität

Der Freistaat Bayern begeg-
net Entwicklungen der Umwelt 
im Rahmen seiner Gesetze und 
Maßnahmenpakete. Das Baye- 
rische Klimaschutzprogramm 
formuliert auf der Grundlage 
des Bayerischen Klimaschutz-
gesetzes konkrete Maßnahmen 
in breitgefächerten Themen-
feldern, die zur Abmilderung 
der Klimaveränderung beitra-
gen können. Ziel ist die Klima-
neutralität des Freistaats spä-
testens bis zum Jahr 2040. In 
der Bayerischen Biodiversitäts-
strategie formuliert Bayern un-
ter anderem das Ziel, Flächen 
von hohem ökologischen Wert 
zu erhalten und fortschreitende 
Verluste biologischer Vielfalt zu 
stoppen. Dieses Anliegen wird 
durch verschiedene Program-
me auf kommunaler Ebene um-
gesetzt.

In Bayern werden 27 Umwelt- 
indikatoren bereits seit 2004 re-
gelmäßig veröffentlicht. Sie fin-
den sich auf der Webseite des 
Bayerischen Landesamts für 
Umwelt (LfU) unter www.lfu.
bayern.de/umweltdaten/indika-
toren/index.htm. Dort sind auch 
die Hinweise auf die Daten und 
Verfahren, die beim Berechnen 
des jeweiligen Indikators ge-
nutzt werden, abrufbar.

Damit die Anzahl an Um-
weltindikatoren überschaubar 
bleibt, werden sie länderüber-
greifend abgestimmt und an 
neue Themenfelder angepasst. 
Diese Pflege leistet eine Arbeits-
gruppe der Umweltfachbehör-
den der Länder und des Bundes 
(Länderinitiative Kernindikato-
ren) mit Unterstützung der amt-
lichen Statistik bei der Datenbe-
schaffung.  r

V.l.: Jürgen Lochbihler, Geschäftsführer „Der Pschorr“, Angela In-
selkammer, Präsidentin DEHOGA Bayern, Staatsministerin Michae-
la Kaniber und Dr. Thomas Geppert, Landesgeschäftsführer DEHO-
GA Bayern.  Bild: Stefanie Büchl/StMELF

Teller statt Tonne
Initiative gegen Lebensmittelverschwendung in der Gastronomie 

Ernährungsministerin Michaela Kaniber gibt Startschuss 

Sage und schreibe 84.000 Tonnen Lebensmittelabfälle landen 
Jahr für Jahr in Mülltonnen bayerischer Wirtshäuser und Beher-
bergungsbetriebe. Das muss aber nicht sein. Denn wenn solche 
Essensreste erst gar nicht in die Küche zurückgehen, dann müssen 
die eigentlich noch genießbaren Lebensmittel auch nicht entsorgt 
werden, wie das sonst vorgeschrieben ist. Alternativ könnte der 
Gast seine nicht verzehrten Speisen mit nach Hause nehmen oder 
unter variablen Portionsgrößen auf der Karte auswählen. 

Nicht zuletzt aus diesem 
Grund hat Bayerns Ernährungs-
ministerin Michaela Kaniber ge-
meinsam mit dem Bayerischen 
Hotel- und Gaststättenverband 
(DEHOGA Bayern e. V.) jetzt ei-
ne Initiative gegen Lebensmit-
telverschwendung in der baye-
rischen Gastronomie gestartet.

Aktiver Beitrag von 
Gastronomen und Gästen

Dazu Ministerin Kaniber im 
Rahmen der Auftaktveranstal-
tung in München: „Wir wol-

len gemeinsam mit unseren en-
gagierten Gastwirten zeigen, 
dass in bayerischen Wirtshäu-
sern möglichst wenig Essen in 
der Tonne landen muss. Sowohl 
Gastronomen als auch Gäste 
können dazu ihren aktiven Bei-
trag leisten.“

Die neue Initiative setzen zu-
erst Gasthäuser um, die das 
Qualitätssiegel „Ausgezeichne-
te Bayerische Küche“ tragen. 
Das ist ein gemeinsames Pro-
gramm des Bayerischen Land-
wirtschaftsministeriums und 
dem DEHOGA Bayern. Das Ge-

meinschaftsprojekt fördert die 
bayerische Genusskultur. Die 
zertifizierten Gasthäuser bie-
ten unter anderem variable Por-
tionsgrößen oder das Mitneh-
men nicht vollständig verzehr-
ter Speisen an. Lebensmittelver-
schwendung schon in der Küche 
zu vermeiden, gehört ebenfalls 
zum Maßnahmenkatalog der 
Initiative, genauso wie die Gäs-
te über die Möglichkeiten aktiv 
aufzuklären.

Kompetenzzentrum 
für Ernährung

Der Anlass für die Initiative 
ist eine Studie des zum Bayeri-
schen Landwirtschaftsministeri-
um gehörenden Kompetenzzen-
trums für Ernährung. Demnach 
fallen in Bayern jährlich rund ei-
ne Millionen Tonnen vermeid-
bare Lebensmittelverluste an. 
Nahezu ein Fünftel davon, rund 
18 Prozent, verursacht die Au-
ßer-Haus-Verpflegung. Wieder-
um etwa die Hälfte davon tritt in 
der Gastronomie auf.

Wertvolle Ressourcen 
nicht verschwenden

„Wenn wir Lebensmittel ver-
schwenden, gehen wertvolle 
Ressourcen verloren. Das kön-
nen wir uns nicht leisten – ganz 
gleich an welcher Stelle in der 
Lebensmittelkette. Und ver-
schwendete Lebensmittel sind 
ein Schlag ins Gesicht unserer 
hart arbeitenden Ernährungs-
wirtschaft, die uns tagtäglich 
mit hochwertigen Produkten 
versorgt “, so Kaniber. Die Initi-
ative soll künftig auf sämtliche 
Gastronomiebetriebe in Bayern 
ausgeweitet werden. 
Mehr Informationen zur Initiati-
ve: www.bayerischekueche.de/
lebensmittel-retten/.  r

Leitgrößen für Zusammenhänge, 
die sich nicht unmittelbar mes-
sen lassen. Beispielsweise sind 
Klimaveränderungen komplexer 
Natur. Sie zeigen sich in zusam-
mengefassten Einzelgrößen, wie 
steigenden Jahresmitteltempe- 
raturen, aber auch in verän-
dertem Verhalten von Pflanzen 
und Tieren. Der Indikator „Kli-
mawandel und Vegetationsent-
wicklung“ gibt zum Beispiel an-
schaulich wieder, wie sich die 
Knospenöffnung von Apfelblü-
ten im Frühjahr immer weiter 
nach vorne verlegt – ein Zeichen 
dafür, dass sich die Klimaverän-
derung auch in den Wachstums-

Jahre gemittelt wird, um vier Ta-
ge vom 1. Mai auf den 27. April 
verschoben.

Indikatoren und politische 
Handlungsfelder

Auch das Maß, in dem Lebens-
räume von Tieren und Pflan-
zen sowie das Naturerleben der 
Menschen durch Straßen, Bahn-
strecken und Flughäfen beein-
trächtigt werden, lässt sich nur 
indirekt darstellen. Der Indika-
tor „Landschaftszerschneidung“ 
stellt den noch verbleibenden 
Anteil der unzerschnittenen, 
verkehrsarmen Räume über 100 
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Einwegkunststofffondsverordnung
Bundestag legt Abgaben für  

To-Go-Becher und Zigarettenkippen aus Einwegplastik fest
Der Deutsche Bundestag hat die Einwegkunststofffondsverord-
nung beschlossen. Sie legt die Höhe der Abgabesätze und das 
Auszahlungssystem für den Einwegkunststofffonds fest. In den 
Fonds zahlen die Hersteller von bestimmten Einwegkunststoff-
produkten eine Abgabe ein, um die öffentliche Hand bei der Be-
kämpfung der Vermüllung der Umwelt zu unterstützen. Die Ver-
ordnungsermächtigung ist in dem im Mai 2023 verabschiedeten 
Einwegkunststofffondsgesetz verankert. Das Gesetz schafft die 
rechtlichen Grundlagen für die Errichtung und Verwaltung des 
Einwegkunststofffonds durch das Umweltbundesamt.

Bundesumweltministerin Steffi 
Lemke: „Zigarettenkippen, To-
Go-Becher und Einmal-Essens- 
behälter landen viel zu oft an 
Straßenrändern, in unseren 
Parks und Wäldern und sind 
Ausdruck der Verschmutzungs-
krise. Die Kosten für Reinigung 
und Entsorgung des achtlos 
weggeworfenen Wegwerfplas-
tiks trägt bislang die Allgemein-
heit. Das wird sich ab 2024 än-
dern. Wer sein Geschäft dar-
auf stützt, Wegwerfproduk-
te aus Plastik auf den Markt zu 
bringen, wird sich dann an den 
Sammlungs- und Reinigungskos-
ten der Kommunen beteiligen. 
Mit der Verordnung schaffen 
wir nun auch die nötige Rechts-
sicherheit für alle betroffenen 
Akteure.“

Die in der Verordnung vorge-
sehenen Abgabesätze sind im 
Rahmen einer wissenschaftli-
chen Studie des Umweltbundes-
amtes ermittelt worden. Für je 
Kilogramm in Verkehr gebrachte 
Produkte werden folgende Ab-
gaben fällig: Tabakfilter: 8,972 
Euro/kg, To-Go-Getränkebe-
cher: 1,236 Euro/kg, To-Go-Le-
bensmittelbehälter: 0,177 Euro/
kg, Tüten und Folienverpackun-
gen: 0,876 Euro/kg, Getränkebe-
hälter ohne Pfand: 0,181 Euro/
kg, Getränkebehälter mit Pfand: 
0,001 Euro/kg, leichte Plastik-
tüten: 3,801 Euro/kg, Feuchttü-
cher: 0,061 Euro/kg und Luftbal-
lons: 4,340 Euro/kg.

Auf der Basis der angegebe-

nen Abgabesätze kann jedes 
Unternehmen anhand der in 
Verkehr gebrachten Menge kon-
kret berechnen, in welcher Hö-
he die Abgabe ab dem Frühjahr 
2025 zu leisten ist.

Auch das Punktesystem für 
die Auszahlung der Fondsmit-
tel an die anspruchsberechtig-
ten Kommunen wird durch die 
Einwegkunststofffondsverord-
nung festgelegt. Es sieht für die 
Reinigungs-, Sammlungs-, Ent-
sorgungs- und Sensibilisierungs-
leistungen im Innerorts- wie im 
Außerortsbereich die Verga-
be von Punkten vor. Dabei wur-
de darauf geachtet, dass die von 
den Anspruchsberechtigten an-
zugebenden Kennzahlen so ge-
nau wie nötig, aber so unbüro-
kratisch wie möglich festgelegt 
wurden. Anzugeben von den 
Kommunen sind z.B. das Papier-
korbvolumen, die gefahrenen 
Reinigungskilometer und die 
entsorgte Abfallmenge.

Die Abgabesätze und das 
Punktesystem werden nach 
den gesetzlichen Vorgaben al-
le drei Jahre durch die Bundes-
regierung überprüft. Das Um-
weltbundesamt (UBA) wird dazu  
eine Studie zur Ermittlung der 
notwendigen Daten in Auftrag 
geben. Bei der Konzeptionie-
rung dieser Studie und der an-
schließenden Änderung der Ver-
ordnung wird die neue Einweg-
kunststoffkommission beteiligt. 
Die Bayerische GemeindeZei-
tung wünscht viel Vergnügen! r

https://www.baywa.de/de/marken/kugelmann/
https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/
https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/
http://www.lfu.bayern.de/umweltdaten/indikatoren/index.htm
http://www.lfu.bayern.de/umweltdaten/indikatoren/index.htm
http://www.lfu.bayern.de/umweltdaten/indikatoren/index.htm
http://www.bayerischekueche.de/lebensmittel-retten/
http://www.bayerischekueche.de/lebensmittel-retten/
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Landesgartenschau in Kirchheim:

11.500 Besucher  
beim Baustellenfest

Knapp 900 verkaufte Dauerkarten am ersten Wochenende
Die Bayerische Landesgartenschau Kirchheim 2024 blickt auf ein 
fantastisches Ereignis zurück: Zum großen Baustellenfest waren 
trotz Regens zu Beginn der Veranstaltung über den Tag verteilt 
11.500 Besucher gekommen. Ebenfalls sehr erfolgreich angelau-
fen ist der Dauerkartenvorverkauf: Allein am ersten Wochenen-
de wurden beim Baustellenfest und im Online-Shop schon knapp 
900 Dauerkarten verkauft.

Das Baustellenfest ist ein Hö-
hepunkt im Veranstaltungskalen-
der von Landesgartenschauen – 
und das schon acht Monate vor 
dem offiziellen Start der Großver-
anstaltung. In Kirchheim b. Mün-
chen waren 11.500 Besucherin-

nen und Besucher zum großen 
Familienfest auf die Landesgar-
tenschau-Baustelle gekommen, 
um das Gelände besser kennen-
zulernen und einen Tag lang ge-
meinsam zu feiern. Durch das 
Bühnenprogramm, unter ande-

rem mit der Musikkapelle Kirch-
heim, „Hanni & Stefan“, „Kasi-
ta Kanto“, den „Trouble Shoo-
ters“ und dem Tanz der Landes-
gartenschau-Maskottchen Stetti 
und Kirk, führte Radio-Arabel-
la-Moderatorin Steffi Schaller, 
die selbst in Kirchheim lebt.

Höhepunkt zum Abschluss des 
Baustellenfestes war die Darbie-
tungen der Abraxas Musical Aka-
demie aus dem Musical „Hair“.

Großen Anklang bei den 
11.500 Gästen fanden die Food- 
truck- und Getränkestände, die 

Baustellenführungen und die vie-
len Mitmach-Angebote. In allen 
künftigen Ausstellungsflächen 
(mit Ausnahme der Inselwelt und 
der „Schule im Grünen“ in der 
Sphäre Wildnis) boten über 40 
Mitwirkende Programmpunkte 
an: Ob Comiczeichnen, Herzstei-
ne basteln, Biertische bemalen, 
Minibagger fahren oder Schätze 
ausbuddeln; ob Körbe bepflan-
zen, Pflanzen erraten oder einen 
Rundum-Blick mit dem Roto-Te-
leskoplader genießen: der Mit-
mach-Tag auf der Baustelle war 
ein voller Erfolg!

Zusammenhalt entsteht

„Wir freuen uns sehr, dass wir 
so vielen Besuchern einen Ein-
blick in unser Landesgarten-
schau-Gelände geben konnten 
– und ihnen schon einmal ei-
nen Vorgeschmack auf das viel-
seitige Programm 2024 gegeben 
haben“, sagte Maximilian Hey-
land, einer der beiden Geschäfts-
führer der Kirchheim 2024 Gm-
bH, im Nachgang der Veranstal-
tung. Kirchheims Erster Bürger-
meister Maximilian Böltl hatte 
in seiner Begrüßungsrede den 
„Zusammenhalt“ hervorgeho-
ben, den der neue Ortspark, der 
zwischen den Gemeindeteilen 
Kirchheim und Heimstetten ent-
steht, bieten soll. Erstmals wer-
den Kirchheim und Heimstet-
ten, die gemeinsam mit Hausen 
seit 1978 die Gemeinde Kirch-
heim b. München bilden, durch 
einen ca. einen Kilometer lan-
gen Park räumlich miteinander 
verbunden. Höhepunkte in dem 
vom Landschaftsarchitekturbüro 
SINAI Gesellschaft von Land-
schaftsarchitekten mbH geplan-
ten Park sind der neue Parksee, 
die Park-Kanzel mit Blick bis in 
die Alpen, der Parkpavillon und 
der 3.000 Quadratmeter große 
Spielplatz „Keltenwelten“. 

Fünf Naturräume

Die Ausdehnung von Nord nach 
Süd beträgt einen Kilometer und 
umfasst die fünf unterschiedlich 
gestalteten Naturräume „Gar-
ten“, „Wildnis“, „Wasser“, „Wald“ 
und „Wiese“. 

Beim Baustellenfest boten 
die Mitarbeiter der Kirchheim  
2024 GmbH (Durchführungsge-
sellschaft der Bayerischen Lan-
desgartenschau Kirchheim 2024) 
Baustellenführungen über das 
Gelände an. 

Erfolgreicher Start  
des Dauerkartenvorverkaufs

Teil des offiziellen Bühnenpro-
gramms war der Startschuss für 
den Dauerkartenvorverkauf. Die 
ersten beiden Dauerkarten gin-
gen an die Vertreter der bei- 
den Gesellschafter der Kirchheim 
2024 GmbH – an Kirchheims Bür-
germeister Maximilian Böltl für 
die Gemeinde Kirchheim b. Mün-
chen und den Vorsitzenden der 
Bayerischen Landesgartenschau 
GmbH, Gerhard Zäh, für die Baye-
rische Landesgartenschau GmbH.

Sehr viele Besucherinnen und 
Besucher nutzten das Angebot, 
ihren Dauerkartengutschein di-
rekt beim Baustellenfest zu er-
werben oder sich online eine 
Dauerkarte zu holen. Allein am 
ersten Wochenende wurden vor 
Ort beim Baustellenfest und im 
Online-Shop bereits knapp 900 
Dauerkarten verkauft!

„Dieses schöne Ergebnis freut 
uns sehr“, betonte Johannes Pin-
zel, einer der beiden Geschäfts-
führer der Kirchheim 2024 Gm-
bH, am Montag. „Denn die Dau-
erkarte ist das perfekte Angebot 
für alle, die die Gartenschau 2024 
intensiv kennenlernen und erle-
ben wollen.“

Zum Kauf jeder Dauerkarte 
gibt es zusätzlich ein Gutschein-
heft mit Vergünstigungen von 
mehr als 35 Geschäften und 
Freizeitdestinationen. Eröffnung 
der Bayerischen Landesgarten-
schau Kirchheim ist am 15. Mai 
2024.  r

Landesgartenschau in Freyung:

Bilanz eines  
„Sommermärchens“

Nach 132 abwechslungsreichen Tagen ist die bayerische Lan-
desgartenschau in Freyung zu Ende gegangen. Mit rund 2.500 
Veranstaltungen, begeisterten Rückmeldungen und einer gro-
ßen medialen Aufmerksamkeit sei die Schau unter dem Motto 
„Wald.Weite.Wunderbar“ ein großer Erfolg für die Stadt 
Freyung sowie die gesamte Region gewesen, teilte Bürgermeis-
ter Olaf Heinrich mit.

80 Prozent der baulichen Maßnahmen bleiben stehen

„Die Besucherzahl liegt über den Erwartungen, die Menschen 
waren zufrieden und haben dies auch sehr häufig zurückge-
meldet. Für die Stadt und die Region war es ein Sommermär-
chen“, betonte Freyungs Rathauschef. Die Investitionen hät-
ten sich kurzfristig und langfristig gelohnt. Etwa 80 Prozent der 
baulichen Maßnahmen, die anlässlich der Landesgartenschau 
umgesetzt wurden, sollen bestehen bleiben. Dazu zählen der 
Waldparkplatz, ein Wiesen- und Gesteinspfad, die Terrassie-
rung am südöstlichen Geyersberg sowie Rundwege mit Ruhe-
bänken. Auch der Kletterpark soll weiterhin die Attraktivität des 
Geyersbergs steigern.

Auf einer Höhe von 800 Metern gelegen, bot die Landesgar-
tenschau den Besuchern nicht nur eine atemberaubende Aus-
sicht auf die umliegende Landschaft, sondern auch eine Vielzahl 
von Gartenlandschaften, Kunstinstallationen und Informations-
veranstaltungen rund um Gartengestaltung, Natur-, Umwelt-
schutz und klimagerechtes Gärtnern, gepaart mit einem bunten 
Veranstaltungsprogramm.

Nach Angaben des Bayerischen Umweltministeriums hat der 
Freistaat in den vergangenen gut 40 Jahren rund 75 Millionen 
Euro an Fördergeldern in Landesgartenschauen investiert. Ins-
gesamt knapp 530 Hektar Flächen sind in Bayern demnach be-
grünt und aufgewertet worden.

Die erste Landesgartenschau fand 1980 in Neu-Ulm statt, die 
Jubiläumsausgabe 2030 ist in Nürnberg geplant. Für die Schau 
2024 ist Kirchheim bei München der Austragungsort.  DK

Beispiel einer intensiven Dachbegrünung aus dem Stadtteil Zellerau. 
Nicht nur schön für das Auge, sondern mit ausgesprochen guter Kühl- 
und Wasser-Speicherfunktion. Bild: Jürgen Herrmannsdörfer

Stadt Würzburg:

Belohnung für Begrünung 
und Flächenentsiegelung 

Bis zu 10.000 Euro
Die Stadt Würzburg fördert Maßnahmen für mehr Stadtgrün an 
Gebäuden und deren Umfeld. Dazu gehören Fassadenbegrünung, 
Dachbegrünung und der Einbau von Zisternen. Rund ums Gebäu-
de wird die Entsiegelung, Baumpflanzungen und das Anlegen von 
Gemeinschaftsgärten belohnt. Ziel des Programms ist es, den Fol-
gen des Klimawandels entgegenzuwirken, allen voran Hitze und 
Starkregen

Das kontinuierliche Voran-
schreiten des Klimawandels, das 
mit immer wieder neuen Tem-
peraturrekorden, Trockenphasen 
und Starkregen-Ereignissen ein-
hergeht, stellt besonders Städte 
vor Herausforderungen. Denn in-
nerstädtische Quartiere mit dich-
ter Bebauung, starker Versiege-
lung und wenig Grün wärmen 
sich durch den Stadtklimaeffekt 
zusätzlich auf. Zudem wird der 
Regen kaum zurückgehalten und 
fließt ungenutzt ab.

Überwärmung und  
Extremwetter-Ereignisse

Messungen in Würzburg zei-
gen, dass die Innenstadt beson-
ders an heißen Tagen nochmals 
um bis zu 7°C höher ist als im 
Umland. „Die innerstädtische 
Überwärmung und Extremwet-
ter-Ereignisse sind die größten 
planerischen Herausforderun-
gen für unsere Stadt. Mit dem 
Voranschreiten des Klimawan-
dels können daraus deutliche 
Einbußen für die Lebensquali-
tät der Würzburgerinnen und 
Würzburger resultieren“, betont 
Bürgermeister Martin Heilig.

Zuschüsse für freiwillige  
Begrünungsmaßnahmen

Die Stadt Würzburg begegnet 
diesen Herausforderungen mit 
einer Reihe von Maßnahmen, 
doch eine davon dürfte für die 
Bürgerinnen und Bürger beson-
ders interessant sein. Mit dem 
Förderprogramm Stadtgrün und 
Klimaanpassung wurden attrak-
tive finanzielle Zuschüsse für die 
Umsetzung freiwilliger Begrü-
nungsmaßnahmen geschaffen.

Dach- und Fassadenbegrü-
nungen, werden mit bis zu 
10.000 Euro unterstützt. Eben-
falls bis zu 10.000 Euro gibt es 
für Flächenentsiegelungen und 
anschließende Begrünung, die 
ein angenehmes Mikroklima 
schafft.

Daneben werden auch klei-
nere Maßnahmen unterstützt, 
wie etwa Baumpflanzungen mit 
bis zu 3.000 Euro oder Gemein-
schaftsgarten-Projekte, die ei-
ne Förderung von bis 1.000 Eu-
ro erhalten.

Alle Informationen zum För-
derprogramm sind im Internet 
zu finden unter www.wuerz-
burg.de/stadtgruen.  r

„Aktion Streuobst“ 2023
Über 300 Streuobst-Veranstaltungen in Bayern

Die „Aktion Streuobst“, zu deren Teilnahme die Landesanstalt für 
Landwirtschaft (LfL) heuer wieder aufgerufen hatte, bietet krea- 
tive, informative und genussvolle Streuobstveranstaltungen in 
ganz Bayern. Sie zeigt die Vielfalt der Streuobst-Akteure und ist 
ein wichtiger Bestandteil des 2021 ins Leben gerufenen Bayeri-
schen Streuobstpakts.

„Streuobst erleben und genie-
ßen“- unter diesem Motto kön-
nen Besucherinnen und Besu-
cher sich auch in diesem Jahr 
auf Streuobstmärkten, bei Ver-
kostungen und Festen über Sor-
tenvielfalt informieren, edle 

Streuobstprodukte testen und 
regionale Spezialitäten probie-
ren. Genauso kann bei Brennern 
beim Destillieren über die Schul-
ter geschaut oder beim Saftkel-
tern mitgemacht werden. Ins tra-
ditionelle Streuobsthandwerk 

können Interessierte bei Sor-
tenbestimmungen, Obstbaum-
schnitt- oder Veredelungskursen 
einsteigen oder aber einfach nur 
herumschlendern und die Atmo-
sphäre genießen.

Seit 23 Jahren unterstützt die 
Landesanstalt für Landwirtschaft 
(LfL) – gefördert vom Staatsmi-
nisterium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten – die 
Streuobst-Akteure in Bayern 
mit kostenlosem Werbe- und 
Informationsmaterial für ihre 
Streuobstveranstaltungen.

Einzigartiger Lebensraum

Die Veranstalter sind dabei so 
vielfältig wie die Streuobst-Akteu-
re in Bayern: Landwirte als Erzeu-
ger oder Direktvermarkter, Kel-
tereien oder Edelbrenner als Ver-
arbeiter, Gartenbauvereine, Ver-
bände, Fachberater, Kommunen, 
Bildungseinrichtungen, Streuobst- 
initiativen und viele mehr sind 
mit viel Herzblut und Tatkraft 
Streuobst-Pfleger, -Bewirtschaf-
ter, -Verarbeiter, -Vermarkter und 
Streuobst-Botschafter.

Das Ziel ist, einzigartigen, aber 
hochgradig gefährdeten Lebens-
raum zu erhalten: Mit 5.000 Tier- 
und Pflanzenarten und über 2.000 
Obstsorten sind Streuobstwiesen 
und -äcker Schatzkästchen der Bio-
diversität. Durch ihre Struktur mil-
dern sie Klimaextreme, sind attrak-
tiv als Naherholungsgebiet und in-
teressant für den Tourismus.

Direkt vor unserer Haustüre 
liefern Streuobstbestände jähr-
lich viele Tausend Tonnen gesun-
des Obst für den Direktverzehr 
und die Weiterverarbeitung.

Bayerischer Streuobstpakt

Die „Aktion Streuobst“ ist ein 
wichtiger Baustein im Bayeri-
schen Streuobstpakt. Im Jahr 
2021 gestartet, bietet der Pakt ei-
ne große Unterstützung und An-
erkennung für die Streuobst-Ak-
teure z.B. mit deutlich verbesser-
ten Fördermöglichkeiten für die 
Pflanzung, den Erhalt, die Pflege 
von Streuobstbeständen und für 
Umsetzungsprojekte vor Ort.  r

Neue Broschüre von BZL und BZfE: 

Selbsterntegärten als  
Einkommensalternative

Das Konzept ist einfach: Eine Ackerfläche wird von einem land-
wirtschaftlichen Betrieb oder einer Kommune mit Gemüse, 
Kräutern und Blumen bepflanzt und in Parzellen aufgeteilt. Die-
se können Kundinnen und Kunden pachten, pflegen und am 
Saisonende das Gemüse ernten – danach geht die Fläche an 
den Betrieb zurück. Wie Betreiberinnen und Betreiber mit sol-
chen Selbsterntegärten eine tragfähige Einkommensalternati-
ve aufbauen können, zeigt der neue Leitfaden „Selbsterntegär-
ten – so geht's“ des Bundeszentrums für Ernährung (BZfE) und 
des Bundesinformationszentrums Landwirtschaft (BZL).

Auf 112 Seiten erfahren landwirtschaftliche oder gärtneri-
sche Betriebe, Kommunen oder Existenzgründende wie sie eine 
Selbsternte eigenständig einrichten können. Drei erfolgreiche 
Betriebe berichten von ihren Erfahrungen und bieten eine fun-
dierte Anleitung: Von der Anbauplanung und Ausstattung über 
betriebswirtschaftliche Betrachtung und Investitionen bis hin 
zur Besteuerung sowie der richtigen Rechtsform. Alle Bereiche 
werden ausführlich erläutert und mit Praxisbeispielen ergänzt.

Bunt gemustert für alle ein Gewinn

Den Betrieben liefern die Selbsterntegärten ein geregeltes 
Einkommen, unabhängig vom Weltmarkt und schwankenden 
Preisen. Die Pächterinnen und Pächter der Gemüseparzellen 
sind meist Menschen ohne eigenen Garten, die sich über ernte-
frisches Gemüse freuen – für manche verbunden mit einer span-
nenden Lernreise: Wann wächst was? Wie werden Jungpflanzen 
gepflegt? Was ist mulchen und wie gießt man richtig? Dies trägt 
wiederum zur Wertschätzung der Lebensmittel bei. Zudem leis-
ten die Gemüseparzellen einen Beitrag zur regionalen Versor-
gung mit kostengünstigem Gemüse und sind Begegnungsorte 
für Menschen. Auch die Natur profitiert von dem Konzept, denn 
die bunten Parzellen sind Orte der biologischen Vielfalt.

Die kostenfreie Broschüre kann unter der Artikelnummer 
7661 im Medienservice der Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung (BLE), in der das BZL und BZfE angesiedelt sind, 
bestellt werden: www.ble-medienservice.de.  r

Moorverträgliche Landwirtschaft
Ministerin Michaela Kaniber genehmigt neues Projekt zum Aufbau von Wertschöpfungsketten 

Bayern forscht intensiv, um die landwirtschaftliche Nutzung 
von Moorböden weiter voranzubringen. Denn intakte Moor- 
böden sind wirksame Speicher von Kohlendioxid. Im Zentrum 
der Forschung stehen die Verwertung von moorverträglich er-
zeugten Produkten und der Aufbau von entsprechenden Wert-
schöpfungsketten. Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber 
hat nun ein weiteres Forschungsprojekt mit rund 690.000 Euro 
im Donaumoos genehmigt. 

Mit dem Folgeprojekt kann 
der Donaumooszweckverband 
nun ab 2024 noch offene Frage-
stellungen zu Nutzungsmöglich-
keiten von Pflanzenfasern aus 
Paludikulturen – beispielsweise 
Schilf- und Rohrglanzgras – für 
die Papier- und Kartonagenher-
stellung untersuchen. Im Fokus 
stehen dabei insbesondere ge-
eignete Anwendungsbereiche, 

die Prozessoptimierung der Fa-
sergewinnung bis hin zu konkre-
ten Anwendungstests. Minis-
terin Kaniber sieht hier einen 
„wichtigen Innovationsansatz, 
um neue Produkte aus Moorkul-
turen zu entwickeln, die es bis-
lang nur auf Basis von herkömm-
lichen Rohstoffen wie Zellstoff, 
Altpapier und von Industrieabfäl-
len gibt.“ So soll im Rahmen des 

Projekts Papier erzeugt werden, 
das zu 100 Prozent aus Moorfa-
sern besteht. 

Kartonagen und Wellpappe 
aus Moorfaser

Auch die Herstellung von Kar-
tonagen und Wellpappe mit un-
terschiedlich hohen Anteilen an 
Moorfasern wird dabei getestet 
und weitere Produkte aus rei-
nen Moorkulturen entwickelt. 
Die enge Zusammenarbeit mit 
Stakeholdern aus der ganzen 
Wertschöpfungskette, Industrie- 
partnern und Endkunden soll 
dazu beitragen, dass das Projekt 
auch möglichst marktrelevante 
Ergebnisse liefert.  r

http://www.wuerzburg.de/stadtgruen
http://www.wuerzburg.de/stadtgruen
http://www.ble-medienservice.de
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Was der Alleskönner alles kann
Neueste Technik für das Team Orange zeigen die Unimog Expert-Partner  

Bucher Municipal und Mulag in einer gemeinsamen Roadshow
Für interessierte Fachleute aus dem „Team Orange“ organisierten die 
Mercedes-Benz Unimog ExpertPartner Bucher Municipal und Mulag 
gemeinsam mit den Unimog-Generalvertretungen Henne Nutzfahr-
zeuge, KLMV, Ing. Kurt Herold, Wilhelm Mayer und Carl Beutlhauser 
eine Roadshow, um die neuesten Einsatzmöglichkeiten dem Fachpu-
blikum live und vor Ort zu präsentieren. Die Show machte Station in 
Schlüsselfeld, Himmelkron, Gangkofen und Denklingen.

Bei allen Veranstaltungen hat-
ten die Teilnehmer die Gelegen-
heit umweltschonende Innovati-
onen im Winterdienst und in der 
Mähtechnik live zu erleben. Nach 
einer kurzen Begrüßung durch die 
Gastgeber folgten Vorträge über 
aktuelle technische Neuerungen 
und Standards der Branche. Im 
Anschluss wurden die Anbauge-
räte und Unimog im Freien vorge-
führt. Hier blieb ausreichend Zeit, 
um die Technik genau unter die Lu-

pe zu nehmen. Ca. 700 Besucher 
nahmen diese Gelegenheit war. 

Starkes Team

Die Geschäftsführerin von Bu-
cher Municipal, Victoria Rasoulk-
hani, zeigte sich sehr zufrieden 
mit der Resonanz und dem En-
gagement der organisierenden 
Partner: „Es war uns eine Freu-
de, mit den Vertretern von MBS 
Trucks, den Mannschaften der 

UGVen und dem Team von Mulag, 
an den Erfolg der ersten Road- 
show in 2020 anzuknüpfen. Uni-
mog und dessen ExpertPartner 
Bucher und Mulag haben sich mal 
wieder als starkes Team mit ei-
nem Rundum-Paket für innovati-
ve, ökologische und ökonomische 
Winter- und Sommerdienstlösun-
gen den Kunden präsentiert.“

Thomas Rieger, Geschäftsfüh-
rer von Henne Nutzfahrzeuge, 
hebt als besonders positiv die 
lockere und konstruktive Atmo-
sphäre auf allen Veranstaltungen 
hervor: „Dadurch entstand ein 
Austausch auf Augenhöhe und 
unter echten Profis der Kommu-
nalbranche. Die leckere Verkösti-
gung der Teilnehmer rundete das 
Ganze ab.“  r 

V.l.: Peter Hofmann. Mulag, Rolf Trampert, Daimler Truck, Straßenwärterin und Influencerin Lina-Ma-
rie Frank, Thomas Rieger, Geschäftsleitung Henne Nutzfahrzeuge, Rene Senser, Wilhelm Mayer Nutz-
fahrzeuge, Victoria Rasoulkhani, Geschäftsleitung Bucher Municipal, Fabian Duschl, Henne Nutzfahr-
zeuge und Thorsten Heinzelmann, Daimler Truck vor einem Unimog U 535 mit dem Grünpflegekopf 
ECO 1200 plus von Mulag. Bild: Henne Nutzfahrzeuge

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Überzeugt Unternehmer, Entscheider
und Fahrer zugleich: der Unimog.
Kompakt, kraftvoll, robust: die Kommunalprofis von 
Mercedes-Benz. Städten und Gemeinden gehen die 
Aufgaben nie aus. Die Budgets dagegen werden immer 
knapper. Deshalb verlangen sie nach wirtschaftlichen 
und vielseitigen Lösungen.

Der Unimog macht Ihnen die Entscheidung leicht: egal 
ob besonders kompakt (U 216 / U 218 / U 219), 
besonders kraftvoll (U 318 bis U 530) oder besonders 
robust und geländegängig (U 4023 / U 5023).

Deutscher Landschaftspflegetag in Potsdam:

Biodiversität und Klimaschutz
Beim Deutschen Landschaftspflegetag 2023 in Potsdam unterstrich 
der DVL das enorme Potenzial der Landschaftspflege im Biodiver-
sitäts- und Klimaschutz vor Ort. Unter dem Motto „30 Jahre DVL – 
Wir haben Vergangenheit und leben Zukunft!“ diskutierten über 200 
Teilnehmer, welche Folgen Klima- und Biodiversitätskrise für Land-
wirtschaft und Umwelt haben. Im Mittelpunkt stand zudem die Fra-
ge nach Möglichkeiten der Wertschöpfung in benachteiligten Gebie-
ten. Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Weiterentwicklung der 
Landschaftspflegeorganisationen, insbesondere mit Blick auf die Ge-
winnung von Nachwuchskräften vor Ort.

Wie die wiedergewählte DVL- 
Vorsitzende Maria Noichl, MdEP, 
erläuterte, „ist der DVL das Rück-
grat der Landschaftspflege in 
Deutschland. Heute arbeiten in 
197 Landschaftspflegeorganisa-
tionen Vertreterinnen und Ver-
treter aus Landwirtschaft, Natur-
schutz und Kommunalpolitik auf 
Augenhöhe und freiwilliger Basis 
zusammen. Die letzten 30 Jahre 
beweisen es: Die Drittelparität ist 
ein Erfolgsmodell und die Land-
schaftspflegeorganisationen sind 
bewährte Heimatbewahrer und 
erfolgreiche Regionalentwickler. 
Ob klassische Landschaftspfle-
gemaßnahmen wie Pflanzungen, 
Entbuschungen, Heckenpflege, 
Pflegemahd, oder die Umsetzung 
von Beweidungs- und Streuobst-
projekten, von komplexen Arten-
schutzprojekten oder Moorbo-
denschutz – alle Tätigkeiten wer-
den fachlich professionell und 
engagiert angegangen. Von die-
sem einzigartigen Wissensschatz 
und der jahrzehntelangen Praxis-
erfahrung profitieren Menschen 
und Natur.“

Zentrale Partner  
und bundesweit Vorbild

„Damit unsere Landschaften in 
ihrer Vielfältigkeit erhalten blei-
ben, müssen wir Schützen und 
Nutzen in Einklang bringen“, hob 
Dr. Ophelia Nick, Parlamentari-
sche Staatssekretärin beim Bun-
desminister für Ernährung und 

Landwirtschaft, hervor. Dabei sei-
en die kooperativ organisierten 
Landschaftspflegeverbände zent-
rale Partner und bundesweit Vor-
bild.

Umwelt- und  
Tierwohlleistungen

Auf die Veränderungen in der 
Landwirtschaft verwies Joachim 
Rukwied, Präsident des Deut-
schen Bauernverbandes (DBV). 
Der „Zukunftsbauer“ stehe mit-
ten in der Gesellschaft und erzeu-
ge neben hochwertigen Lebens-
mitteln auch Umwelt- und Tier-
wohlleistungen und vieles mehr. 
„Was Gemeinwohlleistungen der 
Landwirtschaft und deren Ho-
norierung anbelangt, sind wir in 
einem guten Austausch mit dem 
DVL“, betonte Rukwied.

Gemeinwohlprämie

Da der Transformationsprozess 
der Landwirtschaft neue Kon-
zepte der Agrarpolitik erfordert, 
hat der DVL mit landwirtschaftli-
chen Betrieben die Gemeinwohl-
prämie entwickelt. Als innovati-
ves Geschäftsmodell für eine zu-
kunftsorientierte Landwirtschaft 
entspricht sie den Beschlüssen 
der Zukunftskommission Land-
wirtschaft, dem Wissenschaftli-
chen Beirat für Agrarpolitik, Er-
nährung und gesundheitlichem 
Verbraucherschutz sowie den 
Empfehlungen der Europäischen 

Kommission zum deutschen Stra-
tegieplan, die traditionelle Ein-
kommensstützung angesichts der 
ökologischen Herausforderungen 
so zu gestalten, dass Umweltleis-
tungen belohnt werden.

„Mit der Gemeinwohlprämie 
haben wir das passende Modell 
parat, den Zukunftsbauern le-
bendig werden zu lassen. Aus der 

täglichen Praxis landwirtschaftli-
cher Betriebe entwickelt, zeigen 
wir, wie Landwirtinnen und Land-
wirte durch Umwelt-, Biodiversi-
täts-, Klima- und Gewässerschutz 
Einkommen erzielen können“, 
unterstrich DVL-Chefin Noichl.

Auszeichnung für  
engagierte Personen

Aufgrund herausragender Leis-
tungen zum Erhalt und zur Ent-
wicklung der Kulturlandschaften 

wurden Richard Ittner und Hans 
Seitz aus dem Landkreis Neu-
stadt a.d.Aisch–Bad Windsheim 
mit dem Zweiten Preis des Deut-
schen Landschaftspflegepreises 
in der Kategorie „Engagierte Per-
sonen“ ausgezeichnet. Seit über 
30 Jahren setzen sich die ausge-
bildeten Landwirte für die Kultur-
landschaft in ihrer Region ein. Sie 
sind gefragte Experten, die durch 
ihr ehrenamtliches Engagement 
die Anliegen der Landschaftspfle-
ge in die Öffentlichkeit tragen.

Richard Ittner, Vorsitzender der 
Bauernschaft Weigenheim, küm-
mert sich vor allem um die Ent-
buschung von Hutungsflächen 
und die Pflege von Kopfweiden 
und alten Obstbäumen. Hans 
Seitz, seit über 20 Jahren Mit-
glied des LPV-Vorstands, leitet 
ehrenamtlich Bestimmungskur-
se, Exkursionen und Wanderun-
gen. Mit Hilfe eines Spezialgerä-
tes entbuscht er zudem Hangflä-
chen eines Trockenbiotop-Ver-
bundes.  DK

75 Jahre Lindner
Einladung zur Werksausstellung

Von 19. bis 21. Oktober zeigt das Tiroler Familienunternehmen 
Lindner seine stufenlose Lintrac LDrive-Serie, die geschaltete Lin-
trac LS-Baureihe und die vielseitigen Unitrac-Transporter. Bei 
Werksführungen warten spannende Einblicke in die Produktion, 
die vor genau 75 Jahren startete.

Das Tiroler Familienunterneh-
men Lindner lädt von 19. bis 21. 
Oktober zur Herbst-Werksaus-
stellung ins Innovationszentrum 
nach Kundl in Tirol. Die Besuche-
rinnen und Besucher bekommen 
alle Infos zu den Traktoren und 
Transportern, die ihre Stärken 
im Steilhang ebenso ausspielen 
wie auf dem Acker, im Forst, im 
Weinberg oder im kommunalen 
Winterdienst. Sowohl die stufen-
lose Lintrac LDrive-Serie als auch 
die geschaltete Lintrac LS-Reihe 
und die komplette Unitrac-Reihe 
sind mit den besonders sauberen 
und sparsamen Motoren der Stu-
fe 5 ausgestattet. Die stufenlosen 
Modelle sind dank 4-Rad-Len-
kung überdurchschnittlich wen-
dig, was beim Manövrieren am 
Feldende ebenso zum Tragen 
kommt wie in engen Gassen oder 
im Stall.

Vom Bergspezialisten  
bis zum Allrounder

Die stufenlose Lintrac LDri-
ve-Serie besteht aus den Lintracs 
80, 100 und 130. Der Lintrac 80 

ist der Bergtraktor für das steile 
Gelände. Das extrem hangtaugli-
che Modell schafft bis zu 60 Pro-
zent Steigung im Dauereinsatz. 
Der Lintrac 100 ist der stufenlo-
se Allrounder von Lindner. Seine 
Stärken spielt der Lintrac 100 bei 
größeren Misch- und Grünland-
betrieben aus, etwa beim Mä-
hen, bei der Heuernte und bei Ar-
beiten mit dem Frontlader. 

Stufenloser Profi-Transporter

Top-Modell im Transporterbe-
reich ist der stufenlose Unitrac 
122 LDrive, der für schwere Ein-
sätze maßgeschneidert ist. Die 
Einsatzgebiete reichen vom 
Transport über die Heuernte 
bis zum Winterdienst. Der Per-
kins-Syncro-Turbodiesel-Motor 

mit 4-Zylindern und 122 PS (90 
kW) sorgt für die notwendige 
Power. Bis zu 6.000 kg Nutzlast 
und gute Zugkraft ermöglichen 
schwere Transportarbeiten. Ein 
weiteres Highlight der „Farm Ma-
chine 2022“ ist die kippbare Kom-
fortkabine.

Am Testgelände können wäh-
rend der Werksausstellung ver-
schiedene Maschinen Probe ge-
fahren werden. Im Rahmen von 
Werksführungen gibt es span-
nende Einblicke in die Produktion 
der Tiroler Traktoren und Trans-
porter – von der Montage bis zu 
Lackiererei.

Pioniergeist seit 75 Jahren

Den ersten Traktor produzier-
te Lindner im Jahr 1948. In den 
vergangenen sieben Jahrzehn-
ten punktete Lindner mit Inno-
vationen wie dem ersten All-
rad-Traktor, der Erfindung der 
Seitenschaltung oder dem 
TracLink-System, mit dem Anbau-
geräte immer perfekt eingestellt 
sind und alle Einsätze online do-
kumentiert werden. Lindner be-
schäftigt heute 273 Mitarbeiter 
und fertigt jährlich 1.200 Trakto-
ren und Transporter. Infos: www.
lindner-traktoren.at r

Werksausstellung Herbst 2023. Bild: Lindner Traktoren

https://special.mercedes-benz-trucks.com/de/unimog/kommunal.html?utm_source=print&utm_medium=link&utm_content=unimog-kommunal
http://www.lindner-traktoren.at
http://www.lindner-traktoren.at
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie vie-
le Einwohner vertreten Sie?

Markt Fischach mit sieben 
Ortsteilen und derzeit knapp 
5.200 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich bin seit dem Jahr 2008 
hauptamtlicher Erster Bürger-
meister. 
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Ich war vor meinem Amts- 
antritt 26 Jahre lang als selbst-

Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Nach derzeitigem Stand ist 
die für die Anbindung (ÖPNV) 
des ländlichen Raums und da-
mit auch für meine Gemeinde 
sehr bedeutsame Reaktivierung 
der „Staudenbahn“ auf einem 
sehr guten Weg. Von gleicher 
Bedeutung für die Gemeinde 
ist auch die weitere Unterstüt-
zung der Fa. Müller Milch durch 
die Gemeinde beim Ausbau des 
Standortes dieser Firma hier im 
Ortsteil Aretsried. Zudem muss 
die Grund- und Mittelschule mit 
OGTS (Offene Ganztagsschu-

Peter Ziegelmeier
Erster Bürgermeister, Markt Fischach

ständiger Rechtsanwalt tätig. Als kommunaler 
Wahlbeamter darf und übe ich diesen Beruf wäh-
rend meiner Amtszeit nicht aus.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kommu-
nalpolitik zu gehen?

Ich bin in Fischach geboren. Die Gemeinde ist 
meine Heimat, deren Gestaltung und Entwick-
lung mir ein echtes Anliegen war und immer 
noch ist. Außerdem wollte ich nach den langen 
Jahren meiner Anwaltstätigkeit noch einmal et-
was anderes machen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Vor meinem Amtsantritt war ich sechs Jah-
re als Marktgemeinderat und dann 18 Jahre als 
Zweiter Bürgermeister ehrenamtlich tätig, so-
dass ich mit den kommunalen Angelegenheiten 
durchaus vertraut war.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Vordringliche Aufgabe und ja auch Heraus-
forderung bei meinem Amtsantritt war die noch 
nicht abgeschlossene Beitragsabrechnung meh-
rerer Baugebiete und Ausbaustraßen. 

In gleicher Weise sofort beschäftigt hat mich 
der Ausbau unserer Grund- und Mittelschule, 
der infolge der gestiegenen Schülerzahlen (der-
zeit 620 Schülerinnen und Schüler) dringend er-
forderlich war. 

Darüber hinaus war eine weitere vordringliche 
Aufgabe bei meinem Amtsantritt die Erschlie-
ßung des damals noch im Planungsstadium be-
findlichen Gewerbegebiets mit immerhin 40.000 
qm Grundfläche fortzuführen und zum Abschluss 
zu bringen. 

Auch die Eröffnung des Naturfreibades mit 
all ihren Vorbereitungen auf die erste Badesai-
son war eine echte Herausforderung, gleichzei-
tig aber auch der Start für einen riesigen Besu-
chermagneten für den Markt Fischach und die 
Region, der uns alljährlich auf`s Neue begeistert. 
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Derzeit intensiv beschäftigt bin ich mit den Fol-
gen der angespannten Haushaltslage aufgrund 
eines für den Markt Fischach völlig „ungewohn-
ten“ Einbruchs der Gewerbesteuer in ganz erheb-
licher Höhe.

le, Amn. d. Red.) weiter ausgebaut werden, was 
ebenso auch gilt, schon aufgrund des immer noch 
erheblichen Zuzugs auch junger Familien, für die 
Sicherstellung ausreichender Kindergartenplätze. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Vielleicht den: Es allen recht zu machen, ist ei-
ne Kunst, die niemand kann.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Durch wirklich ständige Gespräche sowohl mit 
den Kolleginnen und Kollegen des Marktgemein-
derats wie auch den Bürgerinnen und Bürgern 
bei allen möglichen Gelegenheiten. Und was die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rathaus be-
trifft, so steht meine Tür für jede und jeden offen. 
Zudem habe ich im Rathaus eine regelmäßig an 
jedem Montagmorgen stattfindende sog. „Mon-
tagsbesprechung“ mit den leitenden Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, wie auch dem Zweiten 
Bürgermeister und der Dritten Bürgermeisterin, 
eingeführt.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Ganz grundsätzlich gilt, dass Digitalisierung 
ohne personelles Know-how nicht umsetzbar ist, 
zumal die damit verbundene Anpassung von Ver-
waltungsprozessen zudem einen ganz erhebli-
chen finanziellen Aufwand bedeutet und insbe-
sondere im Hinblick auf Datenschutz und Daten-
zugang eine große Herausforderung darstellt. 
Kommunalpolitisch betrachtet wird die Digita-
lisierung den Bürgerinnen und Bürgern zwar si-
cher den Zugang zum Rathaus erheblich erleich-
tern. Der aus meiner Sicht gerade in kleineren 
Gemeinden unabdingbar notwendige, persönli-
che Kontakt der Gemeindebürgerinnen und Bür-
ger mit der Verwaltung, dem Bürgermeister geht 
jedoch mehr und mehr verloren. Im übrigen: Vor 
wenigen Wochen ist hier in der Gemeinde auf-
grund von Reparaturarbeiten an einer Stromlei-
tung der Strom ausgefallen. Die Folge war, dass 
die in den vergangenen Jahren mit – wie ausge-
führt – erheblichem finanziellen Aufwand ausge-
baute digitale Infrastruktur schlicht nicht mehr 
nutzbar war. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Herbert Wehner hat einmal gesagt: „Trotz alle-
dem: Weiterarbeiten und nicht verzweifeln.“
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Noch bin ich da und im Amt. r

Verleihung des niederbayerischen Integrationspreises:

Lebendige Werte der Gesellschaft
„Mit der Verleihung des Niederbayerischen Integrationspreises 
möchten wir ein Zeichen setzen, dass es in Niederbayern Menschen 
gibt, die durch ihre Arbeit die Werte unserer Gesellschaft lebendig 
werden lassen und damit wesentlich den Zusammenhalt stärken“, 
betonte Regierungsvizepräsidentin Monika Linseisen anlässlich der 
Preisverleihung in der Regierung von Niederbayern.

In Landshut ist der Niederbaye-
rische Integrationspreis 2023 ver-
liehen worden. Gemeinsam mit 
der Integrationsbeauftragten der 
Bayerischen Staatsregierung, Gu-
drun Brendel-Fischer, würdigte 
Regierungsvizepräsidentin Mo-
nika Linseisen vier herausragen-
de Projekte und Einzelpersonen, 
die Integration selbst erfolgreich 
vorleben und die die Integration 
von Bürgerinnen und Bürgern mit 
Migrationshintergrund in Nieder-
bayern in vorbildlicher Weise un-
terstützen. Die Geehrten dürfen 
sich über ein Preisgeld in Höhe 
von jeweils 1.500 Euro freuen.

Die Geehrten

Mit dem Niederbayerischen 
Integrationspreis ausgezeichnet 
wurden Reiner Dietl – „Großes 
Herz“ (Landkreis Straubing-Bo-
gen, Elisabethszell), Kathrin Glas-
schröder – Koliiibri e.V. (Stadt 
Deggendorf), Monika Wölfl – 
„Willkommenskultur erleben“ 
(Landkreis Regen, Bodenmais) 
und Nelli Estina – Anlaufstelle für 
Migration und Soziales (Landkreis 
Passau, Bad Füssing und Kirch-
ham).

Als 2015 viele Menschen nach 
Deutschland flohen, hat Bäcker-
meister Reiner Dietl nicht taten-
los zugesehen, sondern sich für 
diese Menschen eingesetzt. Be-
sonders nahm er sich eines da-
mals 17-jährigen Afghanen an 
und unterstützte ihn dabei, Schu-
le und Ausbildung zum Bäcker in 
Dietls Betrieb erfolgreich abzu-
schließen. Die Verbindung zwi-
schen den beiden wurde so stark, 
dass der junge Flüchtling adop-
tiert wurde. Mittlerweile ist Dietls 
Sohn in den familiären Bäcker-Be-
trieb miteingestiegen.

Ausbildungsplatz  
mit Zukunft

Auch als der Krieg in der Ukrai-
ne ausbrach, hat Dietl nicht ta-
tenlos zugesehen, sondern sich 
auf den Weg ins Kriegsgebiet ge-
macht, um vor Ort zu helfen. Hier 
begegnete ihm ein 18-Jähriger, 
den er als Pflegekind bei sich auf-
nahm und auch ihm die Möglich-
keit bot, in seinem Betrieb eine 
Ausbildung zum Bürokaufmann 
zu machen und anschließend 
mit in den Bäckerei-Betrieb ein-
zusteigen. Im April dieses Jahres 
wurde schließlich ein bei einem 
erneuten Hilfskonvoi in die Uk-
raine ein 19-Jähriger mitgenom-
men, der nun auch ein Zuhause 
bei Reiner Dietl gefunden hat.

Nur wenige Wochen nach dem 
Beginn des schrecklichen Ukrai-
ne-Krieges hat Kathrin Glasschrö-
der im Mai 2022 mit Ihren Mit-

streitern den Verein Koliiibri e.V. 
aus der Taufe gehoben. In der 
Kulturmühle in Deggendorf ent-
stand ein Ort der Begegnung, 
des Austauschs und des Mitein-
anders. Die Geflüchteten aus der 
Ukraine finden dort nicht nur Un-
terstützung bei Behördengängen 
und der Wohnungssuche, son-
dern ein vielfältiges Angebot, das 
vom Kinderballett über Chor und 
Yoga bis hin zur Kinderbetreuung 
reicht. Vor allem aber ist die Kul-
turmühle für die Menschen aus 
der Ukraine ein Ort, an dem ih-
re Heimat lebendig werden kann 
und darf. Der Verein Koliiibri e.V. 
schlägt so Brücken zwischen un-
terschiedlichen Kulturen, zwi-
schen unterschiedlichen Welten. 
Und obwohl der Verein noch so 
jung ist, wächst er schon zu einer 
festen Institution in der Stadtge-
sellschaft heran.

Geflüchteten aus der Ukrai-
ne zu helfen, hat sich Nelli Esti-
na mit Ihrem Team zur Aufgabe 
gemacht, als sie im Februar 2022 
die ehrenamtliche Anlaufstelle 
für Migration und Soziales in Bad 
Füssing und Kirchham ins Leben 
rief. Als „Muttersprachlerin“ ge-
lingt es ihr, gemeinsam mit ihren 
Kolleginnen den Geflüchteten ein 
Stück Vertrautheit und Orientie-
rung in einem fremden Land zu 
geben. Nicht nur die Geflüchte-
ten schätzen Estinas Arbeit sehr, 
sondern auch Behörden und Ins-
titutionen. Durch die fachlich her-
vorragende Begleitung der Ge-
flüchteten können Anträge deut-
lich schneller bearbeitet werden. 
Und damit kann auch die Integra-
tion (in den Arbeitsmarkt) deut-
lich schneller beginnen. Mit der 
Anlaufstelle für Migration und 
Soziales wurde ein Ort geschaf-
fen, an dem Geflüchtete Unter-
stützung, Empathie und Solidari-
tät erfahren. Gleichzeitig sorgen 
die vielen Freizeitaktivitäten und 
kulturellen Angebote für zahlrei-
che Begegnungsmöglichkeiten. 
Einheimische und Geflüchtete 
können sich so leichter kennen-
lernen.

Ehemalige Geflüchtete  
wirken ehrenamtlich mit

Der Name des Projekts „Will-
kommenskultur erleben“ ist Pro-
gramm. Seit Oktober 2018 heißt 
Monika Wölfl mit ihrem Team 
Geflüchtete, insbesondere Fami-
lien mit Kindern, in Bodenmais 
willkommen. Sie hilft den Ge-
flüchteten unter anderem bei Be-
hördengängen, organisiert kultu-
relle Veranstaltungen sowie Frei-
zeitangebote, Sprachkurse und 
eine eigene Kinderbetreuung, 
damit auch Mütter die Chance 
haben, Sprachkurse besuchen 

zu können. Dass Wölfls Projekt 
Früchte trägt, wird zum einen 
darin deutlich, dass mittlerwei-
le ehemalige Geflüchtete selbst 
ehrenamtlich im Projekt mitwir-
ken oder als Sprach- und Kultur-
mittler für den Integrationslotsen 
im Landratsamt Regen tätig sind. 
Zum anderen ist in Bodenmais 
immer wieder zu hören, „unsere 
Bodenmaiser Syrer sind jetzt syri-
sche Bodenmaiser“.

Anstrengungsbereitschaft 
und Ausdauer ist erforderlich

Integrationsbeauftragte Gu-
drun Brendel-Fischer sagte an-
erkennend: „Die ausgezeichne-
ten Projekte in Niederbayern zei-
gen jedes Jahr aufs Neue, welch 
große Anstrengungsbereitschaft 
und Ausdauer von Zugewander-
ten und ehrenamtlichen Helfer-
kreisen erforderlich ist, um Inte-
grationsprozesse erfolgreich zu 
gestalten und wie wichtig eine 
gute Zusammenarbeit mit Behör-
den und Trägern ist.“

Regierungsvizepräsidentin Mo-
nika Linseisen bekräftigte: „Da-
mit Integration gelingt, braucht 
es Menschen wie Sie, die das Mit-
einander leben. Denn Integrati-
on ist der Schlüssel für ein gutes 
Zusammenleben und erfordert 
auf beiden Seiten Offenheit. Ge-
lingt Integration, dann gewinnen 
beide Seiten. Mit Ihren Projek-
ten, mit Ihrem herausragenden 
Einsatz für die Gesellschaft leis-
ten Sie vorbildhafte Integrations-
arbeit. Bitte bleiben Sie weiter so 
engagiert! Niederbayern braucht 
Sie!“  DK

V.l.: Regierungsvizepräsidentin Monika Linseisen, die vier Geehrten Reiner Dietl, Kathrin Glasschröder, Mo-
nika Wölfl und Nelli Estina sowie Bezirkstagsvizepräsident Dr. Thomas Pröckl und die Integrationsbeauf-
tragte der Bayerischen Staatsregierung, Gudrun Brendel-Fischer. Bild: Regierung von Niederbayern

Tag der Franken 2024  
in Wunsiedel

Die Luisenburg steht im kommenden Jahr im Zentrum des Festak-
tes zum Tag der Franken am 7. Juli. Unter dem Motto „Vorhang auf 
für Franken!“ wird Wunsiedel als Festspielstadt ebenso gewürdigt 
wie die große Theatervielfalt in Ober-, Mittel- und Unterfranken. Die 
Vorbereitungen hinter den Kulissen laufen bereits auf Hochtouren. 
Bezirkstagspräsident Henry Schramm und Wunsiedels Bürgermeis-
ter Nicolas Lahovnik haben jetzt im Rahmen einer Pressekonferenz 
auf der Luisenburg den aktuellen Planungsstand präsentiert.

Der Tag der Franken geht auf 
einen Beschluss des Bayerischen 
Landtags aus dem Jahr 2006 zu-
rück. Bezirkstagspräsident Henry 
Schramm, der damals dem Parla-
ment angehörte, erklärte: „Dieser 
Tag ist eine Chance, die Traditio-
nen und die Leistungskraft Fran-
kens herauszustellen und deut-
lich zu machen, dass sich Franken 
im Freistaat Bayern nicht zu ver-
stecken braucht.“ Der Tag wird 
alljährlich Anfang Juli begangen, 
weil am 2. Juli 1500 der Fränki-
sche Reichskreis entstand, ein Zu-
sammenschluss der fränkischen 
Territorien.

Der Festakt beim Tag der Fran-
ken 2024, zu dem der bayerische 
Ministerpräsident auf der Lui-
senburg erwartet wird, beginnt 
um 10 Uhr. Weitere Redner wer-

den der Bezirkstagspräsident von 
Oberfranken und Wunsiedels Ers-
ter Bürgermeister sein. Diver-
se Szenen aus aktuellen Theater- 
und Musicalproduktionen der Lui- 
senburg bieten lebendige Einbli-
cke in die Arbeit der landesweit 
renommierten Freilichtbühne. Die 
Moderation übernimmt Luisen-
burg-Intendantin Birgit Simmler.

Nach dem Festakt sind die Be-
sucher zu einem Stadtfest in die 
Innenstadt eingeladen, bei dem 
sich Wunsiedel und die Region auf 
vielfältige Weise präsentieren.

Bezirkstagspräsident Henry 
Schramm freut sich auf die ge-
meinsame Veranstaltung: „Der 
Tag der Franken ist immer wieder 
ein schöner Anlass, unsere fränki-
sche Heimat in Szene zu setzen. 
Schließlich können wir aus einem 

V.l.: Wunsiedels Bürgermeister Nicolas Lahovnik, Bezirksstagspräsi-
dent Henry Schramm und Bezirksheimatpfleger Prof. Dr. Günter Dip-
pold. Bild: Florian Bergmann

reichen Erbe schöpfen – sei es aus 
Kultur, Wirtschaft oder Natur.“

„Die Luisenburg-Festspiele mit 
ihrer einzigarten Naturbühne 
sind die ideale Kulisse für den Tag 
der Franken. Wir freuen uns in 
Wunsiedel, dass wir dieses Kul-
tur-Highlight, unsere schöne Stadt 
und ganz Franken an diesem Tag 
präsentieren dürfen“, so Erster 
Bürgermeister Nicolas Lahovnik.

Kultur auf hohem Niveau

Im Vorfeld der Veranstaltung 
wird eine eigene Homepage über 
den Tag der Franken 2024, das 
Programm und die Hintergrün-

de informieren. Das Motto bie-
tet, so betont Bezirksheimatpfle-
ger Prof. Dr. Günter Dippold, eine 
große Chance: „Wir können her-
ausstellen, dass gerade in Franken 
Kultur auf hohem Niveau nicht nur 
in den großen Städten stattfindet. 
Gerade die vielen Freilichtbühnen 
Frankens, wie sie in Kleinstädten 
und sogar in Dörfern bestehen, 
sind Zeugnis einer quicklebendi-
gen Kulturszene.“

Unterstützt wird die Großver-
anstaltung des Bezirks Oberfran-
ken und der Stadt Wunsiedel von 
der Oberfrankenstiftung und dem 
Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen und für Heimat.  r
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Herzlichen Glückwunsch! Die 
Deutschen haben es wieder 
einmal geschafft, ihren Natio-
nalfeiertag zum Tag-des-sich-
Asche-aufs-Haupt-streuen zu 
machen. Dabei wären alle Zu-
taten zu einem entspannten 
Feiertag gegeben gewesen: 
Kaiserwetter, ein vorgeschal-
teter Brückentag, keine aku-
ten Krisen im Land wie Pande-
mien oder Terror, und das Ok-
toberfest wurde um zwei Tage verlängert. Was 
will man mehr?

Gut, vielleicht sind die Deutschen vom Typ her 
nicht dazu gemacht, wie die Franzosen am 14. 
Juli wild mit Freunden, Nachbarn und Fremden 
auf den Straßen zu tanzen und ausgelassen zu 
feiern. Vielleicht ist es im Frühherbst auch etwas 
zu unbeständig, als dass sich Traditionen wie 
ein Riesen-Picknick oder ein grandioses Feuer-
werk einnisten könnten, wie sie den 4. Juli in den 

USA kennzeichnen. Aber Leute, muss es wirklich 
sein, dass der 3. Oktober zum Nationaljammer-
tag verkommt? Kein Geringerer als die oberste 
Bundesspaßbremse, der durch und durch west-
deutsch sozialisierte Bundespräsident, hat in ei-
nem sauertöpfischen Interview den Ton vorge-
geben: Alles ist Mist. Zu wenige Ostdeutsche in 
den Unternehmensführungen, zu wenige Ost-
deutsche im Kulturleben, zu wenige Ostdeutsche 
in den Medien. Weitere beliebte Jammerpunkte: 
Die Ost-Biografien werden nicht anerkannt. Im-
mer noch gibt es geringere Renten im Osten.

Für mich beginnt das Elend schon in den Be-
grifflichkeiten. Was soll „Ostdeutschland“ denn 
heißen? Die prosperierende Clusterregion Sili-
con Saxony oder die pulsierende Universitäts- 
und Kulturstadt Leipzig? Das entvölkerte Vor-
pommern oder die maroden Plattenbauten in 
der brandenburgischen Provinz? Bei Lichte bese-
hen gibt es wenig Unterschiede zum alten Wes-
ten, der Boomregionen wie München und Um-
land ebenso kennt, wie soziale Brennpunkte in 
Ludwigshafen, Duisburg oder Essen. Hellsich-
tige und engagiert patriotische Persönlichkei-
ten wie Theo Waigel oder Lothar Späth haben 
in den 90er Jahren versucht, für die Länder im 

damaligen Beitrittsgebiet den 
Begriff „junge Länder“ zu eta-
blieren. Das klang nach Auf-
bruch, Chance, Dynamik – nach 
33 Jahren kennt diesen Begriff 
praktisch niemand mehr und 
wir fabulieren noch immer von 
Ossis und Wessis.

Überhaupt, was ist nach 
über drei Jahrzehnten gemein-
samer Staatlichkeit noch ein 
Ostdeutscher? Ist das der im 

Gebiet östlich der ehemaligen Zonengrenze ge-
borene Mann, der im Alter von sieben Jahren mit 
seinen Eltern nach Nürnberg zog und heute dort 
einen Handwerksbetrieb leitet? Ist es die west-
lich der Zonengrenze geborene Frau, die sich 
nach ihrem Jurastudium Anfang der 90er Jahre 
eine Anwaltskanzlei in Radebeul aufgebaut hat 
und dort engagiert Kommunalpolitik macht? Ist 
der wohlstandsverwahrloste Radikalinski aus 
bester Stuttgarter Familie, der nach Leipzig-Con-
newitz ins linksradikale Antifa-Milieu gezogen 
ist, Ostdeutscher? Ist der Mathecrack aus Halle 
an der Saale ein Westdeutscher, der bei Goog-
le in München arbeitet? Ich denke, Deutschland 
ist mittlerweile zu verwoben und die Nachwen-
dekinder mit ihren 33, 34 Jahren zu alt, um Ge-
gensätze konstruieren zu können.

Aber die Stereotypen halten sich, etwa das 
Märchen von der Benachteiligung des Ostens 
in der Rente. Dabei gibt sogar die Bundesregie-
rung, die sich einen moralinsauren Westanklä-
ger genannt Ostbeauftragter hält, an, dass die 
Rentenangleichung im Juli 2023 abgeschlossen 
war. Oder die Klage von den angeblich nicht ge-
würdigten Ostbiografien. Ich persönlich bewun-
dere jeden, der wie der Staat, in dem er lebte, 
beim Aufbau des Sozialismus versagt hat. Es war 
nicht seine Schuld, sondern es konnte halt nicht 
klappen, trotz mieser Arbeitsbedingungen und 
Umweltzerstörung apokalyptischen Ausmaßes. 
Nicht aber achte ich die Spitzel und Regimepro-
fiteure, die den Unterdrückungsapparat der SED 
ge- und unterstützt haben und jetzt auf Senio-
rennachmittagen der Partei Die Linke (= SED/
PDS) gegen den Kapitalismus wettern.

Statt dem Steinmeier-Interview hätte man im 
Fernsehen besser Bilder von den Braunkohlewol-
ken über Bitterfeld vor 1990 zeigen sollen. Dann 
wäre auch klar, wie Recht Helmut Kohl mit sei-
nem Satz hatte: „Die Deutschen sind auf sehr un-
sympathische Weise Weltmeister im Jammern.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT
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Landkreis Donau-Ries:

Bayerns Geheimtipp zählt zu den 
vielversprechendsten Landkreisen

Das Forschungsinstitut Prognos hat im Auftrag der Fachzeitschrift 
„Markt und Mittelstand“ ermittelt, wo in Deutschland Wachstums- 
potenziale auf größere freie Flächen stoßen. Prognos wollte wissen, 
wo expandierende Unternehmen vor allem des deutschen Mittel-
standes vielversprechende Standorte finden. Zwei Kernfragen stan-
den im Fokus der Untersuchung: „In welchen Kreisen und kreisfrei-
en Städten sind größere, besonders bedeutsame Gewerbeflächen 
verfügbar?“ und „Wie spielen die Wettbewerbsstärke von Regionen 
und die Verfügbarkeit von großen Gewerbeflächen zusammen?“ Für 
die wirtschaftlichen Aussichten wurde der Prognos Zukunftsatlas 
2022 herangezogen und zur Ermittlung des Ergebnisses die zukünfti-
gen Wachstumsregionen an den Schnittstellen verortet. 

Das Ergebnis ist für den Land-
kreis Donau-Ries mehr als erfreu-
lich: Die Region floriert und ist 
beliebt bei der mittelständischen 
Wirtschaft. Die Fachkräftesituati-
on ist, von einigen Bereichen ab-
gesehen, im Großen und Ganzen 
noch annähernd im Rahmen und 
es gibt ein sehr attraktives Indus-
trieumfeld. Der Landkreis zählt 
damit zu den vielversprechends-
ten Landkreisen in ganz Deutsch-
land und wird als der Bayerische 
Geheimtipp gesehen. Dies zeigt 
sich auch beim Blick auf die Pend-
lerquote, die seit einigen Jahren 
sehr hoch ist. Dabei ist die Zahl 
der Menschen, die täglich für 
die Arbeit in den Landkreis Do-
nau-Ries pendeln deutlich höher, 
als die der Auspendler.

Der Landkreis ist, so das Pro-
gnos-Ergebnis, sehr ländlich ge-
prägt und so verwundert es 
nicht, dass hier noch viele Flä-
chen für Neuansiedlungen vor-

handen sind. Trotzdem hat man 
nicht den Eindruck, wie die Stu-
die berichtet, dass händeringend 
nach neuen Investoren gesucht 
wird. Kein Wunder: Die rund 
137.000 Bewohner sind prinzipi-
ell bereits gut versorgt. Zuletzt 
wurde eine Arbeitslosenquote 
von 2,2 Prozent gemeldet – eine 
der niedrigsten in Deutschland.

Landkreis mit  
größter Aufstiegsdynamik

Zu den bekanntesten Arbeitge-
bern gehört das Hubschrauber-
werk von Airbus. Den Kern der 
lokalen Wirtschaft bilden jedoch 
eine Vielzahl kleiner und mittel-
ständischer Betriebe mit einem 
breiten Branchenmix. Sie sor-
gen dafür, dass Donau-Ries zu 
den erfolgreichsten Regionen ge-
hört. Bundesweit zählt der Land-
strich zu denen mit der größten 
Aufstiegsdynamik. Zudem befin-
den sich in unmittelbarer Nach-
barschaft die Industriezentren 
Aalen, Ingolstadt, Augsburg und 
Ulm. Nürnberg und München 
sind eine knappe Autostunde 
entfernt. Gut 15.000 Menschen 
pendeln täglich in die Nachbar- 
regionen. Dort sind unter an-
derem Unternehmen wie Zeiss, 
MAN, Audi und Bosch angesie-
delt. Diese Position macht, so das 
Ergebnis der Untersuchung – aus 
der außerhalb Bayerns eher un-
bekannten Region für Investoren 
einen Geheimtipp.

Mehr als die Hälfte aller Be-
schäftigen sind in Maschinen- 
und Fahrzeugbau, Luftfahrtin-
dustrie, Baugewerbe, Forschung 
und Entwicklung, Gesundheits-
wirtschaft sowie IT- und Kom-

munikationsdienstleistungen tä-
tig. Vor allem der Maschinen-
bau entwickelt sich in der Regi-
on gut. Aber auch der Tourismus 
spielt eine wichtige Rolle. An-
ziehungspunkte sind schmucke 
Städte und vor allem das Nördlin-
ger Ries, eine riesige kraterartige 
Senke, die vor 15 Millionen Jah-
ren durch einen Meteoritenein-
schlag entstanden ist.

Harter Kampf um Fachkräfte

Aber auch eine so florierende 
Region hat ihre Schattenseiten. 
So müssen sich die Betriebe dar- 
auf einstellen, dass sie wegen der 
demografischen Entwicklung bis 
2040 im Schnitt 37 Prozent der 
Belegschaft ersetzen müssen – 
ein sehr hoher Wert. Bundesweit 
werden bis dahin 25 Prozent der 
Beschäftigten in Rente gehen. 
Wer sich ansiedeln möchte, muss 
sich auf einen harten Kampf um 
Fachkräfte einstellen. „Fachkräf-
tesicherung ist und bleibt ein 
sehr wichtiges Ziel für unsere 
Wirtschaftsregion“, betont daher 
Landrat Stefan Rößle, der sich 
über das überaus positive Ergeb-
nis des Landkreises natürlich sehr 
freut. Rößle sieht hierin eine Be-
stätigung, dass der Landkreis mit 
seiner Arbeit auf dem richtigen 
Weg ist. Schon seit geraumer Zeit 
geht die Region deshalb das The-
ma Fachkräftesicherung inten-
siv an, um Menschen für die lo-
kale Wirtschaft zu gewinnen. Der 
Wirtschaftsförderverband DO-
NAURIES realisiert dazu im Rah-
men der Regionenmarke DO-
NAURIES zahlreiche Projekte, die 
genau daran anknüpfen und die 
regionalen Unternehmen dabei 
unterstützen, nachhaltig Fach-
kräfte zu gewinnen und diese zu 
halten.

„Und wir werden in den kom-
menden Jahren unsere Aktivitä-
ten noch forcieren“, bestätigt der 
Geschäftsführer des Wirtschafts-
förderverbands Klemens Heinin-
ger. Dies ist richtig und wichtig, 
damit der „Bayerische Geheim-
tipp“ Donau Ries auch in Zukunft 
einer der vielversprechendsten 
Landkreise bleibt.  r

Landkreis München:

Aktion Zukunft+ freut sich 
über neues Mitglied

Landkreis Ebersberg unterzeichnet Kooperationsvertrag 
Der Startschuss ist gefallen: Christoph Göbel und Robert Niederge-
säß, die Landräte der Landkreise München und Ebersberg, haben ei-
nen Kooperationsvertrag unterzeichnet. Damit tritt der Landkreis 
Ebersberg der Aktion Zukunft+ zum Januar 2024 offiziell bei. 

Die Landkreise stehen vor der 
Frage, was sie aktiv unternehmen 
können, um dem Klimawandel 
entgegenzuwirken. Aus diesem 
Grund hat der Landkreis Mün-
chen die Aktion Zukunft+ im Rah-
men der 29++ Klima. Energie.Initi-
ative. in Zusammenarbeit mit der 
Energieagentur Ebersberg-Mün-
chen gGmbH gestartet. Mit dem 
Beschluss der Kreistage der bei-
den Landkreise ist die Zusam-
menarbeit ab Januar 2024 nun of-
fiziell. Projektvorschläge und An-
träge können ab sofort einge-
reicht werden.

Regionale Projekte aus den 
Landkreisen München und 
Ebersberg können ab sofort von 
Kommunen, eingetragenen Ver-
einen, Genossenschaften, Orga-
nisationen, Eigentümergemein-
schaften, privaten Initiativen, 
Unternehmen sowie volljähri-
gen Privatpersonen per E-Mail an 
projekte@aktion-zukunft-plus.
de eingereicht werden. Die auf-
genommenen Projekte werden 
anschließend über einen Spen-
den-Crowdfunding-Mechanis-
mus gefördert. Alle aktuellen 
Projekte sind online einsehbar 

unter www.aktion-zukunft-plus.
de.

„Die Aktion Zukunft+ ist ein Ge-
meinschaftsprojekt: Während der 
Landkreis München die Werkzeu-
ge zur Verfügung stellt, bringen 
sich sowohl Bürgerinnen und Bür-
ger als auch Organisationen, Un-
ternehmen und Kommunen aktiv 
für den Klimaschutz ein. Gemein-
sam sind wir stärker! Daher sind 
wir stolz darauf, den Landkreis 
Ebersberg als starken Partner an 
unserer Seite zu haben“, so Land-
rat Christoph Göbel.

Christoph Göbel, Landrat Landkreis München, und Robert Niederge-
säß, Landrat Landkreis Ebersberg, sind künftig Partner bei der Aktion 
Zukunft+.  Bild: Robert Kiderle Fotoagentur

Organisatorische Neuigkeiten

Im Rahmen der Projektko-
operation wird der Lenkungs-
beirat der Aktion Zukunft+ um 
drei Vertreterinnen und Vertre-
ter des Ebersberger Kreistags 
sowie einer überregionalen In-
stitution erweitert. Der Len-
kungsbeirat setzt sich aus ei-
nem Gremium von legitimier-
ten Experten zusammen, das 
sowohl eine beratende Funkti-
on in Bezug auf die strategische 
Projektentwicklung hat als auch 
für die endgültige Freigabe der 
lokalen und globalen Projekte 
verantwortlich ist.

Landrat Robert Niedergesäß 
sieht in der Unterzeichnung des 
Kooperationsvertrags ein kla-
res Bekenntnis zu aktivem Klima-
schutz und einer nachhaltigen 
Gestaltung der Zukunft: „Wir sind 
überzeugt davon, dass wir durch 
die Bündelung unserer Ressour-
cen und Kompetenzen erheblich 
mehr bewirken können als im Al-
leingang. In der Aktion Zukunft+ 
sehen wir eine exzellente Mög-
lichkeit, konkrete und wirksame 
Projekte für mehr Umwelt- und 
Klimaschutz auf den Weg zu brin-
gen. “ r

V.l.: Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, Elisabeth Makepeace- 
Vondrak, Erste Vorsitzende der KlinikClowns, Clownin „Rosa Socke“ 
und Kulturreferentin Dr. Cindy Drexl.  Bild: Huber, Bezirk Niederbayern

Lachen ist die beste Medizin
KlinikClowns zu Besuch bei Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich

Landshut. Ihre Mission ist es, Menschen, denen es nicht gut geht, ein 
Lächeln ins Gesicht zu Zaubern – die KlinikClowns. Der gemeinnützi-
ge Verein mit Sitz in Freising wird seit 2016 vom Bezirk Niederbayern 
unterstützt. Für 2023 hatte der Kultur-, Jugend- und Sportausschuss 
Fördermittel in Höhe von 10.000 Euro für die Clowns-Visiten geneh-
migt. Elisabeth Makepeace-Vondrak, erste Vorsitzende und Gründe-
rin der KlinikClowns, und Clownin „Rosa Socke“ besuchten Bezirks-
tagspräsident Dr. Olaf Heinrich nun in Landshut.

Im Oktober feiern die Klinik-
Clowns 25-jähriges Jubiläum. Seit 
Gründung absolvierten sie über 
40.000 Visiten in Krankenhäu-
sern, Pflegeheimen, Behinder-
teneinrichtungen und Hospizen 
und bringen damit Lachen und 
Leichtigkeit in den oftmals sehr 
ernsten Alltag der Einrichtungs-
bewohner bzw. Patienten. Mitt-
lerweile arbeiten 70 professio-
nelle Clowns für den Verein. 

Die Corona-Jahre seien ei-
ne schwierige Zeit gewesen, er-
zählt Elisabeth Makepeace-Von-
drak. „Wir haben improvisiert 
und sogar Online-Visiten ge-
macht. Jetzt aber ist die Nach-
frage nach den Clownsvisiten 
größer denn je.“ Aktuell besu-
chen sie Menschen in 115 Ein-
richtungen in ganz Bayern – vom 
Kleinkind bis zu den betagten Se-
nioren. „Damit wir möglichst vie-
len Anfragen nachkommen kön-
nen, sind wir auf Spenden ange-

wiesen – und auf Unterstützer 
wie den Bezirk Niederbayern“, 
so Makepeace-Vondrak. „Diese 
Hilfe ist eine tolle Anerkennung 
für unsere Arbeit und wir hoffen 
auf eine weiterhin gute Zusam-
menarbeit.“

„Fast 90 Prozent der Ausga-
ben des Bezirks Niederbayern 
entfallen auf Hilfen für behinder-
te, pflegebedürftige und kranke 
Menschen“, so Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Heinrich. „Ich bin davon 
überzeugt, dass in dem Sprich-
wort ‚Lachen ist die beste Me-
dizin‘ viel Wahres steckt. Selbst, 
wenn Humor alleine keine Krank-
heit heilen kann, so hilft er doch 
bei der Genesung oder zumin-
dest, um einige Minuten seine 
Sorgen zu vergessen. Daher ist es 
den Mitgliedern des niederbaye-
rischen Bezirkstags und auch mir 
persönlich sehr wichtig, die Ar-
beit der KlinikClowns zu unter-
stützen“.  – sb –

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
https://www.gemeindezeitung.de
mailto:projekte%40aktion-zukunft-plus.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:projekte%40aktion-zukunft-plus.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.aktion-zukunft-plus.de
http://www.aktion-zukunft-plus.de
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Vorschau auf GZ 20
In unserer Ausgabe Nr. 20/2023, die am 26. Oktober 2023 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Wasser – Abwasser
• Kommunales Verkehrswesen – ÖPNV
• Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
• Öffentliche Beleuchtung, Straßenbeleuchtung
• Fachliteratur für Kommunalpolitiker und  

Kommunalverwaltungen, Kommunale Rechtsfragen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Eingenbeilage des Verlags Bayeri-
sche Kommunalpresse GmbH zum Thema Straßensanierung 
bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de Eine komplette  

Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2023

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

HOCHEFFIZIENTE WÄRME- /
KÄLTERÜCKGEWINNUNG

SEW® GmbH
www.sew-kempen.de

P Betriebskosteneinsparung
	 durch hohe Effizienz und

Betriebssicherheit 

P Maximale Hygiene -
keim- und schadstoff-
übertragungsfrei

P 	Redundant, betriebssicher, hocheffizient

P 	Reduzierung der vorzuhaltenden Heiz-,
Kühl- und Elektroleistungen

P 	Wegfall von Rückkühlwerken möglich

P Nachrüstung / Sanierung im Bestand

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg undWürzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt.
Flugsicherung,KlinikumGroßhadern,Muffathalle, TheCharles
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Ihre eigene Gas- und 
Strompreisbremse

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Soft warelösungen

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Der leichte Weg hin  
zu mehr Digitalisierung. kommune-aktiv.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

Das EZD in Selb wächst: 

Das neue Gebäude wird feierlich 
in Betrieb genommen 

Nach knapp 15 Monaten Bauzeit konnte die Erweiterung des Europäi- 
schen Zentrums für Dispersionstechnologien (EZD) in Selb Ende Juli 
feierlich in Betrieb genommen werden. In dem Neubau stehen nun 
zusätzliche 700 m2 für Forschung und  Entwicklung zur Verfügung. 

Das EZD hat sich seit der Grün-
dung im Jahr 2014 als wichtiger 
Entwicklungspartner für die In-
dustrie etabliert, an den sich Un-
ternehmen wenden können, in 

dem neue Ideen getestet wer-
den können, Mitarbeiter geschult 
und auch firmeninterne Abläu-
fe optimiert werden. Seit der In-
betriebnahme wurden am EZD 

mehr als 1.100 Projekte im Be-
reich der Formulierung, Her-
stellung, Charakterisierung so-
wie Schulung für Dispersionen, 
mit insgesamt mehr als 500  
unterschiedlichen Unternehmen, 
bearbeitet. 

Fläche verdoppelt

Bereits wenige Jahre nach der 
Gründung folgt jetzt schon der 
nächste Meilenstein in der noch 
jungen, aber erfolgreichen Ent-
wicklung des EZD: Die vorhande-
ne Fläche wird verdoppelt. „Wir 
sind ein anerkannter Entwick-
lungspartner der Farb-, Lack- und 
Kunststoffindustrie. Das EZD-
Team leistet hervorragende Ar-
beit, sodass wir unseren Standort 
personell und thematisch erwei-

tern. Im neuen Gebäude bauen 
wir u. a. ein Beschichtungslabor 
und ein Dispergier-Technikum 
auf. Somit können wir unsere Auf-
gabe, nämlich Unternehmen bei 
der Entwicklung und Herstellung 
innovativer Produkte zu unter-
stützen, noch besser erfüllen!“, 
so Standortleiter Dr.-Ing. Felipe 
Wolff-Fabris. 

Das Bayerische Wirtschaftsmi-
nisterium fördert die Erweiterung 
des EZD in Selb mit ca. 4,1 Mio. Eu-
ro. Die Investitionssumme für den 
Bau und die Ausstattung der Labo-
re beläuft sich auf ca. 5,2 Mio. Eu-
ro. Bayerns Wirtschaftsstaatsse-
kretär Roland Weigert: „Das Euro-
päische Zentrum für Dispersions-
technologien gewinnt durch die 
Erweiterung national und interna-
tional noch mehr Strahlkraft. Als 
hochinnovative und leistungsstar-
ke Einrichtung treibt das EZD ge-
meinsam mit dem Kunststoff-Zen-
trum SKZ den Technologietransfer 
von der Forschung in die industri-
elle Anwendung und in die Märk-
te voran.“  r

Feierliche Einweihung in Selb, v.l.: Tobias Hoffmann, stellv. Hauptge-
schäftsführer IHK für Oberfranken Bayreuth, MdL Ursula Sowa, MdL, 
Peter Berek, Landrat Landkreis Wunsiedel im Fichtelgebirge, Prof. 
Martin Bastian, Vorstandsvorsitzender SKZ, Dr.-Ing. Felipe Wolff-Fab-
ris, Standortleiter EZD, Dipl.-Ing. Ingo Rädisch (MBA), CEO, NETZSCH 
Geschäftsbereich Mahlen & Dispergieren, Regierungsvizepräsident 
Thomas Engel, Martin Schöffel, MdL, Rainer Ludwig, MdL und Ober-
bürgermeister Ulrich Pötzsch, Stadt Selb.  Bild: EZD



Gerne werden Projekte nach dem Motto zurückgestellt „die Straße geht schon noch“, denn die Gelder werden an 
anderer Stelle dringender gebraucht. Bei den Bürgern wächst derweil der Unmut über die oft desolaten Straßen. 

Straßensanierungen  
trotz Budgetknappheit

Bei Haushaltsverhandlungen in Kommunen ein großes Thema
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Bis zu 50 % günstiger
www.panmax.de
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Vorher Nachher

KOMMUNALE NÜRNBERG

18. – 19. Oktober 2023

Halle 8, Stand 624

Tel. 08083 908 00 33 | office@panmax.de | www.panmax.de

• Kostengünstig

• Hochwertige Ausführung

• Schnelle Verfügbarkeit der Straße

• Einsparung von aufwändigem 
  Bodenaustausch

• Verarbeitung von kontaminierten  
  Böden (technisch möglich)

STRASSEN-SANIERUNG
BIS ZU 50 % GÜNSTIGER

• LANGLEBIGER

• SCHNELLER 

• TRAGFÄHIGER 

• GÜNSTIGER

• ÖKOLOGISCHER

DIE LÖSUNG: DAS PANMAX-VERFAHREN 
ZUR STRASSEN- UND WEGESANIERUNG

Folgen Sie uns auf Youtube!

Vorher

Nachher

Das Panmax-Verfahren ist eine interessante, kostengünstige 
und hochwertige Alternative zum Bodenaustauschverfahren. 
Die Bayerische GemeindeZeitung hat sich über die Methode 
informiert und dabei die gängigen Fragen angesprochen.

Warum das Panmax-Verfahren?

Eine kaputte Straße hat immer auch eine Ursache. Meist ist 
es die schlechte Entwässerung oder der qualitativ minder-
wertige Unterbau, der den modernen Traglastanforderungen 
nicht mehr gerecht wird. Beides kann mit dem Panmax-Ver-
fahren behoben werden. 

Da die gesamte Fläche gefräst wird, besteht die Möglichkeit, 
den Straßenkörper zu modellieren. Sollte das vorhandene 
Material nicht ausreichen, wird Kies oder aber auch geprüf-
tes Fräsgut aus anderen Projekten der Gemeinde verwendet.
So wird die Straße optimal entwässert. Die Haltbarkeit 

verlängert sich dadurch um Jahre. Aufgrund der Stabilisierung 
durch Beimischung von Zement werden auch die Traglasten 
deutlich erhöht.

Generell ist das Panmax-Verfahren eine Alternative zum 
Bodenaustauschverfahren. Die erzielten Traglastwerte liegen 
meist zwischen 120 und 200 MN/qm². Der große Vorteil im 
Vergleich dazu ist der geringe Zeitbedarf. Bei einer Tages-
leistung von 3.000 bis 4.000 qm sind viele Projekte schon 
nach einem Tag fertig. Nach weiteren 24 Stunden Aushär-
tungszeit ist die Fläche wieder befahrbar. Die Kostenreduk-
tion beträgt dabei bis zu 50 %.
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Wie ist der zeitliche Ablauf eines  
Projekts?

| Schürfung 
 mit Entnahme einer Bodenprobe

| Vorarbeiten 
 z.B. Bankette abziehen, Kies vorlegen

| Stabilisierungsarbeiten
 Zement vorlegen, fräsen mit Boden-Stabilisierer  
 unter Einleitung des Wasser-Nanopolymer- 
 gemisches, grädern, verdichten

| Asphaltarbeiten 
 Einbau einer mind. 6 cm dicken Asphaltschicht  
 oder einer doppelten Oberflächenbehandlung

gilt es, jedes Projekt gesondert zu betrachten und zu beur-
teilen. 

 
Warum ist das Panmax-Verfahren 
auch in moorigen Bereichen geeignet?

Gerade hier ist ein Bodenaustausch aufwändig; wo fängt 
man an und wo hört man auf? Reichen 50 cm oder doch 
lieber 1,20 m? Evtl. kommt auch nach 3 m immer noch keine 
tragfähige Schicht. Ob ein Vlies den Kieskoffer vor dem 
Abwandern des Materials ausreichend schützt, muss 
gemeinsam mit dem Auftraggeber abgewogen werden.

Das Panmax-Verfahren setzt hier ganz anders an. Natürlich 
kann auch hier nicht gezaubert werden. Grundsätzlich 
werden min destens 30 – 40 cm Kiesaufbau inkl. Asphalt- 
decke benötigt. Dieses Material wird recycelt und es wird 
eine Platte auf den schwammigen Untergrund gelegt. Rissbil-
dungen können vorkommen. Ein Projekt in einer Moorgegend 
bei Bad Aibling hatte nach Unternehmensangaben auf einer 
Länge von ca. 400 m einen Querriss. Dieser wurde bei 
regelmäßigen Kontrollfahrten von der Firma selbst festgestellt 
und daraufhin mit Bitumen vergossen. Seither sind keine 
weiteren Beanstandungen aufgetreten. 

Wie hoch sind die Kosten des  
Panmax-Verfahrens?

Das ist abhängig von verschiedenen Faktoren wie beispiels-
weise Traglastanforderungen, Oberflächenbelag, Größe der 
Baustelle. Aufgrund des hohen Maschineneinsatzes sind 
die Kosten für die Baustelleneinrichtung entsprechend 
hoch. Bei kleineren Flächen verteilen sie sich deutlich 
ungünstiger als bei großen. Bei einem Fahrradweg reichen 
20 cm Frästiefe aus, wobei bei intensiver landwirtschaft- 

Kann das Panmax-Verfahren auch  
innerorts eingesetzt werden?

Das ist von Fall zu Fall unterschiedlich. Schieber und Schächte 
behindern das Vorhaben keineswegs. Wenn sie vor Baube-
ginn abgesenkt und gemeinsam mit den Verantwortlichen 
der Auftraggeber genau angezeichnet werden, stellt dies 
kein Problem dar.

Großes Thema sind meist die Höhen der Hauszufahrten. 
Durch das Volumen des aufgetragenen Zements und zusätz-
lich ca. 6 cm Asphalt wird die Höhe des vorherigen Bestands 
schon mal 8 cm übertroffen. Wenn dann keine Ausgleichs-
flächen vorhanden sind, in die vorhandenes Material ver-
schoben werden kann, bleibt nur den bestehenden Asphalt 
vorher abzufräsen und somit die Höhe zu reduzieren. Hier 

Das Panmax-Profiteam führt mit viel Erfahrung und Können den Straßenbau 
der Zukunft aus.  Foto: edinger communication
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licher Nutzung 30 cm gefordert sind. Für den einen Weg 
reicht eine doppelte Oberflächenbehandlung, beim ande-
ren ist eine Asphaltierung gewünscht. Generell müssen 45 
bis 60 Euro brutto pro Quadratmeter gerechnet werden. 
Wenn Länge und Breite sowie die Anforderungen bekannt 
sind, ist eine erste Kostenaufstellung schnell erstellt und 
macht den Aufwand für den Auftraggeber transparent und 
nachvollziehbar.

Ausschreibung und Vergabe
Bei Interesse am Panmax-Verfahren können Kommunen 
sich an einem Gutachten orientieren, das von Prof. Dr. Klaus 
Englert, Honorarprofessor für Baurecht an der HDU Hoch-
schule Deggendorf, erstellt wurde und das Kriterien berück-
sichtigt, auf die in einer Ausschreibung Wert gelegt werden 
sollte. 

Referenzen:   

Gemeinde Buxheim - Oberer Scheideweg   
Gemeine Rohrdorf - Franzosenweg   
Markt Ergolding - Brenneisen   
Gemeinde Roßbach - Oberglaim 10   
Gemeinde Roßbach - Dambach 2   
Gemeinde Roßbach - Moserholz 1   
Gemeinde Roßbach - Moserholz Teilstück  
Gemeinde Roßbach - Kennersberg   
Gemeinde Neubiberg - Zwergerweg   
Stadt Grafing - Moosstraße   
Markt Nandlstadt - Kleinwolfersdorf   
Saal an der Donau - Wirtschaftsweg   
Gemeinde Aham - GVS Oberwinden   
Gemeinde Feldkirchen - Sanierung Siedlungsstraßen  
Gemeinde Rudelzhausen - Sanierung Zufahrt Kreuth 1  
Markt Buchbach Sanierung Engolding  
Gemeinde Hörgertshausen - Sanierung Am Anger  
Gemeinde Oberaudorf - Sanierung Florianistraße 
Gemeinde Kiefersfelden - Sanierung Laiminger Weg 
Gemeinde Neubiberg - Sanierung Radweg an der  
Bahnhofstraße   
Gemeinde Ried - Sanierung Högelweg und Holzburg  
Gemeinde Niederbergkirchen - Sanierung Franzenseck  
Stadt Vilsbiburg - Sanierung Lichtenhaager Straße  
Gemeinde Gerzen - Sanierung Lichtenhaager Straße  
Gemeinde Allershausen - Sanierung GVS Unter- 
kienberg - Aiterbach   
Innwerksiedlung - Sanierung Siedlungsstraße  
Gemeinde Angerberg - Sanierung Badl  
Gemeinde Anbergerg - Sanierung Edwald  
Markt Bad Endorf - Sanierung Chiemseeweg  
Gemeinde Mengkofen - Sanierung GVS Gern-Weitenhülln
Gemeinde Münsing - Sanierung GVS Schechen-Seeshaupt

Informieren Sie sich auch  
auf YouTube
https://www.youtube.com/results?
search_query=panmax+gmbh 

www.panmax.de

  
Sonderdruck der Bayerischen GemeindeZeitung

Bilder:  wie angegeben

Gestaltung:  Britta Eriskat

Redaktion:  Constanze von Hassel (verantwortlich), Walter Edinger

Druck:  Creo-Druck, Bamberg

Verlag: Bayerische Kommunalpresse GmbH  
 Postfach 825, 82533 Geretsried

 Telefon  08171 / 9307-11, Telefax 08171 / 9307-22 
 info@gemeindezeitung.de, www.gemeindezeitung.de 
 Inhaber und Beteiligungsverhältnisse: 
 100 % Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH 
 Geschäftsführerinnen: Annemarie-von Hassel,  
 Constanze von Hassel, Theresa von Hassel

Wie lange ist die Gewährleistung?
„Wir geben fünf Jahre Gewährleistung. Wo gehobelt wird, 
fallen Späne und trotz gewissenhaftester Vorbereitung und 
Ausführung können auch wir keine Probleme ausschließen. 
Wichtig ist dann, dass man zusammen eine Lösung findet 
und immer offen für das Gespräch bleibt. Die Panmax GmbH 
existiert seit über 20 Jahren und will auch in 20 Jahren ihr 
zuverlässiger Partner sein. Daher liegt uns die Zufriedenheit 
unserer Kunden sehr am Herzen“, so Andreas Paulus von 
der Panmax GmbH aus Bayern. 

Andreas Paulus, Geschäftsführer Panmax, beim Belastungsdrucktest. 
 Foto: Panmax

https://www.youtube.com/results?search_query=panmax+gmbh
https://www.youtube.com/results?search_query=panmax+gmbh
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Tel. 08083 908 00 33 | office@panmax.de | www.panmax.de

• Kostengünstig

• Hochwertige Ausführung

• Schnelle Verfügbarkeit der Straße

• Einsparung von aufwändigem
Bodenaustausch

• Verarbeitung von kontaminierten
Böden (technisch möglich)

STRASSEN-SANIERUNG
BIS ZU 50 % GÜNSTIGER

• LANGLEBIGER

• SCHNELLER

• TRAGFÄHIGER

• GÜNSTIGER

• ÖKOLOGISCHER

DIE LÖSUNG: DAS PANMAX-VERFAHREN 
ZUR STRASSEN- UND WEGESANIERUNG

Folgen Sie uns auf Youtube!

Vorher

Nachher


